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Zusammenfassung 
Chile verliert Entwicklungschancen aufgrund 
seiner zentralisierten und sektoralen institutionel-
len Struktur. Das soll nicht heißen, daß die chile-
nische Wirtschaft in naher Zukunft keine Wachs-
tumschancen hat, solange der Wachstumspfad der 
ressourcennahen Produktion mit Schwerpunkten 
in der Holzwirtschaft, der Fischerei und dem 
Bergbau noch ausgeweitet werden kann. Ziel soll-
te es jedoch sein, die Entwicklung in territorialer, 
sektoraler und sozialer Hinsicht auf eine breitere 
Grundlage zu stellen, um die Wettbewerbsfähig-
keit und Nachhaltigkeit des chilenischen Wachs-
tumsmusters auch zukünftig zu gewährleisten.  
Dieses Ziel kann durch die Förderung des Quali-
tätswettbewerbs in den Wirtschaftsräumen und 
Unternehmen erreicht werden. Dazu sind in Chile 
weitere institutionelle Reformen auf nationaler, 
regionaler und lokaler Ebene notwendig. Stand-
ortpolitik, die auf die örtlich spezifischen Rah-
menbedingungen für unternehmerisches Handeln 
einwirkt, gewinnt unter diesen Umständen zu-
nehmend an Bedeutung.  
Die vorliegende Studie untersucht den gegenwär-
tigen Stand, die aktuelle Entwicklungsdynamik 
und den zukünftigen Reformbedarf der standort-
politischen Institutionen in Chile. Sie stützt sich 
hierbei auf empirische Erkenntnisse, die von Feb-
ruar bis April 2000 in zwei Regionen Chiles (Ta-
rapacá und Bío-Bío) und in der Hauptstadt Santi-
ago gewonnen wurden. Die Untersuchung kon-
zentriert sich auf drei Aspekte des institutionellen 
Wandels, die für die regionale Standortpolitik 
grundlegend sind:  
– Dezentralisierung von Aufgaben, Kompeten-
zen und Ressourcenverantwortung im Zu-
sammenhang mit einer Verwaltungsreform; 
– Planung, Koordination zwischen öffentlichen 
Institutionen und öffentlich-private Koopera-
tion sowie 
– standortbezogene Wirtschaftsförderung und 
die Förderung zwischenbetrieblicher Koope-
rationen. 
Standortpolitik und Qualitätswettbewerb: 
Der konzeptionelle Rahmen 
Regionen in Entwicklungsländern können aus der 
Globalisierung vor allem dann Nutzen ziehen, 
wenn sie als Standort nicht am Wettlauf um nied-
rigere Produktionskosten teilnehmen, sondern 
durch spezifische Qualitätsmerkmale für sich 
werben können. Dies gilt besonders für die fortge-
schritteneren Entwicklungsländer, zu denen auch 
Chile zählt. Die Schaffung spezifischer Quali-
tätsmerkmale erfordert, über traditionelle kompa-
rative Kostenvorteile hinaus das Umfeld für wert-
schöpfungsintensivere Tätigkeiten der Unterneh-
men zu verbessern und jene Branchen gezielt zu 
fördern, die im betreffenden Wirtschaftsraum ein 
großes Potential aufweisen. Eine derartige Orien-
tierung wird in der vorliegenden Studie mit dem 
Begriff des Qualitätswettbewerbs bezeichnet. 
Standortpolitik, die sich an diesem Leitbild orien-
tiert, strebt eine ökonomische Entwicklung auf 
breiter Basis an. Sie nimmt ihren Ausgang von der 
Prämisse, daß die Anforderungen und Bedingun-
gen wettbewerbsorientierter Entwicklung inner-
halb einer Volkswirtschaft nicht überall gleich 
sind und weder über reine Marktsteuerung noch 
allein über nationalstaatliche Instrumente ange-
messen behandelt werden können. Im Gegensatz 
zu sektoraler Wirtschaftsförderung bezieht sich 
Standortpolitik dabei explizit auf Wirtschaftsräu-
me und verfolgt einen integrierten Ansatz, der 
Unternehmen aller Größen umfaßt und darauf 
abzielt, Instrumente der Wirtschafts- und Export-
förderung, der Bildungs- und Technologiepolitik 
sowie der Armutsbekämpfung und Beschäfti-
gungsförderung zu verbinden. 
Sollen Aktivitäten mit einer größeren Wertschöp-
fungstiefe angezogen und lokal neue Wertschöp-
fungsketten erschlossen werden, so werden die 
gesellschaftlichen Vorleistungen für Unternehmen 
entscheidender. Der daraus resultierende Anpas-
sungsdruck auf die Institutionen macht sich auf 
drei Ebenen bemerkbar: 
Erstens sieht sich die öffentliche Verwaltung 
wachsendem Druck ausgesetzt, veränderten Leis-
tungsanforderungen mit Effizienz- und Effektivi-
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tätssteigerungen sowie neuen internen Steue-
rungsmodellen zu begegnen. In Reaktion hierauf 
kommt es zu Reformen der öffentlichen Verwal-
tung. Hierbei werden Steuerungskompetenzen auf 
subnationale Ebenen und untergeordnete Verwal-
tungseinheiten verlagert, um die Kundennähe und 
Ergebnisorientierung der Verwaltung zu erhöhen. 
Regional- und Kommunalregierungen überneh-
men neue standortpolitische Aufgaben. Zwei zent-
rale Aspekte dieser Entwicklung sind die Dezent-
ralisierung von Planungs-, Fach- und Ressourcen-
verantwortung und Verwaltungsreformen nach 
dem Ansatz des New Public Management. 
Zweitens müssen politische Steuerungsprozesse 
an veränderte Anforderungen angepaßt werden, 
insbesondere, was die Koordination und Koopera-
tion der verschiedenen Akteure angeht. Im Zuge 
der Weltmarktintegration unterliegen die Bezie-
hungen zwischen Staat und Gesellschaft in den 
meisten Entwicklungsländern einem radikalen 
Wandel. Die neue Qualität der Beziehungen zwi-
schen öffentlichen und privaten Akteuren führt 
hierbei zum Einsatz eines veränderten Steuerungs-
instrumentariums. So gewinnen im Strukturwan-
del strategische Leitbilder, eine vertiefte Koordi-
nation zwischen den öffentlichen Institutionen 
sowie vielfältige Kooperationsbeziehungen zwi-
schen öffentlichen und privaten Akteuren zuneh-
mend an Bedeutung, weil sie dazu beitragen, In-
formationsdefizite abzubauen und vorhandene 
Ressourcen zu mobilisieren.  
Drittens müssen sich die Institutionen der Wirt-
schaftsförderung an die Anforderungen des Qua-
litätswettbewerbs anpassen und neue Instrumente 
entwickeln. Standortbezogene Wirtschaftsförde-
rung bietet grundsätzlich zwei Vorteile: Erstens ist 
sie enger an spezifischen Nachfrageprofilen der 
Unternehmen orientiert als zentralstaatliche sekt-
orale Ansätze, und führt so zu höherer Kunden-
nähe. Zweitens zielt sie auf eine engere Koopera-
tion und Verflechtung der Unternehmen eines 
Wirtschaftsraumes ab und bezieht sich dabei nicht 
nur auf einzelne Unternehmen, sondern auf Pro-
duktionssysteme. Dies sind wichtige Vorausset-
zungen für die Beschleunigung von Lernprozes-
sen in den Unternehmen und in der lokalen Ge-
sellschaft. 
Das chilenische Wachstumsmuster 
Chile ist das lateinamerikanische Land, das sich 
am stärksten zum Weltmarkt hin orientiert hat. 
Weitreichende Liberalisierungs- und Deregulie-
rungsmaßnahmen erzeugten ab Mitte der 70er 
Jahre einen erhöhten Anpassungsdruck auf die 
regionalen und lokalen Wirtschaftsräume und 
leiteten einen Strukturwandel ein, der zunächst 
mit hohen Kosten verbunden war. Ab 1985 erlebte 
Chile eine langanhaltende Wachstumsphase und 
konnte beachtliche Erfolge in Hinblick auf die 
makroökonomischen Indikatoren, bei der Über-
windung von Arbeitslosigkeit und bei der Redu-
zierung der Armut verbuchen.  
Das chilenische Wachstum steht jedoch nicht auf 
einer breiten Grundlage: Räumlich, sektoral und 
sozial sind starke Disparitäten zu beobachten, die 
zur Verwundbarkeit der chilenischen Wirtschaft 
beitragen:  
– Räumlich zeigen sich die Disparitäten in 
einer ungleichen Entwicklung der Regionen, 
insbesondere im Zurückfallen peripherer 
Wirtschaftsräume sowie der Regionen Zent-
ralchiles gegenüber der Hauptstadtregion um 
Santiago.  
– Sektoral spiegeln sie sich in einem Wirt-
schaftswachstum, das die Abhängigkeit von 
wenigen ressourcennahen Produkten bislang 
nicht überwinden konnte und die Segregation 
zwischen Exportwirtschaft und Binnenmarkt-
produzenten eher vertiefte.  
– Sozial äußern sich die Disparitäten in einer 
ungleichen Einkommensverteilung und einer 
starken Segmentierung des Arbeitsmarktes. 
Dies führt nicht zuletzt auch dazu, daß Erfol-
ge in der Armutsbekämpfung konstant hoher 
Wachstumsraten bedürfen.  
Die zentralen ökonomischen Herausforderungen 
liegen heute daher erstens in einer Dynamisierung 
der weltmarktorientierten Entwicklung in jenen 
Regionen und Provinzen, die vom wirtschaftli-
chen Wachstum bisher nur unterdurchschnittlich 
profitieren konnten; zweitens in der Diversifizie-
rung der Produkt- und Exportpalette und drittens 
in einer höheren Einkommens- und Beschäfti-
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gungswirksamkeit des Wachstumsmusters. Die 
wirtschaftliche Rezession 1998/99 im Gefolge der 
Asienkrise hat die Aufmerksamkeit der chileni-
schen Entscheidungsträger im Hinblick auf diese 
Herausforderungen zusätzlich geschärft.  
Die standortpolitischen Institutionen des 
Zentralstaates 
Standortpolitik wird in Chile heute noch wesent-
lich über die zentralstaatliche Ministerialbüro-
kratie und ihre nachgeordneten Sektorinstitutio-
nen (die sog. Servicios) betrieben. Sie legen die 
Leitlinien der Wirtschafts- und Beschäftigungs-
förderung fest und kontrollieren den größten Teil 
der eingesetzten Ressourcen. Demgegenüber ver-
fügen die Regionen und Kommunen bislang nur 
über eingeschränkte Kompetenzen und finanzielle 
Möglichkeiten, Standortpolitik zu betreiben. Die 
Tendenz der institutionellen Entwicklung zielt 
jedoch klar auf eine Stärkung der untergeordneten 
Gebietskörperschaften ab.  
Zu den wichtigsten Ministerien zählen  
– das Ministerium für Wohnungswesen und 
Stadtentwicklung, zuständig für die Raum-
ordnung;  
– das Ministerium für öffentliche Bauten, das 
für die Infrastruktur verantwortlich ist;  
– das Finanzministerium, das über die Haushal-
te der Regionen entscheidet; 
– das Ministerium für öffentliches Eigentum, 
dem die Vergabe von Eigentumsrechten an 
Grund und Boden untersteht;  
– Sektorministerien, denen Förderinstitutionen 
untergeordnet sind, wie etwa das Landwirt-
schafts- und das Bergbauministerium; 
– das Innenministerium, dem das Subsekretariat 
für regionale und Verwaltungsentwicklung  
(SUBDERE) unterstellt ist, sowie  
– das Wirtschaftsministerium, verantwortlich 
für die Formulierung von Politikstrategien.  
Alle Ministerien verfügen über einen Vertreter bei 
den Regionalregierungen, den Secretario Regio-
nal Ministerial (SEREMI), der die regionalen 
Instrumente und Programme seines Ministeriums 
koordiniert, allerdings keine Ressourcenverant-
wortung innehat.  
Daneben erfüllen die folgenden Servicios wichti-
ge Funktionen in der Wirtschafts- und Beschäfti-
gungsförderung: 
– Die Corporación de Fomento de la Produc-
ción (CORFO) ist dem Wirtschaftsministeri-
um unterstellt. Ihre Hauptaktivität liegt in der 
Förderung von klein- und mittelständischen 
Unternehmen (KMU), insbesondere durch 
Beratungsleistungen, Investitionsbeihilfen 
und den erleichterten Zugang zu Kapital. Mit 
der Durchführung der Projekte werden öffent-
liche und private Träger betraut.  
– Der Servicio de Cooperación Técnica (SER-
COTEC) ist für die Förderung von Kleinst- 
und Kleinunternehmen (KKU) zuständig. Er 
bietet Beratungsleistungen und finanzielle 
Beihilfen für Investitionen an und fördert den 
Informationsaustausch und die Netzwerkbil-
dung. Daneben ist SERCOTEC als Durchfüh-
rungsorganisation für CORFO tätig. 
– Der Fondo de Solidaridad e Inversión Social 
(FOSIS) nimmt Aufgaben der Armutsminde-
rung und Sozialpolitik durch Förderung von 
Kleinstunternehmen wahr. Er verfolgt einen 
integrierten Ansatz, der sich am Konzept der 
lokalen Wirtschaftsentwicklung orientiert. 
Förderangebote beinhalten den erleichterten 
Zugang zu Krediten sowie kaufmännische 
und technische Ausbildung und Beratung. 
– Der Servicio Nacional de Capacitación y 
Empleo (SENCE) organisiert Aus- und Fort-
bildungsprogramme für Kleinunternehmer 
sowie für Angestellte in Betrieben, unterglie-
dert nach verschiedenen Programmen für 
spezifische Sektoren oder Zielgruppen. 
– Die Exportförderagentur ProChile unterstützt 
die Diversifizierung der Exportpalette durch 
die Förderung nichttraditioneller Exportgüter. 
Ihre Aufgaben liegen in der Erstellung von 
Marktanalysen und Handelsstrategien, der 
Organisation von Messen und Seminaren so-
wie der Beratung beim Aufbau gemeinsamer 
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Vertriebsbüros und Distributionszentren. 
ProChile unterhält ein Netz von fast 100 Aus-
landsbüros. 
– Das Instituto Nacional de Desarrollo Agro-
pecuario (INDAP) fördert Kleinbauern durch 
die Beratung und Finanzierung von Investiti-
onsprojekten. Darüber hinaus bietet es über 
private Träger Fortbildungsmaßnahmen an 
und finanziert Machbarkeitsstudien für Infra-
struktur und Bewässerungsprojekte. 
Alle genannten Servicios haben mittlerweile Re-
gionalbüros eingerichtet. Bei der Regionalisierung 
von Kompetenzen und Ressourcenverantwortung 
bestehen jedoch noch deutliche Unterschiede. Mit 
seiner Entscheidung, ab Anfang 2000 sämtliche 
Fördermittel über die 13 Regionalbüros zu verge-
ben, ist FOSIS der Vorreiter bei der internen De-
zentralisierung der Servicios. Aber auch in den 
übrigen Institutionen werden die Entscheidungs-
spielräume der regionalen Vertretungen zuneh-
mend erweitert.  
Regionen und Kommunen 
In Chile gibt es dreizehn Regionen. Die Regional-
regierung untersteht dem Intendente, der vom 
Präsidenten ernannt wird. Sie verfügt seit 1996 
über eine eigene Verwaltungsstruktur. Die Regio-
nalvertreter der Ministerien (SEREMI) bilden das 
Kabinett, das den Intendente berät. Parlamentari-
sches Organ ist der Regionalrat, dessen Angehöri-
ge von den Gemeinderäten gewählt werden und 
dem der Intendente vorsteht.  
Die Aufgaben der Regionalregierung erstrecken 
sich auf die Erarbeitung und Umsetzung von Poli-
tiken zur Entwicklung der Region. Hierunter fal-
len die Ausarbeitung eines regionalen Entwick-
lungsplans, die Vergabe von Investitionsmitteln, 
Aufgaben im Bereich von Planung und Raumord-
nung, die Mitwirkung am nationalen Konzept der 
Wirtschaftsentwicklung, die Förderung von For-
schung und Entwicklung und des Tourismus, die 
Verteilung finanzieller Mittel unter den Kommu-
nen für deren eigene Sozialprogramme sowie die 
Kunst- und Kulturförderung. 
Die Kompetenzen für diese Aufgaben liegen 
allerdings zum größten Teil nicht bzw. nicht allein 
bei der Regionalregierung. Die Aufgaben werden 
gemeinsam mit anderen Institutionen (Servicios, 
Sektorministerien) realisiert, die zudem i.d.R. für 
die strategische Planung der Programme und die 
technische wie auch administrative Überwachung 
der Maßnahmen zuständig sind.  
Die Haushalte der Regionalregierungen speisen 
sich aus zentralstaatlichen Transferleistungen. Die 
Regionen selbst verfügen nur über äußerst geringe 
eigene Einkünfte. Die Transfers für Investitionen 
fließen über die folgenden vier Vergabemodi:  
– Der Fondo Nacional de Desarrollo Regional 
(FNDR) ist das wichtigste Finanzierungsin-
strument für regionale Investitionen. Er wird 
den Regionen gemäß sozioökonomischer und 
territorialer Indikatoren zugewiesen. Die Re-
gionen verfügen über den Einsatz der Mittel 
im Rahmen zentralstaatlicher Vorgaben. 
– Die Convenios de Programación wurden 
1996 eingerichtet und sind heute die zweit-
wichtigste Finanzierungsquelle für die Regi-
onen. Hierbei handelt es sich um Abkommen 
zwischen Regionalregierungen und Ministe-
rien über die Finanzierung mehrjähriger Pro-
gramme. Die Kofinanzierung durch die Regi-
onen erfolgt aus Mitteln des FNDR.  
– Die Vergabemodalität ISAR wurde 1992 
geschaffen, um soziale und wirtschaftliche 
Infrastruktur aufzubauen. Die Definition der 
Projektlinien erfolgt durch das zuständige 
Ministerium. Die Region entscheidet über die 
Projektauswahl, kann aber keine Modifikati-
onen am Programm vornehmen. Die Mittel-
flüsse sind instabil, da sie auf zentralstaatli-
cher Ebene jährlich neu festgelegt werden.  
– In Reaktion auf diese Defizite wurde 1996 
IRAL als neue Vergabemodalität eingeführt. 
Die Mittel sind für jede Region festgelegt und 
werden im Gegensatz zu ISAR nicht jedes 
Jahr neu beschlossen. Die Regionen bestim-
men die förderungswürdigen Sektoren und 
Kommunen, während die Kommunen selbst 
die Projekte vorschlagen.  
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Wichtige standortpolitische Entscheidungsträger 
sind zudem die 342 Kommunalregierungen, die 
seit 1992 durch die Direktwahl der Bürgermeister 
politisch an Gewicht gewonnen haben. Auch die 
Gemeinderäte werden direkt gewählt.  
Die Kommunen erfüllen Aufgaben in den Berei-
chen Schulbildung und medizinische Versorgung, 
für die sie jeweils eigene, aus zentralstaatlichen 
Transfers gespeiste Haushalte haben. Sie sind 
daneben für einzelne Dienstleistungen in der Ge-
meinde verantwortlich. 1999 wurde den Kommu-
nen zudem die Aufgabe der Beförderung der loka-
len Entwicklung zugewiesen. Hierfür erstellen sie 
Entwicklungs- und Raumordnungspläne.  
Die Kommunen verfügen seit 1979 über geringe 
eigene Einnahmequellen. Die wichtigsten sind 
Lizenzen für Gewerbebetriebe, die Grundsteuer 
und Fahrerlaubnisse. Von den Einnahmen fließen 
45 bis 60 Prozent an den kommunalen Aus-
gleichsfonds (FCM). Dieser wird dann an die 
Kommunen nach einem Schlüssel aufgeteilt, der 
die Bevölkerungszahl und die Höhe der kommu-
nalen Einnahmen berücksichtigt. 70 Prozent der 
Kommunen erhalten mehr Geld aus dem FCM als 
sie einzahlen.  
Daneben haben die Kommunen Zugang zu Fonds 
und Projektmitteln der Ministerien und Servicios. 
Ein Großteil der kommunalen Investitionen wird 
hierüber finanziert. Die Fristen, Verfahren und 
Auswahlkriterien der Fonds unterscheiden sich 
stark und die Kommunen haben wenig Einfluß auf 
die Ausgestaltung der Förderinstrumente.  
Dezentralisierung und Verwaltungsreform 
In Chile ist Dezentralisierung kein neues Thema. 
In den 90er Jahren hat der Reformprozeß aller-
dings eine höhere Dynamik erhalten. Regionen 
und Kommunen verfügen heute über erweiterte 
Mitspracherechte bei der Formulierung und Fi-
nanzierung von Entwicklungsprojekten. Die Ver-
änderungen werden von einer lebhaften Debatte 
über die angemessene künftige Struktur eines 
dezentralisierten Staates begleitet. Diese Debatte 
hat bislang jedoch noch nicht zu einer umfassen-
den Strategie institutioneller Entwicklung der 
Regionen und Kommunen geführt. Defizite lassen 
sich besonders im Hinblick auf drei Aspekte fest-
stellen: 
Mangelnde territoriale Orientierung: Die ge-
genwärtige sektorale und zentralistische Struktur 
der wirtschaftsnahen Institutionen behindert eine 
engere Abstimmung der Instrumente vor Ort. Un-
terschiedliche Grade der internen Dezentralisie-
rung in den Institutionen erschweren Kommunika-
tions- und Koordinationsprozesse auf lokaler und 
regionaler Ebene. Hinzu kommt, daß die wichtigs-
ten regionalen Akteure sich politisch wie auch 
administrativ in einer doppelten Abhängigkeit 
befinden: Sie sind einerseits gegenüber den regio-
nalen, andererseits aber auch gegenüber zentral-
staatlichen Institutionen verantwortlich. 
Mangelnde Gestaltungsmöglichkeiten für Re-
gionen und Kommunen: Den regionalen und 
lokalen Institutionen mangelt es an Möglichkei-
ten, eigene Politiken zu entwerfen – zum Teil 
aufgrund des fehlenden politischen Profils, zum 
Teil aufgrund der geringen Kohärenz von Aufga-
ben, Kompetenzen und Ressourcenverantwortung. 
So haben die regionalen Institutionen nur eine 
schwache politische Basis, weil weder der Inten-
dente noch der Regionalrat direkt gewählt werden. 
Zudem sind Regionen und Kommunen zwar mit 
neuen Aufgaben betraut worden, ihre Kompeten-
zen und Ressourcenverantwortung wurden jedoch 
nicht im gleichen Maße erweitert.  
Mangelnde Anreize für Standortpolitik: Für die 
sektoralen Institutionen ist es häufig naheliegen-
der, ihre Machtanteile zu verteidigen, als auf eine 
bessere Koordination ihrer Ausgabenentscheidun-
gen zu setzen. Die Regionen ihrerseits profitieren 
nicht vom unternehmerischen Erfolg auf ihrem 
Gebiet, da sie keine Einkünfte aus Unternehmens-
aktivitäten erhalten. Im Ergebnis existieren nur 
wenige ökonomische Anreize für eine regionale 
Standortpolitik. Zudem gilt, daß viele Kommunen 
ihre Rolle als Akteure der lokalen Wirtschafts-
entwicklung noch nicht realisiert haben. Oft sind 
sie nicht hinreichend über die lokalen unterneh-
merischen Aktivitäten informiert und haben keine 
Visionen für die kommunale Entwicklung.  
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Damit die chilenischen öffentlichen Institutionen 
den neuen standortpolitischen Herausforderungen 
gewachsen sind, ist eine Modernisierung der 
Verwaltungsapparate unerläßlich. Die Reform-
bereitschaft ist in diesem Bereich in Chile hoch. 
Die Regierungen Aylwin und Frei haben in den 
letzten Jahren wichtige Reformen angestoßen, 
insbesondere mit der Schaffung der Regionalre-
gierungen, der internen Dezentralisierung in den 
Servicios und der Einführung neuer Instrumente 
der Projektplanung und -implementation. Re-
formbedarf besteht jedoch noch in den folgenden 
Punkten:  
Kommunikationsprobleme: Die Kommunikati-
ons- und Informationsflüsse sowohl zwischen den 
öffentlichen Institutionen und ihren Zielgruppen, 
als auch zwischen verschiedenen Institutionen, 
oder sogar innerhalb derselben, sind häufig ge-
stört. Information wird nicht weitergegeben aus 
Unkenntnis über die Informationsnachfrage, aus 
Mangel an funktionierenden Kommunikationswe-
gen oder auch aus machtpolitischen Erwägungen. 
Die Zahl der Institutionen oder Förderinstrumente 
ist oft zu groß, um einen reibungslosen Informati-
onsfluß zu gewährleisten, zumal manche zentral-
staatliche Einrichtung gegenüber den Kommunen 
und Regionen noch Kundenorientierung vermis-
sen läßt.  
Effizienzprobleme: Im Bereich der wirtschafts-
nahen Dienstleistungen und Regulierungen lassen 
sich Effizienzprobleme beobachten: Verfahren 
wie die Lizensierung von Gewerbebetrieben, die 
Erstellung von Umweltgutachten und Raumord-
nungsplänen oder die Formalisierung informeller 
Unternehmen sind immer noch zu aufwendig und 
langwierig. Ein weiteres Problem besteht in der 
mangelnden Durchsetzungsfähigkeit regionaler 
und lokaler Autoritäten, etwa im Umwelt- und 
Ressourcenschutz oder bei der Gewerbeaufsicht.  
Managementprobleme: Der Übergang von der 
bürokratischen Regel- zur Ergebnissteuerung ist 
ein zentrales Thema des New Public Management. 
Chile hat im Bereich der Wirtschafts- und Be-
schäftigungsförderung bereits Erfahrung mit der 
output-orientierten Projektsteuerung. Die outco-
me-orientierte Steuerung, bei der die gesellschaft-
lichen Wirkungen von Maßnahmen zum zentralen 
Erfolgskriterium werden, steht jedoch noch in den 
Anfängen. In den meisten Fällen enthalten die 
eingesetzten Steuerungsmechanismen keine Wir-
kungskomponente, von einer integrativen Be-
trachtung der territorialen Projektwirkungen ganz 
zu schweigen. Ein weiteres Managementproblem 
ist das Fehlen etablierter Mechanismen des insti-
tutionellen Lernens. Nur wenige Servicios haben 
bis jetzt damit begonnen, solche Mechanismen zu 
entwickeln. Besonders für die Regionen, die sich 
im Grunde noch im Aufbau befinden, ist instituti-
onelles Lernen eine zentrale Herausforderung. 
Planung, Koordination und Kooperation 
Strategische Planung im Sinne einer indirekten, 
marktkonformen Steuerung des Strukturwandels 
ist eine der zentralen Voraussetzungen, um Stand-
ortpolitik als Qualitätswettbewerb zu betreiben. 
Hierzu sind in Chile in den vergangenen Jahren 
auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene neue 
Instrumente entwickelt worden. Allerdings fallen 
folgende Defizite ins Auge: 
– Die Verbindung zwischen Planung und  
öffentlichen Ressourcenentscheidungen ist 
schwach. Dies liegt in erster Linie daran, daß 
jene Akteure, die strategische Planung betrei-
ben, häufig kaum Ressourcenverantwortung 
haben. 
– Das sektorale und zentralisierte Finanzie-
rungssystem der auf Wettbewerbsbasis ver-
gebenen Fonds erschwert die Umsetzung ei-
ner integrierten strategischen Planung. 
– Die Verbreitung und Leitbildwirkung der 
Pläne und Strategien ist gering.  
– Strategische Planung findet nicht flächende-
ckend statt und ist kein iterativer und anpas-
sungsfähiger Prozeß.  
– Die Partizipation des öffentlichen Sektors, 
der Privatwirtschaft, der Zivilgesellschaft und 
der akademischen Welt ist nicht ausreichend 
und wird von den Beteiligten als unbefriedi-
gend empfunden. 
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– Die Ergebnisse der Planung sind oft wenig 
konkret und erschöpfen sich in allgemeinen 
Aussagen. 
Eine wesentliche Voraussetzung für realitäts- und 
wirtschaftsnahe strategische Planung ist eine mo-
derne Raumordnung, die stabile Rahmenbedin-
gungen für öffentliche wie private Investitionen 
schafft. In Chile ist die Raumordnung oft noch 
mangelhaft. In vielen Gemeinden existieren keine 
Raumordnungspläne. Andernorts sind sie veraltet 
oder decken nur einen Teil der Gemeindefläche 
ab. Neue Pläne werden oft nur mit großer Verzö-
gerung beschlossen, weil zahlreiche zentralstaatli-
che und regionale Institutionen an ihrer Erstellung 
beteiligt sind. Infolge derartiger Defizite werden 
private Investitionen verzögert, auf andere Stand-
orte umgeleitet oder sogar gänzlich verhindert. 
Die Koordination zwischen den öffentlichen 
Institutionen Chiles hat in den letzten Jahren zu-
genommen. Insbesondere der regelmäßige Infor-
mationsaustausch, aber auch gemeinsame Pla-
nungsforen und, allerdings seltener, gemeinsame 
Ressourcenentscheidungen und Projektdurchfüh-
rungen bilden heute einen wichtigen Bestandteil 
der institutionellen Realität. Die Regionen entwi-
ckeln sich dabei zu immer wichtigeren Arenen der 
Koordination. Viele Initiativen beruhen jedoch 
vor allem auf persönlichen Kontakten und dem 
Engagement einzelner Personen. Die nach wie vor 
geringe Institutionalisierung der Beziehungen 
zwischen den verschiedenen standortpolitischen 
Akteuren sowie die zentralistische und sektorale 
Struktur der meisten Institutionen und Instrumente 
erschweren die Koordination auf Regional- und 
Kommunalebene. Zudem fehlt es an systemati-
scher und übergreifender multilateraler Koordina-
tion der sektoralen und territorialen Akteure. 
Die öffentlich-private Kooperation bei der Pla-
nung, Durchführung und Finanzierung von Maß-
nahmen ist in den letzten Jahren zu einem viel 
diskutierten und angewandten Entwicklungsin-
strument geworden. Ziel ist die Beschleunigung 
von Entwicklungsprozessen durch eine verbesser-
te und im besten Fall komplementäre Mobilisie-
rung öffentlicher wie privater Ressourcen. Auch 
in Chile sind in der letzten Dekade auf allen Ebe-
nen des politischen Systems neue Gesprächsforen 
und Kooperationsmechanismen öffentlich-privater 
Natur entstanden. Dennoch gestaltet sich die Zu-
sammenarbeit zwischen öffentlichem und priva-
tem Sektor in der Praxis schwierig. Die Mehrzahl 
der bestehenden Mechanismen ist in ihrer Reich-
weite und Wirkung aus drei Gründen begrenzt: 
– Es fehlen Anreize für die Beteiligung des 
privaten Sektors. Oft gibt es angesichts der 
fiskalischen Zentralisierung des chilenischen 
Staates nur eine mittelbare Beziehung zwi-
schen den öffentlich-privaten Gremien und 
der öffentlichen Ressourcenallokation. 
– Es existiert in Chile bislang keine Kooperati-
onskultur, weder in den staatlichen Institutio-
nen noch unter den Unternehmern. 
– Der Organisationsgrad der chilenischen Ge-
sellschaft ist immer noch niedrig. Die gesell-
schaftspolitischen Organisationen sind häufig 
wenig repräsentativ und verfügen nur über 
geringe technische und finanzielle Ressour-
cen.  
Standortbezogene Wirtschaftsförderung 
Ein dichter Informationsfluß zwischen Förderin-
stitutionen und Unternehmen ist eine wichtige 
Voraussetzung für nachfrageorientierte Wirt-
schaftsförderung. In Chile lassen sich jedoch In-
formationsprobleme auf beiden Seiten feststellen: 
Zum einen sind Förderinstitutionen nicht ange-
messen über die Nachfrage der Unternehmen in-
formiert. Zum anderen sind Unternehmer nicht 
zureichend über das Förderangebot informiert. 
Letzteres gilt vor allem für die große Zahl der 
Kleinst- und Kleinunternehmer.  
Systeme der Nachfrageermittlung, wie etwa 
regelmäßige Unternehmensbefragungen, werden 
noch zu wenig angewendet. Viele Servicios ver-
lassen sich als Informationsquelle auf die antrag-
stellenden Unternehmen oder auf die Durchfüh-
rungsorganisationen. Dieser geringe Grad an 
Nachfrageorientierung birgt das Risiko, daß Un-
ternehmen sich für Projekte bewerben, die nicht 
ihren eigentlichen Bedürfnissen entsprechen, um 
Fördermittel abzuschöpfen. Eine weitere Gefahr 
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ist, daß sich immer wieder dieselben Unterneh-
men um Fördermittel bewerben. 
Auch die Regionen und Kommunen als neue Ak-
teure der Standortpolitik sind oft nicht hinreichend 
über die örtlichen unternehmerischen Aktivitäten 
informiert und deshalb nicht in der Lage, als Mitt-
lerinstitutionen aufzutreten. Zwar gibt es ein 
wachsendes Interesse an Fragen der lokalen Wirt-
schaftsentwicklung, aber erst vereinzelt werden 
kommunale Wirtschaftsfördereinrichtungen auf-
gebaut und adäquat ausgestattet.  
In Chile existieren verschiedene Programme zur 
Förderung von Unternehmenskooperationen. 
Dies beinhaltet sowohl die horizontale Kooperati-
on zwischen Wettbewerbern (v.a. im KKMU-
Bereich), als auch die vertikale Kooperation ent-
lang der Wertschöpfungskette (Förderung von 
Zulieferernetzwerken). Besonders für die großen 
und modernen Unternehmen gilt jedoch, daß sie 
kaum mit anderen Unternehmen kooperieren. Die 
Gründe hierfür liegen zum einen in der individua-
listischen Unternehmerkultur, zum anderen im 
Fehlen von integrierten Produktionssystemen mit 
hoher Wertschöpfungstiefe außerhalb der Haupt-
stadtregion und drittens im Mangel an handlungs-
fähigen Mittlerinstitutionen (Unternehmerverbän-
den, öffentlichen Wirtschaftsförderern) an den 
jeweiligen Standorten. 
Auch bei der Förderung von Existenzgründun-
gen besteht in Chile ein großes Defizit. Es existie-
ren bislang nur vereinzelte Initiativen. Diese sind 
wiederum nicht an regionale Standortpolitiken 
geknüpft, schöpfen nicht systematisch die produk-
tiven Potentiale des Standortes aus und knüpfen 
meist kaum an vorhandene Produktionssysteme 
an. Zudem bestehen keine Instrumente für die 
Bereitstellung von Risikokapital und Informatio-
nen und für die Kommerzialisierung neuer Pro-
dukte. 
Empfehlungen 
Kernelement und Ausgangspunkt der Empfehlun-
gen dieser Studie ist eine weitere Stärkung der 
dezentralen standortpolitischen Institutionen, ins-
besondere auf der regionalen Ebene. Hierzu müs-
sen die Koordination zwischen den Institutionen 
und die Integration der Programme und Instru-
mente gefördert, die Zielgruppennähe der Institu-
tionen erhöht, Reformanstrengungen und Erfah-
rungen systematisiert, die existierenden Planungs-
instrumente verbessert, die Partizipationschancen 
nichtstaatlicher Akteure erweitert und die Wirt-
schaftsförderung stärker auf die jeweiligen Stand-
orte ausgerichtet werden. Im einzelnen werden 
folgende Empfehlungen ausgesprochen:  
– Die Regionalregierungen sollten politisch 
gestärkt werden, v.a. über Direktwahlen. 
– Die regionale Institutionenstruktur ist zu re-
formieren, insbesondere über eine Bündelung 
sektoraler Kompetenzen auf dieser Ebene. 
– Die fiskalische Dezentralisierung muß ver-
tieft, die eigene Ressourcenbasis der Regio-
nen und Kommunen gestärkt und die regiona-
len Sektorhaushalte zusammengeführt wer-
den. 
– Die Koordination zwischen den Akteuren der 
regionalen und lokalen Standortpolitik sollte 
durch den Ausbau der technischen Kompe-
tenzen der Regionen und die interkommunale 
Zusammenarbeit intensiviert werden. 
– Es ist erforderlich, die Kunden- und Bürger-
orientierung der öffentlichen Verwaltung zu 
stärken sowie institutionelles Lernen zu för-
dern. 
– Die strategische Planung muß verbessert und 
enger an die Ressourcenentscheidungen der 
öffentlichen Hand angekoppelt werden.  
– Die technischen und administrativen Kompe-
tenzen der Regionen und Kommunen in der 
Raumordnung müssen gestärkt werden. 
– Die Zusammenarbeit zwischen dem öffent-
lichen Sektor, der Privatwirtschaft und den 
gesellschaftspolitischen Organisationen in der 
Standortpolitik sollte intensiviert werden.  
– Die Organisationen der Zivilgesellschaft und 
der verfaßten Wirtschaft müssen weiter ge-
stärkt werden.  
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– Es wird empfohlen, standortbezogene Syste-
me der Nachfrageermittlung zu entwickeln. 
Auch muß die Informationspolitik der Förder-
institutionen weiter verbessert werden. 
– Bestehende Anreize für die horizontale und 
vertikale Kooperation zwischen den Unter-
nehmen sollten ausgebaut und durch stand-
ortpolitische Maßnahmen auf lokaler und re-
gionaler Ebene ergänzt werden. 
Regionale Standortpolitik und EZ 
Vor dem Hintergrund der chilenischen Erfahrun-
gen lassen sich folgende Ansatzpunkte für die EZ 
identifizieren: 
Stärkung von Mittlerinstitutionen: Unterneh-
merverbände, Kammern und zivilgesellschaftliche 
Organisationen müssen in ihrer Funktion als Mitt-
ler zwischen marktförmigen und politischen Ent-
scheidungssystemen gestärkt werden. Sie stellen 
wichtige Kanäle zur Interessenvermittlung zwi-
schen Staat und Gesellschaft dar. Auch zur Be-
schleunigung wirtschaftlicher Lernprozesse und 
zur Förderung von Unternehmenskooperationen 
sind sie ein zentrales Element, weil sie Informati-
onen bereitstellen und als Vermittler zwischen den 
einzelnen Unternehmern wirken können. Hier 
kann die EZ vor dem Hintergrund reichhaltiger 
deutscher Erfahrungen mit Ausbildungsangeboten 
und Beratung tätig werden. 
Dezentralisierung: Eine zielgruppennahe Stand-
ortpolitik setzt auf die Vorteile dezentraler Struk-
turen. Die EZ sollte hier über punktuelle Beratun-
gen hinaus auf die Formulierung und Durchfüh-
rung übergreifender und kohärenter Programme 
der institutionellen Modernisierung einwirken. 
Das Subsidiaritätsprinzip, die Einheit von Aufga-
ben, Kompetenzen und Ressourcenverantwortung 
und die Förderung der Kunden- und Bürgerorien-
tierung in der Verwaltung sollten dabei die ent-
scheidenden Leitlinien von Beratungsleistungen 
sein. 
Stärkung der regionalen und lokalen Ebenen: 
Untergeordneten Gebietskörperschaften fehlt oft 
das nötige Know-how zur Gestaltung einer effek-
tiven Standortpolitik. Ausbildung in Methoden 
und Instrumenten der Planung und Raumordnung 
sind ein wichtiger Ansatzpunkt zur Überwindung 
der bestehenden Defizite. Dabei ist es wichtig, 
daß Erfahrungen und Innovationen einem mög-
lichst breiten Kreis von Institutionen zugänglich 
gemacht werden. Deswegen sollte verstärktes 
Gewicht auf die Schaffung von Systemen institu-
tionellen Lernens gelegt werden.  
KKMU-Förderung zur Wertschöpfungsvertie-
fung: Entwicklungsländer stehen heute vor der 
zentralen Herausforderung, die Wettbewerbsfä-
higkeit von Standorten und Unternehmen und 
gleichzeitig die Breitenwirksamkeit des Wachs-
tumsmusters zu erhöhen. Ein zentraler Ansatz-
punkt liegt hier in der KKMU-Förderung. Die EZ 
kann über die Beratung von Förderinstitutionen, 
über Projekte der beruflichen Aus- und Fortbil-
dung und über die wissenschaftlich-technische 
Zusammenarbeit den Aufbau von Humankapital 
fördern und die gesellschaftlichen Lernprozesse 
beschleunigen.  
Eine systemische Herangehensweise ist notwen-
dig, wenn es um die Schaffung von effizienten 
und zielgruppennahen Strukturen geht. Der Über-
gang von der Förderung durch Einzelprojekte zu 
Programmansätzen sollte daher zügig umgesetzt 
werden. Wichtig ist hier das Zusammenspiel zwi-
schen einer forcierten Strategie- und Leitbildfor-
mulierung in den EZ-Institutionen einerseits und 
verstärkten Initiativen der Kooperation zwischen 
bestehenden Projekten andererseits, um möglichst 
rasch Erfahrungen in diesem Punkt zu sammeln. 
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1 Einleitung 
Globalisierung verändert die Anforderungen an 
Standorte, die sich in der internationalen Arbeitstei-
lung positionieren wollen: Durch die Liberalisierung 
des Außenhandels und die Deregulierung der Güter- 
und Kapitalmärkte auf nationaler Ebene sehen sich 
Wirtschaftsräume direkter dem internationalen 
Wettbewerb ausgesetzt. Sie sind zunehmend unmit-
telbar in internationale Wirtschaftsbeziehungen 
eingebunden und agieren in grenzüberschreitenden 
regionalen Kooperationen. Dadurch ist Standortpoli-
tik, die sich an regionalen Wirtschaftsräumen orien-
tiert, zu einer wichtigen Steuerungsaufgabe auf allen 
politischen Ebenen geworden. 
Die fortschreitende Öffnung von Volkswirtschaften 
für den Weltmarkt, die Zunahme des internationalen 
Handels und die wachsende Mobilität von Investiti-
onskapital wirken sich auf regionale Entwicklungs-
prozesse in doppelter Hinsicht aus: Zum einen füh-
ren sie zu verschärfter Konkurrenz der Standorte um 
mobiles Investitionskapital. Zum anderen erhöhen 
sie den Anpassungsdruck auf die regionalen Öko-
nomien. Die Entwicklungschancen eines Landes 
hängen wesentlich davon ab, wie auf diese beiden 
Herausforderungen reagiert wird: 
Die verschärfte Konkurrenz der Standorte um mo-
biles Investitionskapital kann zur Beschleunigung 
des fälligen Strukturwandels beitragen. Sie birgt 
aber auch die Gefahr eines ruinösen Wettbewerbs 
(race to the bottom): Unterbieten sich die Regionen 
in Hinblick auf Steuern und Abgaben und konkur-
rieren sie durch Herabsetzung von Umweltauflagen 
und Sozialstandards, so schränken sie langfristig 
ihre materiellen und regulativen Möglichkeiten ein, 
den Strukturwandel aktiv zu gestalten. Kommt es 
zum Subventionswettlauf zwischen Standorten in-
nerhalb eines Landes, wird der Nutzen der einge-
worbenen Investitionen für die gesamte Volkswirt-
schaft geschmälert.  
Der durch die Öffnung einer Volkswirtschaft ent-
stehende Anpassungsdruck schafft Anreize für 
eine beschleunigte Modernisierung des produktiven 
Sektors. Er kann jedoch auch zu einer Festlegung 
auf traditionelle komparative Kostenvorteile führen, 
die in erster Linie auf der bestehenden Faktoraus-
stattung beruhen. Gerade für Regionen mit niedri-
gem technologischem Entwicklungsstand kann dies 
eine Konzentration auf ressourcennahe Produkte mit 
geringer Wertschöpfungstiefe bedeuten. Ressour-
cenausbeutendes Wirtschaften, geringe Beschäfti-
gungs- und Einkommenswirksamkeit und eine un-
genügende Diversifizierung der Produktpalette sind 
mögliche Folgen. Durch eine solche reaktive Ein-
ordnung in die internationale Arbeitsteilung wird 
industrielle und technologische Modernisierung 
nicht gefördert. 
Standortpolitik, die auf die regional unterschied-
lichen Rahmenbedingungen für unternehmerisches 
Handeln einwirkt, gewinnt unter diesen Umständen 
zusehends an Bedeutung: Regionen in Entwick-
lungsländern können aus der Globalisierung vor 
allem dann Nutzen ziehen, wenn sie als Standort 
nicht am Unterbietungswettlauf teilnehmen, sondern 
durch spezifische Qualitätsmerkmale für sich 
werben können. Dieser Nutzen kann nur dann dau-
erhaft sein, wenn über traditionelle komparative 
Kostenvorteile hinaus weitergehende Potentiale 
entwickelt werden und damit eine dynamische 
Wettbewerbsfähigkeit gefördert wird. Eine derar-
tige Orientierung wird in der vorliegenden Studie 
mit dem Begriff des Qualitätswettbewerbs be-
zeichnet. Regionale Standortpolitik, die sich am 
Leitbild des Qualitätswettbewerbs orientiert, strebt 
eine ökonomische Entwicklung auf breiter Basis an. 
Ihr unmittelbares Ziel ist es, die Umfeldbedingun-
gen für Unternehmen eines Wirtschaftsraums quali-
tativ zu verbessern und auf der Grundlage endoge-
ner Ressourcen spezifische Standortvorteile heraus-
zubilden. Im Gegensatz zu sektoraler Wirtschafts-
förderung bezieht sie sich dabei explizit auf Wirt-
schaftsräume und verfolgt einen integrierten Ansatz, 
der Unternehmen aller Art umfaßt und darauf ab-
zielt, Instrumente der Wirtschafts- und Exportförde-
rung, der Bildungs- und Technologiepolitik sowie 
der Armutsbekämpfung und Beschäftigungsförde-
rung zu verbinden. 
Chile ist das lateinamerikanische Land, das sich am 
stärksten zum Weltmarkt hin orientiert hat. Weitrei-
chende Liberalisierungs- und Deregulierungsmaß-
nahmen erzeugten ab Mitte der 70er Jahre einen 
erhöhten Anpassungsdruck auf die regionalen und 
lokalen Wirtschaftsräume und leiteten einen Struk-
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turwandel ein, der zunächst mit hohen Kosten ver-
bunden war. Ab 1985 erlebte Chile eine langanhal-
tende Wachstumsphase und konnte beachtliche Er-
folge im Hinblick auf die makroökonomischen In-
dikatoren, bei der Überwindung von Arbeitslosig-
keit und bei der Reduzierung der Armut verbuchen. 
Das Wachstum steht jedoch nicht auf einer breiten 
Grundlage: Räumlich, sektoral und sozial sind star-
ke Disparitäten zu beobachten, die zur Verwundbar-
keit der chilenischen Wirtschaft beitragen. Räum-
lich zeigen sich die Disparitäten in einer ungleichen 
Entwicklung der Regionen1, insbesondere im Zu-
rückfallen peripherer Wirtschaftsräume gegenüber 
der Hauptstadtregion um Santiago. Sektoral spie-
geln sie sich in einem Wirtschaftswachstum, das die 
Abhängigkeit von wenigen, ressourcennahen Pro-
dukten bislang nicht überwinden konnte und die 
Segregation zwischen Exportwirtschaft und Bin-
nenmarktproduzenten eher vertiefte. Sozial äußern 
sich die Disparitäten in einer ungleichen Einkom-
mensverteilung und einer starken Segmentation des 
Arbeitsmarktes. Dies führt nicht zuletzt auch dazu, 
daß Erfolge in der Armutsbekämpfung konstant 
hoher Wachstumsraten bedürfen.  
Wie in dieser Untersuchung gezeigt wird, bilden 
Defizite in der institutionellen Ausstattung eine 
entscheidende Barriere für standortpolitische Initia-
tiven, die auf eine Verbreiterung der Wachstumsba-
sis abzielen: Chile verliert derzeit Entwicklungs-
chancen aufgrund seiner zentralisierten und sektora-
len, teilweise segmentierten Institutionenlandschaft. 
Um die entwicklungspolitischen Vorzüge eines 
stärker am Qualitätswettbewerb ausgerichteten 
Wachstums realisieren zu können, bedarf es weite-
rer institutioneller Reformen. 
In den letzten Jahren war die Schaffung von Institu-
tionen der regionalen und lokalen Wirtschaftsent-
wicklung ein gemeinsamer Nenner in den Moderni-
sierungsprozessen der OECD und der Schwellen-
länder. Auch an Chile ist dieser Trend nicht vorbei-
gegangen: Das Interesse an institutioneller Moderni-
                                                     
1 Hier ist zu beachten, daß sich der Regionenbegriff in Chile 
auf Gebietskörperschaften unterhalb der national-
staatlichen Ebene bezieht, während „regionale Standort-
politik“ in der deutschen Debatte einen Ansatz beschreibt, 
der auf Wirtschaftsräume Bezug nimmt.  
sierung ist nicht nur auf der Ebene des Zentralstaats, 
sondern auch auf regionaler und lokaler Ebene deut-
lich gestiegen. Heute orientiert sich die chilenische 
Politik an neuen Konzepten des dezentralen Poli-
tikmanagements, der Verwaltungsreform und der 
Wirtschaftsförderung. Im Prozeß des institutionellen 
Wandels treten jedoch Inkohärenzen auf.  
Die vorliegende Studie hat zum Ziel, den gegenwär-
tigen Stand, die aktuelle Entwicklungsdynamik und 
den zukünftigen Reformbedarf der standortpoliti-
schen Institutionen in Chile zu analysieren. Sie 
stützt sich hierzu auf empirische Erkenntnisse, die 
von Februar bis April 2000 in zwei Regionen Chiles 
(Tarapacá und Bío-Bío) und in der Hauptstadt San-
tiago gewonnen wurden. Die Untersuchung kon-
zentriert sich auf drei Aspekte des institutionellen 
Wandels, die für die regionale Standortpolitik 
grundlegend sind:  
1. Dezentralisierung von Aufgaben, Kompeten-
zen und Ressourcenverantwortung im Zusam-
menhang mit einer Verwaltungsreform: Wie ist 
es um die Handlungsfähigkeit der regionalen 
und lokalen standortpolitischen Institutionen 
bestellt? Wird sie durch eine kohärente Politik 
der Dezentralisierung und der Verwaltungsmo-
dernisierung gestärkt? 
2. Leitbildplanung, Koordination und Koope-
ration: Findet eine standortpolitische Steue-
rung des Strukturwandels auf lokaler und regi-
onaler Ebene statt? Welche Ansätze der Koor-
dination bestehen zwischen den öffentlichen 
Institutionen? Kooperieren öffentliche und pri-
vate Akteure in standortpolitischen Fragen?  
3. Standortbezug der Wirtschaftsförderung: 
Entspricht die regionale und lokale Politik der 
Wirtschaftsförderung dem Bedarf und tragen 
die gewählten Instrumente zur Integration von 
Unternehmen in Produktionssysteme bei? 
Im anschließenden Kapitel 2 gehen wir zunächst 
auf die Konzepte regionaler Standortpolitik ein. Wir 
argumentieren, warum Standortwettbewerb Quali-
tätswettbewerb sein sollte. Wir stellen dar, was Qua-
litätswettbewerb bedeutet und welche Anforderun-
gen er an die standortpolitischen Institutionen mit 
sich bringt. 
Institutionen für die regionale und lokale Standortpolitik in Chile 3 
 
In Kapitel 3 behandeln wir die Rahmenbedingun-
gen für Standortpolitik in Chile. Ausgangspunkt ist 
die chilenische Wachstumsstrategie, die aktuellen 
ökonomischen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
und die daraus resultierenden künftigen Herausfor-
derungen. Wir stellen die politischen Leitlinien dar 
und geben einen Überblick über die standortpoliti-
schen Institutionen auf der zentralstaatlichen, der 
regionalen, provinziellen und der lokalen Ebene. 
In Kapitel 4 stellen wir die Ergebnisse der empiri-
schen Studie vor, die in den Regionen sowie auf der 
zentralstaatlichen Ebene durchgeführt wurde. Nach 
einer einführenden Beschreibung der beiden Regio-
nen werden die drei zentralen Aspekte Dezentrali-
sierung und Verwaltungsreform, Koordination und 
Kooperation sowie standortbezogene Wirtschafts-
förderung diskutiert. 
In Kapitel 5 werden der Stand der regionalen und 
lokalen Standortpolitik in Chile und der institutio-
nelle Reformbedarf zusammenfassend dargestellt. 
Abschließend wird erörtert, welche Handlungsfelder 
sich auf der Basis der Erkenntnisse der Studie für 
die deutsche Entwicklungszusammenarbeit und ihre 
standortpolitischen Projekte identifizieren lassen. 
2 Die Konzepte regionaler Standort-
politik 
In diesem Kapitel gehen wir auf die Konzepte regi-
onaler Standortpolitik ein. Wir fragen zunächst, 
welche Art des Standortwettbewerbs geführt werden 
sollte. Dafür stellen wir die beiden strategischen 
Optionen Qualitätswettbewerb und Kostenwettbe-
werb einander gegenüber und begründen, warum 
Standortpolitik sich am Leitbild des Qualitätswett-
bewerbs orientierten sollte (Kap. 2.1). Darauf auf-
bauend untersuchen wir, welche Herausforderungen 
mit dem Qualitätswettbewerb für die standortpoliti-
schen Institutionen erwachsen (Kap. 2.2). 
Ziel von Standortpolitik ist es, die wirtschaftlichen 
Aktivitäten in einer Volkswirtschaft aus einer wirt-
schaftsräumlichen Perspektive zu steigern. Wie 
eingangs dargestellt, setzt dies unter den veränder-
ten Bedingungen der Weltmarktintegration häufig 
einen radikalen Strukturwandel voraus. Standortpo-
litik verfolgt ihr Ziel, indem sie die Bedingungen für 
ansässige Unternehmen verbessert, auswärtige In-
vestitionen anzieht und Unternehmensneugründun-
gen anregt. Das geschieht im Normalfall vermittels 
des Zusammenspiels von nationalen wie auch regi-
onalen und lokalen Instrumenten, wobei die 
Schwerpunkte je nach Größe des Landes und wirt-
schaftsräumlicher Ausdifferenzierung unterschied-
lich sein können und müssen. Der regulative Rah-
men wird zu wesentlichen Teilen über die nationale 
Außenhandels-, Steuer- und Wirtschaftspolitik so-
wie über das Wettbewerbs-, Eigentums- und Ver-
tragsrecht gesetzt. Bildungs- und Technologiepolitik 
wie auch nationale Instrumente der Wirtschafts- und 
Exportförderung schaffen Anreize für Investitionen 
und unternehmerische Modernisierungen. Standort-
politik nimmt nun ihren Ausgang von der Prämisse, 
daß die Anforderungen und Bedingungen wettbe-
werbsorientierter Entwicklung innerhalb einer 
Volkswirtschaft nicht überall gleich sind und weder 
über reine Marktsteuerung noch allein über natio-
nalstaatliche Instrumente angemessen behandelt 
werden können. Typische Leistungen von standort-
politischen Institutionen auf der regionalen und 
lokalen Ebene sind 
– Entwicklung strategischer Leitbilder für den 
Strukturwandel;  
– Übernahme von Planungs- bzw. Raumord-
nungskompetenzen; 
– Flächenmanagement und Aufbau von Standort-
informationssystemen;  
– Standortmarketing und Unternehmens-
akquisition;  
– Koordination bzw. Durchführung von Infra-
strukturmaßnahmen (insbesondere Transport 
und Kommunikation);  
– Außenwirtschaftsförderung und Hilfe beim 
Aufbau von überregionalen Unternehmens-
kooperationen; 
– Förderung und Beratung von Unternehmens-
gründungen, einschließlich der Bereitstellung 
von Risikokapital;  
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– Transfer von organisatorischem Know-how für 
die Umstrukturierung der Betriebe;  
– Projektmanagement im Rahmen von regionalen 
Entwicklungsprogrammen.2 
2.1 Standortwettbewerb als Qualitäts-
wettbewerb 
Die Wettbewerbsfähigkeit von Standorten kann 
durch unterschiedliche Strategien erhöht werden. 
Das Spektrum der Möglichkeiten bewegt sich zwi-
schen Qualitätswettbewerb auf der einen und Kos-
tenwettbewerb auf der anderen Seite.  
Qualitätswettbewerb zielt darauf ab, das Umfeld 
für wertschöpfungsintensive Tätigkeiten zu verbes-
sern, indem Regionen sich auf bestimmte Branchen 
konzentrieren und für diese spezifische Wettbe-
werbsvorteile aufbauen, um dadurch den Standort 
attraktiver machen. Existierende Wertschöpfungs-
ketten sollen vertieft und neue erschlossen werden, 
da eine wertschöpfungsintensivere Produktion lang-
fristig bessere Wettbewerbsvoraussetzungen bietet. 
Die entgegengesetzte Seite des strategischen Spekt-
rums besteht für die Regionen darin, sich auf einen 
Wettbewerb um geringere Produktionskosten 
sowie Sozial- und Umweltstandards einzulassen und 
damit womöglich in einen Unterbietungs- bzw. 
Subventionswettlauf (race to the bottom) zu treten. 
Diese Strategie setzt darauf, die Ansiedlungen von 
Unternehmen allgemein kostengünstiger zu gestal-
ten.  
Qualitätswettbewerb ist dem Kostenwettbewerb vor 
allem aus vier Gründen vorzuziehen: 
– Eine Herabsetzung der existierenden Sozial- 
und Umweltstandards untergräbt langfristig 
die Qualität des Standortes und erschwert eine 
aktive Politik der Standortgestaltung. 
– Der Subventionswettlauf erodiert die Ressour-
cenbasis der öffentlichen Hand und damit ihre 
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Möglichkeiten, Standortpolitik gemeinwohlori-
entiert zu betreiben. 
– Qualitätswettbewerb schafft durch die Verbes-
serung von Kommunikation und Kooperation 
zwischen den Akteuren eines Wirtschaftsraums 
Voraussetzungen für kontinuierliche Innovati-
on und ein höheres Maß an Flexibilität. Auch 
von außen kommende Modernisierungs-
impulse, beispielsweise durch Technologie-
transfer, können mit Hilfe von Netzwerk-
strukturen breiter kommuniziert werden und ei-
nen Modernisierungsschub der Region beför-
dern. 
– Qualitätswettbewerb zielt im Gegensatz zum 
Kostenwettbewerb darauf ab, das wirtschaftli-
che Wachstum auf eine breitere Grundlage zu 
stellen und dadurch im Ergebnis eine regional, 
sektoral und sozial ausgeglichenere Entwick-
lung zu erreichen. Durch die Vertiefung und 
Diversifizierung der Wertschöpfung trägt er zur 
Schaffung von Arbeit und Einkommen und zur 
Überwindung der Abhängigkeit von wenigen 
Exportgütern bei. Durch die Förderung von 
Produktionsnetzwerken entlang der Wertschöp-
fungsketten unterstützt er die Integration hete-
rogener Wirtschaftsstrukturen.3 
Die beiden skizzierten Leitbilder weisen idealtypi-
sche Züge auf. In der Praxis wird Standortpolitik 
Elemente sowohl des Qualitäts- als auch des Kos-
tenwettbewerbs beinhalten. Es steht jedoch außer 
Frage, daß sich die lateinamerikanischen Länder, 
darunter auch Chile, im Zuge der Weltmarktintegra-
tion bislang eher am Leitbild des Kostenwettbe-
werbs orientiert haben. Angesichts des großen Pro-
duktivitätsrückstands der lateinamerikanischen 
Wirtschaften, der Radikalität des entwicklungsstra-
tegischen Wandels und der Schwäche der markt-
wirtschaftlichen Institutionen war diese Vorge-
hensweise in den meisten Fällen zunächst angemes-
sen bzw. ohne realistische Alternative. Aus den 
geschilderten Gründen ist es jedoch wichtig, daß 
                                                     
3 Unter heterogenen Wirtschaftsstrukturen verstehen wir 
starke ökonomische Disparitäten innerhalb eines Wirt-
schaftsraums, insbesondere das unverbundene Nebenein-
ander von moderner Exportwirtschaft und traditioneller 
Binnenmarktproduktion. 
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sich die Standortpolitik in der vielbeschworenen 
„zweiten Phase der Anpassung“4 stärker auf das 
Leitbild des Qualitätswettbewerbs zubewegt.  
Qualitätswettbewerb soll das unternehmerische 
Umfeld verbessern. Deshalb führen wir im folgen-
den in das Thema der Standortfaktoren ein und 
bieten eine mögliche Kategorisierung an. Im 
Anschluß behandeln wir die Rolle der Institutionen 
in der Standortpolitik. Wir klären den verwendeten 
Institutionenbegriff und beleuchten den Beitrag von 
Institutionen für eine regionale ökonomische Ent-
wicklung auf breiterer Basis. 
2.1.1 Standortfaktoren 
„Standortfaktoren sind Eigenschaften, die über die 
Attraktivität eines Ortes bzw. einer Region für an-
sässige und ansiedlungswillige Unternehmen ent-
scheiden.“6 Wichtige Standortfaktoren sind die 
Marktnähe, das Angebot an Arbeitskräften, das 
                                                     
4 Vgl. z.B. Naím (1994); Pastor / Wise (1999).  
5 Das „innovative Milieu“ steht im Zusammenhang mit der 
Debatte um regionale Produktionsnetzwerke und Industrial 
Districts. Es bezeichnet ein Umfeld, „welches fähig ist, die 
durch die Globalisierung notwendig gewordenen Verände-
rungen wahrzunehmen, Projekte durchzuführen, und den 
mit ihm verbundenen lokalisierten Produktionssystemen 
Anstöße zu geben“ (Maillat 1998, S. 3). 
6 Meyer-Stamer (1999), S. 6. 
Lohnniveau und die Transportkosten, aber auch 
Faktoren, die nicht direkt auf den Produktionspro-
zeß Einfluß nehmen, wie z.B. das Image eines 
Standortes oder die Lebensqualität. 
Standortfaktoren lassen sich nach harten und wei-
chen Faktoren unterscheiden. Traditionell stehen die 
harten, direkt produktionskostenbezogenen Stand-
ortfaktoren, wie Transportkosten und Marktnähe, im 
Vordergrund der Betrachtungen. Zunehmend wer-
den heute jedoch auch die weicheren, unterneh-
mens- und personenbezogenen Faktoren bei der 
Standortwahl von Unternehmen mit einbezogen 
(siehe Abbildung 1). Dies gilt besonders für innova-
tive, technologie- und wissensintensive Unterneh-
men. 
Abbildung 1: Standortfaktoren für die Wirtschaft 
Harte Standortfaktoren Weiche Standortfaktoren  
(unternehmensbezogen) 
Weiche Standortfaktoren  
(personenbezogen) 
Lage zu Bezugs- und Absatz-
märkten 
Verkehrsanbindung 
Arbeitsmarkt (quantitativ und qua-
litativ) 
Flächenangebot, Flächenkosten 
Energie- und Umweltkosten 
Steuern und Abgaben 
Förderangebote 
Wirtschaftsklima (lokal/regional, 
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Quelle: Meyer-Stamer (1999), S. 7. 
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Sollen Aktivitäten mit einer größeren Wertschöp-
fungstiefe angezogen und lokal neue Wertschöp-
fungsketten erschlossen werden, so werden die ge-
sellschaftlichen Vorleistungen für Unternehmen 
entscheidender. Harte Standortfaktoren, wie das 
Lohnkostenniveau und die infrastrukturelle Versor-
gung, spielen hierbei durchaus eine Rolle, Standort-
politik darf sich aber nicht ausschließlich auf diese 
konzentrieren. Es kommt vielmehr darauf an, ein 
regional spezifisches Angebot zu entwickeln, das 
eine besondere Kombination von harten und wei-
chen Faktoren darstellt und auf bestimmte Branchen 
abzielt.7 Dazu zählen insbesondere der Zugang zu 
branchenrelevanten Informationen, der Austausch 
mit Forschungsinstitutionen, die Verfügbarkeit un-
ternehmensnaher Dienstleistungen und die Qualität 
der staatlichen Verwaltung, der Aufbau spezifischer 
Qualifikationsprofile sowie Leitbilder und Anreize, 
die ein Umfeld schaffen, in dem Kooperation der 
Unternehmen untereinander und mit staatlichen 
Stellen ermöglicht wird. 
2.1.2 Institutionen und Anreizstrukturen 
Institutionen sind auf Dauer angelegte Regeln der 
gesellschaftlichen, politischen oder ökonomischen 
Interaktion und Organisationen, in denen sich solche 
Spielregeln repräsentieren.8 Institutionen schaffen 
eine Struktur positiver und negativer Anreize, die 
die Präferenzbildung der Akteure beeinflussen, bei-
spielsweise im Zusammenhang mit Investitionsent-
scheidungen. Institutionen kanalisieren Prozesse der 
Entscheidungsfindung und bestimmen, ob Entschei-
dungen handlungsrelevant werden. Institutionen 
sanktionieren schließlich auch das Abweichen von 
getroffenen Vereinbarungen. Dies kann gerade auch 
im Zusammenhang mit Kooperationsentscheidun-
gen eine notwendige Voraussetzung für die Teil-
nahmebereitschaft der beteiligten Akteure sein. 
Regionale ökonomische Entwicklung soll zur Wohl-
fahrtssteigerung in einer Region führen. Die Wohl-
fahrtstheorie ging ursprünglich davon aus, daß das 
                                                     
7 Vgl. Scott (1998), S. 94 ff.; Meyer-Stamer (1999); Hal-
denwang (1999a). 
8 Kochendörfer-Lucius / van de Sand (2000), S. 96. 
Wettbewerbsprinzip in Verbindung mit einer klaren 
Zuordnung und Definition der Eigentumsrechte zur 
optimalen Allokation der Produktionsfaktoren 
führt.9 Diese These beruht unter anderem auf den 
Annahmen vollkommener Information, der Abwe-
senheit von Transaktionskosten und vollständigen 
Wettbewerbs auf den Märkten. In der Realität be-
stehen jedoch zwischen den Wirtschaftsakteuren 
Informationsungleichgewichte, es entstehen Trans-
aktionskosten und der Wettbewerb ist auf vielen 
Märkten beschränkt. Es ist ein Verdienst der Neuen 
Institutionenökonomie, diese Sachverhalte heraus-
gestellt zu haben. Heute besteht ein breiter Konsens 
darüber, daß eine gemeinwohlorientierte Gestaltung 
ökonomischer Entwicklung entlang politisch defi-
nierter Ziele durch Marktsteuerung allein nicht er-
reicht werden kann. Standortpolitische Institutionen 
sollen Informationsungleichgewichte abbauen bzw. 
verringern, Transaktionskosten für die Unternehmen 
senken, durch positive externe Effekte die Wettbe-
werbsfähigkeit von Unternehmen und Standorten 
fördern und die ökonomische Entwicklung entlang 
politisch definierter Ziele gestalten. 
Zwischen den Produzenten und den Konsumenten 
einer Leistung besteht in vielen Fällen ein struktu-
relles Informationsungleichgewicht. Daraus re-
sultieren negative Auswirkungen auf die Wohlfahrt. 
Typisches Beispiel hierfür ist die Qualität von Pro-
dukten und Dienstleistungen, die für den Kunden 
nicht unmittelbar erkennbar ist. Darüber hinaus sind 
Ungewißheiten ein zentrales Charakteristikum von 
Strukturwandel. Die wechselseitige Kenntnis über 
Visionen und Planungen der ansässigen Unterneh-
men und des öffentlichen Sektors ist unter diesen 
Umständen ein kaum zu überschätzender Faktor für 
Investitionsentscheidungen und unternehmerische 
Innovationen. Informationsdefizite können durch 
Institutionen reduziert werden, etwa durch Informa-
tionsdatenbanken oder Qualitätsstandards, die be-
stehende Angebote und ihre Qualität transparenter 
machen. 
Transaktionskosten entstehen beim Leistungsaus-
tausch zwischen wirtschaftlichen Akteuren, etwa 
                                                     
9 Vgl. zu diesen Ausführungen Brücker (1996), S. 146-156; 
Chang (1996), S. 7-54. 
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wenn Informationen über Märkte und Abnehmer 
beschafft werden müssen (Anbahnungskosten), 
wenn Verträge geschlossen werden (Vereinba-
rungskosten) oder wenn die Einhaltung von Verein-
barungen sichergestellt werden soll (Kontrollkos-
ten). Diese Kosten lassen sich durch wirtschaftsnahe 
Institutionen häufig erheblich absenken, z.B. über 
die Bereitstellung von Marktinformationen, über 
Konventionen der Vertragserstellung oder über In-
stitutionen, die die Durchsetzung von Verträgen 
garantieren. Eine weitere Möglichkeit zur Reduzie-
rung von Transaktionskosten ist die vertikale (Zulie-
ferernetzwerke) bzw. horizontale (Kooperation von 
Wettbewerbern – coopetition) Integration von Un-
ternehmen. Auch hier übernehmen Vermittlerinsti-
tutionen nicht selten eine wichtige Auslöser- und 
Regulierungsfunktion. 
Externe Effekte entstehen, wenn das Handeln eines 
Wirtschaftsakteurs positive (oder negative) Auswir-
kungen auf unbeteiligte Dritte hat, die dem han-
delnden Wirtschaftsakteur selbst keinen Nutzen 
(oder Kosten) verursachen. Positive externe Effekte 
können beispielsweise durch Innovationsimpulse 
aus Unternehmensagglomerationen ausgelöst wer-
den (spill overs). Ein Sonderfall von externen Effek-
ten tritt im Zusammenhang mit Wissen und Qualifi-
zierung auf: Technisches Wissen kann häufig nicht 
fertig auf dem Markt gekauft werden. Es ist immer 
auch Ergebnis persönlicher Kompetenzen, prakti-
scher Erfahrungen und damit verbundener Lernpro-
zesse. Die Diffusion erlernten technologischen Wis-
sens kann durch institutionelle Arrangements geför-
dert werden, wenn durch die Absicherung von Ge-
genseitigkeit Unternehmen dazu motiviert werden 
können, Ergebnisse von Lernprozessen nach außen 
weiterzugeben. Der „Schatten der Zukunft“, d.h. die 
(institutionell abgestützte) Erwartung oder Fest-
schreibung künftiger Kooperation, schafft Vertrauen 
– eine notwendige Voraussetzung von Kooperati-
on.10 Ein typisches Beispiel von externen Kosten ist 
die Übernutzung der Umwelt, die sich nicht in Kos-
ten für das Unternehmen niederschlägt, die Ent-
wicklungsmöglichkeiten anderer Unternehmen je-
doch beeinträchtigt. Dies ist häufig ein Problem der 
gemeinsamen Nutzung öffentlicher Güter – die sog. 
                                                     
10 Vgl. Ocampo (1998), S. 19. 
tragedy of the commons.11 Nur mit Hilfe von Institu-
tionen können externe Kosten internalisiert werden. 
Für eine nachhaltige Entwicklung ist dieser Aspekt 
besonders wichtig. 
Die Gestaltung des Entwicklungsprozesses ent-
lang politisch definierter Ziele bedarf politischer 
Steuerung durch Institutionen und Anreizstrukturen. 
So können beispielsweise Umverteilungsziele über 
reine Wettbewerbssteuerung nicht erreicht werden. 
Wenn keine Korrekturen vorgenommen werden, 
besteht bei ungleicher Ausgangsverteilung von Res-
sourcen die Tendenz, daß sich Ungleichheiten über 
einen längeren Zeitraum weiter verstärken. Wirt-
schaftsräume mit hoher Arbeitslosigkeit und einem 
niedrigen technologischen Niveau sind hiervon be-
sonders betroffen (Abwanderung der Hochqualifi-
zierten, Abzug von Kapital).  
Auch die Verflechtung von Unternehmen entlang 
von Wertschöpfungsketten bedarf der Unterstützung 
von Institutionen, die Kooperation fördern und si-
chern. Es kann beispielsweise für Großunternehmen 
kurzfristig gewinnträchtiger sein, Rohstoffe zu ex-
portieren, als die nationale Verarbeitungsindustrie 
zu beliefern. Der langfristige Gesamtnutzen für die 
Region könnte jedoch durch eine Vertiefung der 
Wertschöpfung gesteigert werden. 
2.2 Herausforderungen für die standort-
politischen Institutionen 
Kapitel 2.1 beleuchtete, warum der Standortwettbe-
werb als Qualitätswettbewerb gestaltet werden sollte 
und welche Bedeutung Standortfaktoren und Institu-
tionen in diesem Zusammenhang haben. Es wurde 
deutlich, daß Qualitätswettbewerb an staatliche 
Institutionen höhere Anforderungen stellt: Sie müs-
sen mehr und qualitativ anspruchsvollere Leistun-
gen für die Unternehmen und andere Akteure der 
Region erbringen. Der daraus resultierende Anpas-
sungsdruck auf die Institutionen macht sich auf drei 
Ebenen bemerkbar: 
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Erstens sieht sich die öffentliche Verwaltung 
wachsendem Druck ausgesetzt, veränderten Leis-
tungsanforderungen mit Effizienz- und Effektivi-
tätssteigerungen sowie neuen internen Steuerungs-
modellen zu begegnen. In Reaktion hierauf kommt 
es zu Reformen der öffentlichen Verwaltung. Zu-
nehmend verlagern sich dabei die Steuerungskom-
petenzen auf subnationale Ebenen. Regional- und 
Kommunalregierungen übernehmen neue standort-
politische Aufgaben. Zwei zentrale Aspekte dieser 
Entwicklung sind die Dezentralisierung von Pla-
nungs-, Fach- und Ressourcenverantwortung und 
die Verwaltungsreform nach dem Ansatz des New 
Public Management (Kap. 2.2.1). 
Zweitens müssen politische Steuerungsprozesse an 
veränderte Anforderungen angepaßt werden, insbe-
sondere was die Koordination und Kooperation der 
verschiedenen Akteure angeht. Eine neue Qualität 
der Beziehungen zwischen öffentlichen und privaten 
Akteuren führt hierbei zum Einsatz eines veränder-
ten Steuerungsinstrumentariums. So gewinnen im 
Strukturwandel strategische Leitbilder und die Ko-
ordination und Kooperation zwischen öffentlichen 
Institutionen sowie zwischen öffentlichen und priva-
ten Akteuren zunehmend an Bedeutung (Kap. 
2.2.2). 
Drittens müssen sich die Institutionen der Wirt-
schaftsförderung an die Anforderungen des Qua-
litätswettbewerbs anpassen und standortbezogene 
Instrumente entwickeln. Standortbezogene Wirt-
schaftsförderung bietet grundsätzlich zwei Vorteile: 
Erstens ist sie an der Nachfrage der Unternehmen 
orientiert und führt so zu höherer Kundennähe. 
Zweitens zielt sie auf eine Vertiefung der bestehen-
den bzw. die Schaffung neuer Wertschöpfungsket-
ten ab. Hierzu fördert sie die Kooperation und Ver-
flechtung der Unternehmen eines Wirtschaftsraumes 
(Kap. 2.2.3). 
2.2.1 Dezentralisierung und 
Verwaltungsreform 
Die in den vorhergehenden Abschnitten beschriebe-
nen neuen Anforderungen an die Standortpolitik 
stellen auch die subnationalen politischen Einheiten 
sowie die öffentliche Verwaltung vor neue Aufga-
ben. Regional- und Kommunalregierungen sind es, 
von deren Fähigkeit zur Integration, zur Internalisie-
rung von Kosten und Nutzen, zum Einsatz der 
standortpolitischen Instrumente und zum strategi-
schen Management die regionale Standortpolitik im 
wesentlichen abhängt. Um die dafür notwendigen 
Anpassungsprozesse der subnationalen politischen 
und administrativen Einheiten in Gang zu setzen, 
sind vor allem zwei Ansätze in der Diskussion: 
– Die Dezentralisierung von Planungs-, Fach- 
und Ressourcenverantwortung soll die Selb-
ständigkeit und Flexibilität sowie die regionale 
bzw. kommunale Orientierung der subnationa-
len Einheiten stärken und ihren Kompetenzbe-
reich vergrößern. 
– Aus den vielfältigen Ansätzen zur Verwal-
tungsreform des New Public Management sind 
vor allem drei Elemente für die regionale 
Standortpolitik bedeutsam: die administrative 
und politische Steuerung über Ergebnisse an-
stelle der traditionellen bürokratischen Regel-
steuerung, die Kunden- und Bürgerorientierung 
und die Einführung von Wettbewerbselementen 
zur Effizienzsteigerung. 
Ziele, Möglichkeiten und Grenzen von De-
zentralisierung 
Dezentralisierung ist seit ca. zwei Jahrzehnten ein 
Leitmotiv institutioneller Reform in den Entwick-
lungsländern. Der Begriff bezeichnet den Prozeß der 
Übertragung politischer, fiskalischer und/oder ad-
ministrativer Kompetenzen und Verantwortung auf 
die subnationalen politischen Einheiten.12 Zentrale 
Leitlinien von Dezentralisierungsprozessen sind 
dabei das Prinzip der Subsidiarität, welches for-
dert, daß politisch-ökonomische Entscheidungen auf 
der untersten Ebene getroffen werden, auf der die 
Internalisierung der entstehenden Kosten und Nut-
zen möglich ist, und das Prinzip der Einheit von 
Aufgaben, Kompetenzen und Ressourcenverantwor-
tung (AKV-Prinzip13), welches fordert, daß Aufga-
                                                     
12 Vgl. Burki / Perry / Dillinger (1999), S. 3. 
13 Begriff aus der deutschen Diskussion um das ‘Neue Steue-
rungsmodell’ der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für 
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ben, die Kompetenzen zu ihrer Wahrnehmung und 
die Mittel zu ihrer Durchführung in einer Hand lie-
gen sollen. 
Dezentralisierung beschreibt in der Praxis allerdings 
kein klar umrissenes Konzept oder eine feststehende 
Folge von Einzelmaßnahmen, sondern ‘Reformbün-
del’, welche je nach Möglichkeiten und Erfordernis-
sen ganz unterschiedlich geschnürt sein können. 
Diese reichen von der schlichten Privatisierung 
zuvor staatlicher Dienstleistungen über die Dekon-
zentration administrativer Kompetenzen durch eine 
Verlagerung zentralstaatlicher Zuständigkeiten auf 
regionale und lokale Agenturen bis zur politischen 
Dezentralisierung, d.h. dem Transfer politischer 
Kompetenzen, Ressourcenverantwortung und Legi-
timitätsbeschaffung auf die subnationalen politi-
schen Einheiten. Der politischen und fiskalischen 
Dezentralisierung kommt dabei eine besondere Be-
deutung zu, da hier politische Rechenschaftspflicht 
und Ressourcenverantwortung (accountability) von 
der Zentralregierung auf die subnationalen Einhei-
ten übergehen, während Dekonzentrationsprozesse 
üblicherweise die alten Hierarchien erhalten.14  
Im folgenden sollen die Argumente für und gegen 
Dezentralisierung rekapituliert sowie Faktoren ge-
nannt werden, die wesentlich zum Erfolg einer De-
zentralisierungsstrategie beitragen können. 
Das wohl am häufigsten zitierte Argument für De-
zentralisierung sind erwartete Effizienzsteigerun-
gen aufgrund der Konkurrenz unterschiedlicher 
lokaler Anreizstrukturen und der Einführung von 
Wettbewerb. Dezentrale Strukturen ermöglichen 
zudem eine größere Spezifizität, d.h. einen besseren 
Zuschnitt der erstellten Dienstleistungen auf die 
Bedürfnisse und Präferenzen der jeweiligen Ziel-
gruppe, da die lokalen Körperschaften hier der Zent-
ralregierung gegenüber einen Informationsvor-
sprung haben. Die sich daraus ergebende Verringe-
rung von Transaktionskosten kann außerdem die 
Verwaltungseffizienz steigern. Nicht zu vernachläs-
sigen ist schließlich auch die höhere politische Par-
                                                                                  
Verwaltungsvereinfachung: „Aufgaben, Kompetenzen und 
Verantwortung“. 
14 World Bank (1999), S. 108. 
tizipation auf den unteren Ebenen. Hier haben die 
Bürger einen besseren Zugang zu den Entschei-
dungsstrukturen, sind direkter von politischen und 
administrativen Entscheidungen betroffen und daher 
oft auch besser informiert.15 Die höhere Partizipati-
on läßt ihrerseits wieder ein höheres Maß an Re-
chenschaftspflicht der politischen Akteure erwarten 
(accountability), welches sowohl der Effektivität als 
auch der Effizienz zugute kommt. 
Unzweifelhaft birgt Dezentralisierung aber auch 
Risiken. Die folgenden sechs Einwände gegen 
Dezentralisierung werden häufig genannt: 
– Bei einem Verbleib von Aufgaben auf der Ebe-
ne des Zentralstaates können durch die Leis-
tungserbringung in großräumigen Strukturen 
Skalenerträge realisiert werden. 
– Das Prinzip der Subsidiarität kann in diesem 
Zusammenhang auch gegen Dezentralisierung 
sprechen, wenn bestimmte Leistungen groß-
räumig erbracht werden müssen, um ungewoll-
te externe Effekte zu vermeiden (z.B. nationa-
le Sicherheit, makroökonomische Stabilisie-
rungsaufgaben).16  
– Dezentralisierung birgt die Gefahr eines admi-
nistrativen und politischen Kontroll- und 
Steuerungsverlustes. Bei fiskalischer Dezent-
ralisierung, d.h. der Verlagerung der Verfü-
gungsgewalt über die staatlichen Ressourcen 
auf die subnationalen Ebenen, wird die Kon-
trolle der Zentralregierung über die Einnahmen 
und Ausgaben beschränkt und somit u.U. auch 
deren Möglichkeiten zur Abfederung makro-
ökonomischer Schocks.  
– Dezentralisierung stellt hohe Anforderungen an 
die Kompetenz der subnationalen politischen 
und administrativen Ebenen. Diese kann aber 
nicht selbstverständlich vorausgesetzt werden. 
– Dezentralisierung gefährdet die Einheitlichkeit 
des Leistungsangebotes im Gebiet des betref-
fenden Staates, sofern keine Kompensations-
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16 Ebenda, S. 1121. 
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mechanismen eingebaut sind (Finanzausgleich, 
Transferzahlungen, Minimalstandards). 
– Darüber hinaus kann Dezentralisierung u.U. die 
gesellschaftliche bzw. regionale Frag-
mentierung fördern oder verstärken. 
Unabhängig von der Motivation, die hinter Dezent-
ralisierung steht (häufig ist es einfach die not-
wendige Anpassung an politische oder ökonomische 
Realitäten), ist die entscheidende Frage, wie erfolg-
reich eine Dezentralisierungsstrategie die erwarteten 
Gewinne realisiert, ohne zum Opfer der beschriebe-
nen Gefahren zu werden. Die im folgenden darge-
stellten Faktoren können für den Erfolg entschei-
dend sein: 
Ein wichtiges Element vieler Dezentralisierungs-
prozesse (wie auch in Chile) ist die Stärkung bzw. 
Neuschaffung von Institutionen, die sich zu „Ei-
gentümern“ des Prozesses machen und ihn dann aus 
ihrem Eigeninteresse heraus vorantreiben. Dies ist 
z.B. der Fall, wenn die Stärkung der Kommunen 
neue politische Akteure hervorbringt (direkt ge-
wählte Bürgermeister), die dann ihrerseits für eine 
Weiterführung des Reformprozesses eintreten. 
Eine weitere Erfolgsbedingung besteht darin, daß – 
getreu dem Subsidiaritätsprinzip – die nächsthöhere 
Ebene nur dann in Gewährleistung tritt, wenn die 
Leistungserfüllung durch die unteren Ebenen nicht 
gesichert werden kann, und daß die Verantwortlich-
keiten für staatliche Leistungen nach dem Prinzip 
der Einheit von Aufgaben, Kompetenzen und Ver-
antwortung (AKV) klar und transparent definiert 
werden. 
Ein typischer Fehler ist demgegenüber die Über-
frachtung der Kommunen mit politischen oder ad-
ministrativen Aufgaben, ohne ihnen die dazu not-
wendigen finanziellen Mittel zuzuweisen. Über-
haupt ist die Finanzierung der subnationalen Leis-
tungserbringung von großer Bedeutung. Die um-
fangreiche wissenschaftliche Diskussion zur fiskali-
schen Dezentralisierung17 dreht sich um Probleme 
wie das optimale Verhältnis von eigenem kommu-
                                                     
17 Vgl. z.B. Aghón / Krause-Junk (1996); Aghón / Edling 
(1997); De Mello (2000). 
nalen Steueraufkommen und zentralstaatlichen 
Transferleistungen oder die Frage, welche Arten 
von Steuern auf welcher Ebene erhoben werden 
können, um unerwünschte externe Effekte zu ver-
hindern. Während eigene Steuereinnahmen auf sub-
nationaler Ebene ownership fördern, können zent-
ralstaatliche oder interregionale Transferleistungen 
dazu dienen, externe Effekte und interregionale 
Disparitäten auszugleichen. Ein Haushaltsregime, 
das einseitig auf die jeweils eigenen Steuereinkünfte 
oder auf zentralstaatliche Transfers setzt, läuft Ge-
fahr, Anreizsysteme hervorzubringen, die den An-
forderungen des Qualitätswettbewerbs nicht ent-
sprechen. 
Schließlich macht jede Form von Dezentralisierung 
einen Anpassungsprozeß seitens der subnationalen, 
aber auch der nationalen Verwaltungseinheiten not-
wendig. Diese müssen unter Umständen völlig neue 
Aufgaben bewältigen, eigene Einnahmequellen 
erschließen, größere Haushalte bewirtschaften oder 
mit neuen politischen Strukturen zurechtkommen. 
Sie müssen neuen Ansprüchen genügen, etwa den 
Forderungen nach Kundennähe und regionaler Ori-
entierung, Flexibilität und größerer Selbständigkeit. 
Ansätze für eine entsprechende Reform der Ver-
waltung werden heute vor allem unter dem Begriff 
des New Public Management  diskutiert. 
Verwaltungsreformen nach den Ansätzen 
des New Public Management (NPM) 
Der anglo-amerikanische Begriff „New Public Ma-
nagement“ ist – ähnlich dem Dezentralisierungsbeg-
riff – nicht fest definiert. Er beschreibt weniger ein 
klar umrissenes Konzept als eine Reihe von best 
practice-Ansätzen für die Verwaltungsmodernisie-
rung, die ursprünglich vor allem in den angelsächsi-
schen und skandinavischen Ländern sowie den Nie-
derlanden entwickelt wurden und je nach Ort und 
Umständen ihrer Anwendung variiert und angepaßt 
werden können. Dazu gehören neben der erwähnten 
internen Dezentralisierung von Aufgaben, Kompe-
tenzen und Ressourcenverantwortung im Sinne des 
AKV-Prinzips die drei weiteren Kernelemente Er-
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gebnissteuerung, Kunden- bzw. Bürgerorientierung 
und Wettbewerb.18 
Von der Regel- zur Ergebnissteuerung lautet eine 
der zentralen Forderungen der neuen Steuerungs-
modelle und des NPM. Dies meint die Re-
orientierung des Verwaltungshandelns auf ihre Wir-
kungen hin anstelle der bislang dominierenden 
Steuerung über Regeln (Rechtmäßigkeit, Ordnungs-
gemäßheit, Wirtschaftlichkeit). Ergebnissteuerung 
soll die Effektivität und die Effizienz des Verwal-
tungshandelns steigern. Daher wird in der deutschen 
Diskussion das zentrale Gewicht auf die Einführung 
einer betriebswirtschaftlichen Kosten- und Leis-
tungsrechnung gelegt, die den für die Erstellung 
einzelner Verwaltungsleistungen („Produkte“) not-
wendigen Ressourceneinsatz feststellen kann und 
Kostenvergleiche ermöglicht. Ergebnissteuerung ist 
auch eine Antwort auf den Verlust an politischer 
Kontrolle über die subnationalen politischen und 
administrativen Einheiten in einem Dezentralisie-
rungsprozeß. 
Ein Instrument im Sinne ergebnisorientierter Kon-
trolle ist das Kontraktmanagement: Ein Kontrakt 
ist „eine schriftliche Absprache zwischen zwei Part-
nern über in einem definierten Zeitraum zu errei-
chende Ergebnisse mit einem festgelegten Bud-
get.“19 Es wird unterschieden nach externen Kon-
trakten (zwischen Bürgerschaft und Gemeinderat, 
zwischen Gemeinderat und Verwaltung, zwischen 
Verwaltung und externen Produzenten) und internen 
Kontrakten (zwischen Verwaltungsführung und 
Fachdiensten, zwischen verschiedenen Fachdiensten 
oder zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitern).20 
Um solche Kontrakte formulieren zu können, müs-
sen die betroffenen Verwaltungen zunächst ihre 
„Produkte“ (oder Leistungspakete) und ihre Hand-
lungsziele klar definieren, um dann Vereinbarungen 
über die erwünschten Ergebnisse treffen zu können. 
Häufig wird dazu eine klare Trennung zwischen 
                                                     
18 Termini wie „Verwaltungsmodernisierung“, „Verwal-
tungsreform“ beziehen sich auf dieselben Ansätze, betonen 
aber stärker die praxisbezogenen Aspekte. Vgl. Dam-
kowski / Precht (1998a), S. 15 f. 
19 Naschold / Oppen / Wegener (1998), S. 16. 
20 Vgl. Naschold / Oppen / Wegener (1998), S. 18 f. 
Auftraggeber und Auftragnehmer gefordert, um 
Kontrolle effektiv möglich zu machen. 
Ein weiteres zentrales Element des New Public Ma-
nagement ist die Kunden- bzw. Bürger-
orientierung. Dies bedeutet zunächst vor allem 
einen Bewußtseinswandel: weg von der Obrigkeits-
verwaltung, die den Bürger als „Bittsteller“ begreift, 
hin zum öffentlichen Dienstleistungsunternehmen. 
Vielfach umgesetzte Konzepte sind z.B. first-stop 
agencies bzw. „Bürgerbüros“, welche dem Bürger 
bei jedem an die Verwaltung gerichteten Anliegen 
als erste Anlaufstellen dienen und ihn an die zustän-
digen Stellen weitervermitteln, oder one-stop agen-
cies, kommunale Bürgerzentren, bei denen man 
nach dem Prinzip „alles aus einer Hand“ alle kom-
munalen Verwaltungsangelegenheiten unter einem 
Dach erledigen kann. 
Um einen solchen Kundenservice zu gewährleisten, 
ist neben der Bewußtseinsveränderung in der Ver-
waltung eine Neuausrichtung von Arbeitsabläufen, 
ein work-flow management notwendig. Das heißt, 
Arbeitsabläufe müssen ebenfalls ergebnisorientiert 
gestaltet werden, orientiert am Entstehungsprozeß 
der „Produkte“ und an den Kundenbedürfnissen, 
anstatt an überkommenen Ressortstrukturen. 
Schließlich wird zur Effizienzsteigerung des Ver-
waltungshandelns auch die Einführung von ver-
schiedenen Wettbewerbsmodellen diskutiert. Beim 
„marktlichen“ Wettbewerb stehen die  
öffentlichen Anbieter in direkter Konkurrenz zu 
privaten. Dieses Modell bietet sich insbesondere im 
Technik- und Infrastrukturbereich an und ist ein 
erklärtes Ziel vieler Teilprivatisierungen (z.B. im 
Telekommunikationssektor). „Marktähnlicher“ 
Wettbewerb bietet sich dagegen an, wo eine Privati-
sierung nicht möglich ist. Statt dessen werden 
Markttests durchgeführt oder öffentliche Anbieter 
(evtl. auch non-profit Anbieter) zueinander in Kon-
kurrenz gesetzt und so zur Profilbildung gezwungen 
(z.B. Universitäten).21 
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Neue Anforderungen an Politik und Ver-
waltungsmanagement 
Eine Modernisierung des öffentlichen Sektors im 
Sinne des New Public Management stellt höhere 
Ansprüche an die Führungs- und Steuerungskompe-
tenzen der politisch und administrativ Verantwortli-
chen. Dezentralisierte Staaten brauchen aufgrund 
der wesentlich höheren Ansprüche an die politische 
Steuerung, so paradox es klingt, eine starke, kompe-
tente Zentralregierung, die ihre eigene accountabili-
ty ernst nimmt.22 Dieses Prinzip setzt sich auf den 
unteren Ebenen fort. 
Die outputorientierte Steuerung über das Kontrakt-
management und die Dezentralisierung von Res-
sourcenverantwortung sollten von Transparenz, 
Kooperation und vor allem einem Klima des Ver-
trauens begleitet werden. Wichtig sind auch strate-
gische Planungskompetenzen und eine klare Aufga-
benverteilung zwischen den verschiedenen Ebenen 
der Verwaltung und der politischen Steuerung so-
wie – last not least – eine weitblickende Personal-
führung. 
Der strategischen Planung, aus der sich die über-
greifenden politischen und die operativen Ziele 
ableiten (Outcome und Output-Definition), kommt 
eine zentrale Rolle zu. So sollten die langfristigen, 
strategischen Ziele nicht zugunsten kurzfristiger, 
operativer Ergebnisse vernachlässigt werden. Es 
sollte auf ein ausgewogenes Verhältnis von quanti-
tativen zu qualitativen Ergebnissen geachtet werden. 
Um mit vielfach möglichen Zielkonflikten umgehen 
zu können, ist eine durchdachte politische Prioritä-
tensetzung wichtig.23 
Die Aufgabenverteilung zwischen den subnationa-
len Einheiten und der Zentralregierung muß klar 
definiert werden. Die Offenlegung dieser Aufga-
benverteilung und ihre konsequente Umsetzung 
reduzieren Unsicherheit und machen die dezentralen 
Prozesse besser steuerbar.24 
                                                     
22 Vgl. Shah (1998), S. 12 f. 
23 Vgl. dazu Naschold / Oppen / Wegener (1998), S. 13. 
24 Eine zentrale Frage bei der Aufgabenverteilung ist z.B., ob 
die Zentralregierung im Falle der Verschuldung subnatio-
In vielen Fällen werden durch Dezentralisierung 
zahlreiche Innovationen auf lokaler oder regionaler 
Ebene angeregt. Damit diese keine Einzellösungen 
bleiben und u.U. sogar die Fragmentierung von 
Verwaltungsstrukturen und -leistungen fördern, ist 
es wichtig, Mechanismen des institutionellen Ler-
nens zu schaffen. Fortbildungsangebote, der Aus-
tausch von Mitarbeitern oder die Schaffung von 
horizontalen Kommunikationsnetzen sind mögliche 
Ansätze für eine höhere Lern- und Innovationsfä-
higkeit in der öffentlichen Verwaltung. 
Den Anforderungen an die Personalführung und 
Personalplanung wird in der Diskussion um Dezent-
ralisierung und Verwaltungsreform selten ausrei-
chendes Gewicht gegeben. Für eine erfolgreiche 
Verlagerung von Verantwortung auf die nachgeord-
neten Ebenen sind intensive Qualifizierungsmaß-
nahmen und funktionierende Anreizsysteme für die 
betroffenen Mitarbeiter unverzichtbar.25 Ergebnis-
steuerung und die Philosophie der Kundenorientie-
rung stellen höhere Ansprüche an die Motivation 
aller Mitarbeiter. Führungskräfte müssen mit den 
Instrumenten des Kontraktmanagements und der 
Mitarbeitergespräche vertraut gemacht werden. Die 
neue Flexibilität bedarf begleitender Maßnahmen in 
Form von alternativen Karrieremodellen und einer 
vorausschauenden strategischen Personalplanung, 
die auf die neuen Gegebenheiten reagiert. Schließ-
lich ist das Ziel einer partizipativen Beteiligung des 
Kunden bzw. Bürgers am Verwaltungshandeln nicht 
ohne größere Partizipation der Mitarbeiter zu errei-
chen – auch hierfür müssen neue Modelle entwi-
ckelt werden.26 
2.2.2 Planung, Koordination und Ko-
operation 
Planung, Koordination und die Kooperation der 
beteiligten öffentlichen und privaten Akteure ge-
winnen als Instrumente an Bedeutung, wenn politi-
sche Steuerung an die Anforderungen des Quali-
                                                                                  
naler Einheiten mit einem bail-out einspringen wird. Vgl. 
dazu World Bank (1999), S. 112. 
25 Vgl. Damkowski / Precht (1998b), S. 490. 
26 Vgl. dazu Koch (1998); Holzrichter / Lappé (1998). 
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tätswettbewerbs angepaßt werden soll: (1) Stra-
tegische Planung bildet die Grundlage langfristig 
angelegter Standortpolitik. Sie umfaßt die Ent-
wicklung von Leitbildern für die zukünftige Ent-
wicklung eines Standortes, die mittelfristige Haus-
halts- und Investitionsplanung der öffentlichen Insti-
tutionen sowie die Schaffung der raumordnerischen 
Grundlagen für öffentliche wie private Investitions-
entscheidungen. (2) Die Koordination der unter-
schiedlichen standortpolitischen Akteure ist not-
wendig, um die Kohärenz der sektoralen Politiken 
zu erhöhen. (3) Durch die Kooperation von öffentli-
chen und privaten Akteuren kann zudem die Effek-
tivität von Planung und Umsetzung der Standortpo-
litik erhöht und die Fokussierung auf spezifische 
Standortvorteile verbessert werden. 
Planung 
Entwicklung, auch die (welt-) marktorientierte Ent-
wicklung von Unternehmen, beruht nicht allein auf 
marktförmigen Prozessen, sondern stets auch auf 
Steuerungsleistungen durch Politik und Verwaltung. 
Dies gilt vor allem dann, wenn der Strukturwandel 
den betroffenen Akteuren  
eines Wirtschaftsraums die Abkehr von Entwick-
lungspfaden und Routinen bei gleichzeitiger Unge-
wißheit über die zukünftigen Entwicklungslinien 
abverlangt. Strategische Leitbilder nehmen auf die 
Entwicklung eines Wirtschaftsstandorts und auf 
Investitionsentscheidungen von Unternehmen und 
öffentlichen Akteuren Einfluß. Sie erfüllen Aufga-
ben der Orientierung, Motivierung und Koordinati-
on der beteiligten Akteure. Orientierung bedeutet 
hierbei, daß durch die Formulierung von Leitbildern 
bestimmte Wahrnehmungs-, Denk- und Entschei-
dungshorizonte geöffnet und andere ausgeschlossen 
werden. Motivierung erfolgt insbesondere darüber, 
daß Leitbilder Menschen nicht nur als logisch den-
kende Wesen ansprechen, sondern auch die affekti-
ven Potentiale der Handelnden aktivieren. Koordi-
nation bezieht sich darauf, daß Leitbilder zwischen 
den verschiedenen Wahrnehmungs- und Denkwei-
sen der Akteure vermitteln können und die Verstän-
digung untereinander erleichtern.27 Leitbilder schaf-
fen Visionen, wie sich ein Wirtschaftsstandort oder 
eine Region entwickeln könnte, und zeigen gleich-
zeitig Möglichkeiten auf, wie diese Visionen umzu-
setzen sind. Dierkes und Marz nennen dies die Ver-
bindung dessen, was Menschen einerseits als 
„wünschbar“ und andererseits als „machbar“ anse-
hen28. 
Leitbilder müssen allerdings keineswegs immer 
innovativ sein oder zwangsläufig zu einem Struk-
turwandel führen. Sie können im Gegenteil auch 
alte Strukturen verfestigen oder Lernprozesse blo-
ckieren. Häufig geht es im Rahmen von Entwick-
lung nicht nur darum, neue Leitbilder zu formulie-
ren, sondern vor allem darum, kognitive und institu-
tionelle Blockaden im Rahmen bestehender Leitbil-
der zu überwinden. Aus diesem Grund ist es zum 
einen wichtig, Prozesse der Leitbildformulierung 
von politischer Seite anzustoßen und gegebenenfalls 
zu lenken. Zum anderen sollten Akteure aus ver-
schiedenen gesellschaftlichen Sektoren eingebunden 
werden, die Wissen und Interessen aus unterschied-
lichen Perspektiven einbringen können. 
Eine wichtige Voraussetzung für Entwicklungspla-
nung ist außerdem eine funktionierende  
Raumordnung. Sie setzt den Rahmen für wirt-
schaftliche Aktivität, da Flächennutzungspläne für 
Investitionsentscheidungen von Unternehmen von 
zentraler Bedeutung sind. Raumordnung bildet aber 
nicht nur die Grundlage für strategische Planung, 
sondern erleichtert auch die Umsetzung von strate-
gischen Zielen und Planungsprodukten in Ressour-
cen- und Investitionsentscheidungen. Dies ist ein 
zentraler Punkt, weil eine strategische Planung ohne 
ernsthafte und transparente Verpflichtungen der 
beteiligten Akteure kaum Bedeutung für die Wirt-
schaftsentwicklung hat. Daher sollten jene öffentli-
chen Akteure, die an der strategischen Planung be-
teiligt sind, neben Raumordnungs- auch Haushalts-
kompetenzen innehaben. In einer Situation, die von 
raumplanerischem und fiskalischem Zentralismus 
gekennzeichnet ist, macht eine dezentralisierte stra-
tegische Planung wenig Sinn. 
                                                     
27 Vgl. Dierkes / Marz (1998), S. 378 - 381. 
28 Ebenda, S. 379. 
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Koordination 
Ein weiteres Element von regionaler und lokaler 
Standortpolitik ist die Koordination zwischen den 
einzelnen öffentlichen Institutionen, da sie die Ko-
härenz der verschiedenen Politiken im Hinblick auf 
strategische Zielsetzungen erhöht. Moderne Natio-
nalstaaten sind durch diversifizierte, nicht selten 
segmentierte wirtschaftliche Institutionen gekenn-
zeichnet. Beim Übergang von der rein sektoralen 
Wirtschaftsförderung zur territorialen Standortpoli-
tik ist die Koordination der verschiedenen Instituti-
onen ein notwendiger Schritt. Den subnationalen 
Gebietskörperschaften (Kommunen und Ländern) 
kommt in diesem Zusammenhang eine zunehmende 
Bedeutung zu. Die Aufgaben der Koordination um-
fassen (1) den Informationsaustausch in bezug auf 
Arbeitslinien, Instrumente und Projekte, (2) die 
Entwicklung einheitlicher Förderkriterien und Ver-
fahren, (3) die gemeinsame Planung bzw. Abstim-
mung von Projekten sowie (4) die gemeinsame 
Durchführung und Finanzierung von Projekten. 
Öffentlich-private Kooperation 
Die Kooperation von privaten und öffentlichen Ak-
teuren zielt darauf ab, Interessen und Ressourcen so 
zu bündeln, daß daraus Nutzen für beide Seiten 
entsteht. Auf seiten der öffentlichen und privaten 
Akteure bestehen allerdings unterschiedliche Inte-
ressen, die sie zur Teilnahme an einer Kooperation 
motivieren können:  
– Öffentliche Institutionen sind an einer Koope-
ration mit privaten Akteuren hauptsächlich aus 
drei Gründen interessiert: Erstens dient sie der 
Nachfrageermittlung und erleichtert die Umset-
zung von Standortpolitik. Zweitens geht es öf-
fentlichen Akteuren um die Mobilisierung von 
Ressourcen aus privater Hand. Drittens wollen 
sie durch die Beteiligung privater Akteure an 
der Planung und Umsetzung von Maßnahmen 
die Akzeptanz ihrer Politik erhöhen. 
– Die vorrangigen Interessen von privaten Unter-
nehmen dagegen sind zum einen Gewinnma-
ximierung und zum anderen die Reduzierung 
von Unsicherheiten, die insbesondere während 
eines politischen und ökonomischen Struktur-
wandels für sie entstehen. Die Kooperation mit 
der öffentlichen Hand ist zur Durchsetzung die-
ser Interessen aus drei Gründen sinnvoll: Ers-
tens können Unternehmen durch ihre Beteili-
gung auf die Gestaltung der Standortfaktoren 
einer Region Einfluß nehmen und damit ihre 
eigenen Investitionsbedingungen verbessern. 
Zweitens können Unternehmen, die sich an der 
Gestaltung des Leitbildes oder an der strategi-
schen Planung für die Entwicklung einer Regi-
on beteiligen, die eigene Unternehmensstrate-
gie effektiver auf den spezifischen Standort und 
seine Charakteristika abstimmen. Drittens kön-
nen Unternehmen direkt vom Image eines 
Standortes profitieren, indem sie es beispiels-
weise für die Werbung verwenden. 
– Was andere gesellschaftspolitische Akteure, 
wie z.B. Gewerkschaften und Umweltschutz-
verbände, angeht, ist es in ihrem Interesse, auf 
die standortpolitische Gestaltung des Struktur-
wandels Einfluß zu nehmen, um die Lebens- 
bzw. Beschäftigungsbedingungen für die ver-
tretenen Gruppen zu verbessern. 
Es kommt bei einer erfolgreichen Kooperation von 
öffentlichen und privaten Akteuren darauf an, diese 
unterschiedlichen und nur zum Teil komplementä-
ren Interessen in einer Art zusammenzubringen, daß 
eine win-win-Situation entsteht, bei der alle Betei-
ligten profitieren. Dies kann dadurch erreicht wer-
den, daß beide Seiten unterschiedliche Vorleistun-
gen einbringen, die zum gegenseitigen Vorteil ge-
nutzt werden. So können staatliche Akteure den 
institutionellen Rahmen für die Kooperation setzen 
sowie Information, Infrastruktur und Fördermittel 
zur Verfügung stellen. Privatwirtschaftliche Akteure 
können Managementkapazitäten und technisches 
Know-how sowie Investitionskapital einbringen. 
Gesellschaftspolitische Akteure können durch die 
spezifische Formulierung der Interessen verschiede-
ner gesellschaftlicher Gruppen und durch ihre Mo-
bilisierungsmacht den Planungshorizont erweitern 
und damit den gesamtgesellschaftlichen Nutzen der 
Standortpolitik vergrößern. Darüber hinaus bringen 
auch sie technisches Know-how und Ressourcen in 
den Kooperationsprozeß ein. Voraussetzung für das 
Entstehen einer win-win-Situation ist, daß Mitnah-
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meeffekte29 vermieden werden können. Darüber 
hinaus muß sichergestellt werden, daß Gemeinwohl-
interessen, die durch die öffentlichen Institutionen 
vertreten werden sollen, im Kooperationsprozeß 
artikuliert und durchgesetzt werden können. 
Man kann drei Formen öffentlich-privater Koopera-
tion in der Standortpolitik unterscheiden: 
(1) strategische Kooperation, bei der privatwirt-
schaftliche Akteure an staatlichen Koordinations- 
und Planungsinstanzen teilnehmen. Diese Koopera-
tion kann auch informell und ohne vertragliche Re-
gelungen stattfinden; (2) die Kofinanzierung und 
gemeinsame Durchführung von Projekten sowie (3) 
die Vergabe von Konzessionsverträgen an private 




Qualitätswettbewerb erfordert vielerorts eine Re-
form der bestehenden Wirtschaftsförderung und 
eine intensivere Koordination der lokalen und regi-
onalen Institutionen der Standortpolitik. Insbesonde-
re die territorial integrierte Förderung der Kleinst-, 
Klein- und mittelständischen Unternehmen 
(KKMU) kann eine wichtige Rolle bei der Vertie-
fung von Wertschöpfungsketten und der Diversifi-
zierung der Exportbasis spielen. Oft ist diese Förde-
rung durch die örtlichen Institutionen kaum koordi-
niert, und es wird selten auf lokales und regionales 
Wissen zurückgegriffen. Um regionale und lokale 
Potentiale besser zu nutzen und Standorte wettbe-
werbsfähiger zu machen, sollte Standortpolitik 
(1) darauf abzielen, die bestehenden Institutionen 
und Instrumente an der Unternehmensnachfrage zu 
orientieren. Dafür müssen Informationsengpässe 
zwischen Institutionen und Unternehmen beseitigt 
werden. (2) Die standortbezogene Wirtschaftsförde-
rung sollte zudem die Unternehmenskooperation 
                                                     
29 Mitnahmeeffekt bezeichnet den Effekt „der Zahlung von 
Subventionen oder allgemein von finanziellen Anreizmaß-
nahmen, bei denen auch ohne zusätzlichen Anreiz teilwei-
se oder in vollem Umfang die gewünschte Verhaltensände-
rung bereits vorgelegen hätte“ (Gabler Wirtschafts-
Lexikon (1997), S. 2640). 
fördern. Die beiden Aspekte werden im folgenden 
eingehender dargestellt. 
Die Orientierung an der Unternehmensnachfra-
ge ist eine Vorbedingung, um die Förderinstrumente 
an strategischen Zielen auszurichten. Dafür sind 
genaue Informationen über den Unternehmenssektor 
am jeweiligen Standort sowie Systeme zur Nachfra-
geerfassung und Instrumente zur Evaluierung von 
Förderlinien erforderlich. Insbesondere in Entwick-
lungsländern bestehen häufig Informationsengpässe 
zwischen Unternehmern und standortpolitischen 
Institutionen: Auf der einen Seite sind die staatli-
chen Institutionen oft nicht genügend über die Un-
ternehmensnachfrage informiert. Hier spielt unter 
anderem die Größe des informellen Sektors eine 
Rolle. Auf der anderen Seite sind die Unternehmen 
häufig nicht genügend über bestehende Fördermög-
lichkeiten unterrichtet.  
Ein verbesserter Informationsfluß erleichtert den 
öffentlichen Institutionen die Fokussierung der För-
derinstrumente und erhöht deren Effizienz und 
Wirksamkeit. Die Erfassung der Unternehmens-
nachfrage wird durch die Nähe lokaler und regiona-
ler Institutionen zu den wirtschaftlichen Akteuren 
am Standort erleichtert, weil hier bestehende Kennt-
nisse eingebracht und die notwendigen Daten leich-
ter erhoben werden können. Zusätzlich ist eine sys-
tematische Evaluierung der eingesetzten Instrumen-
te notwendig, um diese regional anzupassen und 
kontinuierlich zu verbessern. Dadurch sollen Pro-
zesse des institutionellen Lernens angestoßen wer-
den. 
Die Vorteile der Unternehmenskooperation wer-
den heute vor allem mit Verweis auf das Cluster-
Konzept diskutiert. Cluster sind geographische 
Konzentrationen von Unternehmen, meist einer 
Branche, die Nutzen aus der räumlichen Ballung 
ziehen: 
„A cluster is defined as a sectoral and 
geographical concentration of enterprises. 
[...] Once such a concentration exists, [...] 
external economies are likely to arise, no-
tably from the emergence of suppliers who 
provide raw materials and components, 
new or second-hand machinery and spare 
16 Christian von Haldenwang et al. 
 
parts; or the emergence of a pool of wage 
workers with sector-specific skills.“30 
Zuweilen wird der Clusterbegriff auf solche Kon-
zentrationen beschränkt, die über eine ausdifferen-
zierte institutionelle Infrastruktur, intensive Koope-
rationsbeziehungen und horizontale Unternehmens-
netzwerke verfügen. In der Regel bilden Agglome-
rationsvorteile den entscheidenden Ausgangspunkt 
für die Clusterbildung. Dies sind Kostenvorteile, die 
entstehen, wenn sich mehrere Unternehmen an ei-
nem geographischen Ort ansiedeln.31 Die Unter-
nehmen profitieren dabei von 
– geringen Transaktionskosten: Unternehmen 
reduzieren durch die räumliche Nähe, durch ei-
ne bessere Versorgung mit Infrastruktur und 
Dienstleistungen und durch die Vernetzung der 
Wirtschaftssubjekte ihre Kosten. Unter Um-
ständen bilden sich spezifische Institutionen 
heraus, die die Transaktionskosten weiter sen-
ken; 
– information spillovers: Unternehmen erhalten 
durch die räumliche Nähe zu und durch die so-
ziale Interaktion mit anderen Unternehmen 
Wissen (z.B. über Produktinnovationen), wel-
ches sich positiv für sie auswirkt, ohne daß eine 
direkte Transaktion stattfindet;32 
– ausdifferenzierten Märkten: Durch räumliche 
Konzentration entstehen vor Ort Arbeitsmärkte 
mit branchenspezifischen Qualifikationsprofi-
len sowie spezialisierte Zulieferer- und Ab-
nehmermärkte.  
Man unterscheidet bei Agglomerationsvorteilen 
zwischen „urbanization“ und „localization econo-
mies“. „Urbanization economies“ entstehen dann, 
wenn sich Unternehmen verschiedener Branchen an 
einem Ort konzentrieren (wie z.B. in Großstädten). 
„Localization economies“ treten dann auf, wenn 
sich Unternehmen einer spezifischen Branche kon-
                                                     
30 Humphrey / Schmitz (1996), S. 1863. 
31 Vgl. Scott (1998), S. 81. 
32 Vgl. Amin (1989). 
zentrieren. Der Bildung von Clustern liegen meist 
„localization economies“ zugrunde.33 
Die Erfahrungen mit Clustern, wie etwa im „Dritten 
Italien“34, deuten darauf hin, daß eine stärkere Ver-
flechtung der Unternehmen untereinander und eine 
verstärkte Kooperation mit öffentlichen Institutio-
nen sich vorteilhaft auf die Wettbewerbsfähigkeit 
auswirken kann. Standortpolitik sollte daher die 
Potentiale vorhandener Cluster nutzen, um im Sinne 
des Qualitätswettbewerbs regionale Wertschöp-
fungsketten zu vertiefen und spezifische Standort-
vorteile aufzubauen. Hierfür ist es wichtig, eine 
Maximierung der positiven externen Effekte und 
eine Minimierung der Transaktionskosten anzustre-
ben. Dabei können standortpolitische Institutionen 
das gemeinsame Handeln der Unternehmer anregen, 
etwa bei der Beteiligung an Messen, bei der Ausbil-
dung von Personal, beim Einkauf von Vorprodukten 
oder bei der Entwicklung gemeinsamer Produkte.  
Gerade in Ländern mit geringer Unternehmensko-
operation können standortpolitische Institutionen 
eine wichtige Rolle spielen: Auf der einen Seite 
treten sie als Vermittler zwischen Firmen auf und 
fördern deren Kooperation und Verflechtung. Auf 
der anderen Seite schaffen sie verläßliche und ge-
eignete rechtliche, infrastrukturelle und administra-
tive Rahmenbedingungen und tragen dadurch zur 
Bildung von Vertrauen bei, welches für die Unter-
nehmenskooperation eine zentrale Ressource ist. 
Dabei muß allerdings die Heterogenität der existie-
renden Cluster und Unternehmen berücksichtigt 
werden. Unternehmenskonzentrationen bieten zwar 
Agglomerationsvorteile, sie verfügen in vielen Fäl-
len jedoch nicht über jene Institutionen und zwi-
schenbetrieblichen Beziehungen, die eine weiterge-
hende Verflechtung der ansässigen Unternehmen 
nach dem Leitbild des Qualitätswettbewerbs ohne 
weiteres ermöglichen. So sind häufig sowohl In-
                                                     
33 Vgl. Haldenwang (1999a), S. 10. 
34 Der Ausdruck „Drittes Italien“ steht für den Nordwesten 
Italiens (Emiglia Romana und angrenzende Regionen). Er 
wird in Abgrenzung zum Industriedreieck Mailand-Genua-
Turin („Erstes Italien“) und zum Süden Italiens („Zweites 
Italien“, Mezzogiorno) benutzt. 
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strumente notwendig, die die Kooperation entlang 
von Wertschöpfungsketten fördern (vertikale Ko-
operation, Verflechtung) als auch solche, die die 
Kooperation zwischen konkurrierenden Unterneh-
men fördern (horizontale Kooperation, coopetition).  
Angesichts der fortschreitenden Deregulierung und 
Liberalisierung der Märkte ist darauf zu achten, daß 
die Unternehmenskooperation nicht ausschließlich 
an lokale oder regionale Aktivitäten anknüpft, son-
dern sich auch nach außen orientiert, um bestehende 
Exportchancen zu nutzen, externes Wissen  zu nut-
zen, international wettbewerbsfähig zu bleiben und 
überregionale Kooperationen zu ermöglichen. 
3 Rahmenbedingungen für Standort-
politik in Chile 
Nachdem das vorhergehende Kapitel in Konzepte 
und Vorteile einer am Qualitätswettbewerb ausge-
richteten Standortpolitik eingeführt sowie die daraus 
erwachsenden Herausforderungen für die standort-
politischen Institutionen herausgearbeitet hat, soll 
nun die regionale Standortpolitik in Chile genauer 
betrachtet werden. Dazu werden zunächst die Ent-
wicklung der chilenischen Wachstumsstrategie und 
der sich daraus ergebende Reformbedarf beschrie-
ben (3.1). Danach sollen die Leitlinien der standort-
politischen Reformen in Chile skizziert (3.2) und 
die bestehenden standortpolitischen Institutionen 
auf der nationalen, regionalen und lokalen Ebene 
vorgestellt werden (3.3). 
3.1 Die chilenische Wachstumsstrategie  
Chile gilt als das neoliberale Wirtschaftswunderland 
Lateinamerikas: Seit Mitte der 80er Jahre und bis 
zur Asienkrise, deren Auswirkungen Chile 1998 
erreichten, wuchs das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
kontinuierlich um ca. 7  Prozent pro Jahr; die Infla-
tionsrate bewegt sich seit 1994 unter der 10-
Prozent-Marke.35 Im lateinamerikanischen Ver-
gleich nimmt Chile damit die Spitzenposition ein. 
Auch der Anteil der Armen an der Bevölkerung 
konnte von 38,6 Prozent 1990 auf 21,7 Prozent 
1998 reduziert werden.36 
Allerdings hat sich das wirtschaftliche Wachstum 
weitgehend auf Produkte geringer Wertschöpfungs-
tiefe konzentriert. Chile ist stark abhängig vom Ex-
port seiner Rohstoffe und rohstoffnahen Produkte 
und deren schwankenden Weltmarktpreisen. Die 
Einnahmeneinbrüche aus dem Export in Folge der 
Asienkrise haben diese Abhängigkeit deutlich ge-
macht.37 Darüber hinaus hat das Wachstum die 
Entwicklungsunterschiede zwischen den Regionen 
eher noch vergrößert. Auch die Einkommensvertei-
lung zwischen den sozialen Gruppen ist noch immer 
sehr ungleich, ebenso der Zugang zu Bildungschan-
cen. Der Arbeitsmarkt ist geprägt durch einen gro-
ßen Anteil unsicherer Jobs mit ungenügender sozia-
ler Absicherung.38 Die privaten Investitionen kon-
zentrieren sich auf eine kleine Zahl von Branchen 
und Aktivitäten, mit Schwerpunkten im Bergbau 
und in der rohstoffverarbeitenden Industrie.39 
Da die nationalen makroökonomischen Realitäten 
und Strategien auch den Rahmen für Ansätze zur 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des Stand-
ortes Chile und seiner Regionen setzen, sollen sie 
im folgenden Abschnitt genauer betrachtet werden. 
                                                     
35  Zu den Grunddaten der chilenischen Entwicklung vgl. 
Abb 2.  
36 Vgl. Ministerio de Hacienda (1999a). Armut und extreme 
Armut sind in Chile mittels eines Mindesteinkommens 
zum Kauf eines festgelegten Warenkorbs definiert. Eine 
Person ist arm, wenn ihr Einkommen kleiner ist als zwei-
mal dieses Mindesteinkommen (1,75mal in ländlichen Ge-
bieten). Eine Person ist extrem arm, wenn ihr Einkommen 
kleiner ist als das Mindesteinkommen. 
37  1998 wurden Güter im Wert von 14,8 Mrd. US$ exportiert, 
1997 waren es noch 16,6 Mrd. US$ gewesen. 1999 konnte 
eine leichte Erholung auf 15,6 Mrd. US$ verzeichnet wer-
den, für das laufende Jahr wird mit einem deutlicheren An-
stieg auf 17,6 Mrd. US$ gerechnet. Vgl. zu diesen Ausfüh-
rungen Dresdner Bank (2000), S. 14-16. 
38 Vgl. ILO (1998), S. V. 
39 Zum chilenischen Investitionszyklus der letzten 25 Jahre 
vgl. Moguillansky (1999), S. 23-59.  
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Zunächst werden die Grundzüge der chilenischen 
Wachstumsstrategie dargestellt (3.1.1) und eine 
Zusammenfassung der aktuellen Entwicklungen in 
den relevanten makroökonomischen Politikfeldern 
gegeben (3.1.2). Im Anschluß sollen die Erfolge und 
Schwachpunkte der bisher verfolgten Wachstums-
strategie, bzw. zukünftige Entwicklungsherausfor-
derungen beschrieben werden (3.1.3). 
3.1.1 Grundzüge der chilenischen 
Wachstumsstrategie 
Die Entwicklung des chilenischen Wirtschaftssys-
tems vollzog sich in zwei Phasen, deren erste sich 
von der Machtübernahme der Pinochet-Regierung 
1973 bis zur Wirtschaftskrise 1982/83 erstreckte 
und deren zweite im wesentlichen seit Mitte der 
80er Jahre bis heute andauert. Die Militärregierung 
Pinochets verfolgte ab Mitte der 70er Jahre eine 
Politik der ökonomischen Liberalisierung und Dere-
gulierung und der Integration in den Weltmarkt, die 
von den demokratischen Regierungen Aylwin und 
Frei ab 1989 in Grundzügen fortgesetzt wurde.  
Die erste Phase: 1973 - 1985 
Die Grundlagen des heutigen chilenischen Wirt-
schaftsmodells wurden von der 1973 an die Macht 
gekommenen Militärregierung unter General Pino-
chet gelegt. Sie beschloß eine radikale Abkehr von 
der in den frühen 30er Jahren begonnenen und bis 
unter Allende (1970 - 1973) fortgeführten Politik 
der importsubstituierenden Industrialisierung und 
der umfassenden staatlichen Steuerung der Wirt-
schaftsprozesse. Mit Hilfe der „Chicago Boys“ aus 
der Schule Milton Friedmans wurde ein radikales 
neoliberales Entwicklungsmodell quasi unter La-
borbedingungen umgesetzt, ohne daß das Regime 
Rücksicht auf politische, soziale oder ökologische 
Kosten nahm. Die unter Pinochets Vorgängern 
durchgesetzten Landreformen wurden teilweise 
rückgängig gemacht, die Märkte geöffnet und libe-
ralisiert, Staatsbetriebe in großem Stil privatisiert, 
die Gewerkschaften zeitweise verboten und die 
Arbeitsmärkte flexibilisiert. Die sehr hohen Zoll-
schranken (durchschnittlich 90 Prozent) wurden 
abgebaut und das Land für ausländische Investoren 
geöffnet. Rechtliche, politische und ökonomische 
Rahmenbedingungen wurden massiv verändert und 
der Staat auf die Rolle des ‘Nachtwächters’ redu-
ziert, der nur noch die Einhaltung der Spielregeln 
überwacht. 
Diese radikale staatliche Selbstbeschränkung barg 
allerdings den Keim der Krise in sich.40 1982 kam 
es aufgrund eines Zusammenspiels verschiedener 
Faktoren, von denen die fehlende staatliche Regulie-
rung des Finanzmarktes einer war, zu einer ernsthaf-
ten Verschuldungskrise, die nur durch 
 
                                                     
40 Vgl. zu diesem Punkt Moguillansky (1999), S. 29-38. 
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Abbildung 2: Kennzahlen der Entwicklung Chiles 
 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 
BIP (Mrd. US$) 33.101 35.740 40.128 42.931 45.382 50.205 53.927 57.912 59.865 59.209 
BIP pro Kopf (Mrd. US$) 2.527 2.682 2.962 3.117 3.243 3.533 3.739 3.960 4.038 3.942 
BIP (reales jährliches Wachstum 
in %) 
3,7 8,0 12,3 7,0 5,7 10,6 7,4 7,4 3,4 -1,1 
BIP pro Kopf (reales jährliches 
Wachstum in %) 
2,0 6,2 10,4 5,2 4,0 8,9 5,8 5,9 2,0 -2,4 
BIP nach Sektoren (in %)        
   Landwirtschaft,  
   Holzwirtschaft, Fischerei 
9,1 10,3 10,3 9,0 8,4 7,8 7,5 7,2 … … 
   Bergbau 14,0 11,2 8,4 6,5 8,2 9,8 7,8 7,7 … … 
   Industrie 20,6 21,1 21,2 21,7 21,5 21,5 21,3 20,7 … … 
   Elektrizität, Gas, Wasser 2,8 3,3 3,3 3,5 3,5 3,4 3,3 3,2 … … 
   Bausektor 6,2 5,8 6,4 7,7 7,7 7,6 7,9 8,5 … … 
   Handel 15,4 15,7 16,0 15,7 14,5 14,4 14,2 13,9 … … 
   Transport, Kommunikation 7,5 7,6 7,9 7,8 7,7 7,3 7,9 8,2 … … 
   Finanzsektor 11,0 11,3 11,8 12,1 12,3 11,9 12,4 12,4 … … 
   Andere 13,4 13,7 14,8 15,9 16,3 16,3 17,6 18,1 … … 
Staatshaushalt (in % des BIP)         
Einnahmen 25,8 26,9 26,8 26,5 26,1 27,0 26,7 26,6 25,8 … 
   Steuereinnahmen 16,3 17,5 18,1 18,3 18,2 18,1 19,3 18,4 17,8 … 
Ausgaben 19,4 20,5 19,6 19,9 19,3 19,1 19,3 19,5 20,7 … 
Haushaltsbilanz (- Defizit) 1,4 2,2 2,9 2,1 2,1 3,6 2,6 2,3 0,2 -1,2 
Arbeitslosenquote 6,5 9,3 7,0 6,2 8,3 7,4 7,0 7,5 6,3 9,8 
Mindestlohnindex (1990=100) 100,0 108,9 110,2 116,1 120,1 124,7 129,6 133,8 142,4 ... 
Wechselkurs (Pesos/US$) 336,9 374,9 382,3 431,0 404,1 407,1 425,0 439,8 473,8 530,1 
Realwertindex (1990=100) 100,0 97,2 92,0 90,3 88,5 83,7 80,8 73,9 75,1 76,2 
Inflationsrate 26,1 21,8 15,4 12,8 11,4 8,2 7,4 6,1 5,1 3,3 
Außenhandel     
Terms of Trade Index 100,0 102,3 101,3 94,3 102,7 116,3 94,1 98,0 89,5 82,4 
Exporte (Mrd. US$) 8.373 8.942 10.007 9.199 11.604 16.025 15.405 16.663 14.831 15.616 
davon Anteil in %     
   Nahrungsmittel 24,0 27,6 28,9 28,6 27,2 24,6 28,1 25,8 29,1 … 
   Landwirtschaft 9,9 9,9 11,0 12,0 12,7 14,0 10,7 10,0 10,0 … 
   Mineralöle 0,5 0,5 0,4 0,2 0,2 0,3 0,2 0,3 0,4 … 
   Erze und Mineralien 55,3 50,1 47,6 43,9 44,1 48,9 47,1 48,9 43,7 … 
   Industrieprodukte 10,2 11,9 12,2 15,4 15,7 12,2 13,9 15,0 16,8 … 
   Chemieprodukte 3,5 3,8 3,5 4,0 4,8 3,5 3,7 4,8 5,4 … 
   Investitionsgüter 1,1 1,3 1,9 2,8 2,9 1,9 2,5 2,7 3,4 … 
   Andere Industrieprod. 5,6 6,8 6,8 8,6 8,0 6,8 7,6 7,6 8,0 … 
Importe (Mrd. US$) 7.089 7.456 9.285 10.188 10.872 14.644 16.496 18.221 17.347 13.952 
Leistungsbilanz (Mrd. US$) -0.485 -0.99 -0.958 -2.554 -1.585 -1.350 -3.510 -3.728 -4.144 -78 
   Handelsbilanz 1.284 1.485 0.722 -0.990 0.732 1.381 -1.091 -1.558 -2.516 1.664 
Ausländische Verschuldung (Mrd. 
US$) 
19.227 17.946 19.133 20.636 24.728 25.562 27.403 31.440 31.691 33.948 
Schuldendienst (Mrd. US$) 2.771 3.882 2.693 2.841 2.959 5.133 6.141 4.417 3.750 3.240 
Quelle: IADB (2000); Minecon (2000a); Dresdner Bank (2000), S. 42 
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massive staatliche Eingriffe (Kreditübernahmen, 
vorübergehende Verstaatlichung von Banken) auf-
gefangen werden konnte. Der Gesamtumfang der 
Maßnahmen betrug 15,2 Mrd. US$. Die staatlichen 
Hilfsmaßnahmen kamen allerdings vor allem den 
Banken und Großunternehmen zugute, während der 
binnenmarktorientierte Mittelstand, der von den 
radikalen Liberalisierungsmaßnahmen der Jahre 
zuvor am stärksten betroffen gewesen war, kaum 
Unterstützung erhielt. Die Arbeitslosigkeit erreichte 
infolgedessen Werte von bis zu 30 Prozent. Diese 
Grundtendenz – welche den Mittelstand und die 
Kleinunternehmer weitgehend sich selbst überläßt – 
ist teilweise auch heute noch spürbar. 
Die zweite Phase ab 1985 
Im Zuge der Rezession und der Verschuldungskrise 
1982/83 wurde das wirtschaftspolitische Programm 
modifiziert. Der „Neoliberalismus der zweiten Ge-
neration“ begann mit dem Eintritt von Hernán Bü-
chi als Finanzminister ins Kabinett.41 Die Grundli-
nien des alten Modells blieben dabei die gleichen, 
begonnene Reformen wurden fortgesetzt; aber Bü-
chi nahm mehr Rücksicht auf die Bedürfnisse der 
Unternehmerschaft als seine Vorgänger: So wurde 
u.a. auf einen für die Exportwirtschaft günstigen 
Wechselkurs geachtet, die Steuerlast der Unterneh-
men stark abgesenkt und Preisgarantien für be-
stimmte landwirtschaftliche Produkte gewährt.42 Ein 
interessantes Beispiel der erfolgreichen, pragmati-
schen Politik ist die unter Büchi eingeführte ‘Steuer’ 
auf kurzfristige Kapitalbewegungen, welche sich als 
effizienter Mechanismus gegen  kurzfristige, speku-
lative Investitionen erwies und bis vor wenigen 
Monaten beibehalten wurde.43 Dazu kamen Refor-
men im Staats- und Finanzsektor sowie mesoöko-
nomische Maßnahmen. Insbesondere die Schaffung 
von Exportanreizen führte in Verbindung mit einer 
Abwertung des Peso zu günstigen Bedingungen für 
eine Diversifizierung der Exportpalette.44 Die Wirt-
                                                     
41 Vgl. Nohlen / Nolte (1992), S. 294. 
42 Ebenda. 
43 Vgl. Imbusch (1999), S. 47. 
44  Vgl. Eßer (2000); Moguillansky (1999), S. 47-49. 
schaftspolitik Büchis bescherte der chilenischen 
Volkswirtschaft seit 1985 ein stabiles wirtschaftli-
ches Wachstum von durchschnittlich 7 Prozent im 
Jahr. Auch das Haushaltsdefizit konnte abgebaut 
und sogar Überschüsse erwirtschaftet werden. Al-
lerdings wurden zu diesem Ziel weitere Kürzungen 
der Sozialleistungen und die Abkoppelung der 
Lohnentwicklung von der Produktivitätsentwick-
lung in Kauf genommen.45 
Die demokratischen Regierungen Aylwin und Frei 
haben nach 1989 Büchis Politik in den Grundzügen 
fortgeführt, wobei besonderes Gewicht auf makro-
ökonomische Stabilität, die Bekämpfung der Inflati-
on, die Konsolidierung des Haushaltes und die wei-
tere Internationalisierung der Wirtschaft gelegt wur-
de. Bis einschließlich 1998 konnten konstant Haus-
haltsüberschüsse erwirtschaftet und die Inflation 
von 27,3 Prozent 1990 auf 5 Prozent 1998 gesenkt 
werden. Unter den veränderten politischen Rah-
menbedingungen wurde auch die weltwirtschaftli-
che Integration Chiles über bi- und multilaterale 
Handelsabkommen energisch vorangetrieben. Ein 
wichtiger Reformansatz unter den demokratischen 
Regierungen war zudem die Rückbesinnung auf das 
soziale Kapital der Gesellschaft, welches zuvor 
kaum Beachtung gefunden hatte – allerdings nur 
zum Teil mit Ergebnissen: Während der Anteil der 
Armen an der Bevölkerung dank des Wachstums 
wie erwähnt stark gesenkt werden konnte, blieb die 
hohe Einkommenskonzentration und die stark un-
gleichgewichtige Entwicklung der Regionen er-
halten.46  
3.1.2 Aktuelle ökonomische und 
rechtliche Rahmenbedingungen 
Standortpolitik ist eine in der Kooperation aller 
politischen Ebenen zu bewältigende Aufgabe; die 
von den nationalen Institutionen verfolgte makro-
ökonomische Politik steckt den Rahmen ab, inner-
halb dessen regionale Standortpolitik umgesetzt 
werden kann. Insbesondere die makroökonomische 
                                                     
45 Vgl. Nohlen / Nolte (1992), S. 294. 
46 Ebenda, S. 320.  
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Liberalisierung übt erheblichen Anpassungsdruck 
auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen aus. Andererseits schafft makro-
ökonomische Stabilität günstige Bedingungen für 
langfristige Investitionen der (in- und ausländi-
schen) Unternehmen.  
In Reaktion auf die Asienkrise machte die Zentral-
bank 1998 deutlich, daß sie der Geldwertstabilität 
höchste Priorität einräumt. Der Leitzinssatz stieg 
zeitweise auf 30 Prozent. Darüber hinaus weitete die 
Zentralbank das Wechselkursband des Peso aus und 
intervenierte vereinzelt auch auf dem Devisenmarkt. 
Schon Ende 1998 wurde deutlich, daß die hohen 
Zinsen das Wirtschaftswachstum über Gebühr be-
lasteten. Der rezessive Effekt der Hochzinzpolitik 
konnte jedoch erst im vierten Quartal 1999 über-
wunden werden.47 Für das laufende Jahr wird wie-
der mit einem Wachstum von weit über 5 Prozent 
gerechnet.48 Aus Gründen der Exportförderung war 
der Peso seit den 80er Jahren immer leicht unterbe-
wertet. Erst seit September 1999 befindet er sich im 
freien floating. 
Über dreizehn Jahre hinweg konnte der chilenische 
Staat zudem Haushaltsüberschüsse erwirtschaften. 
Für 1999 gilt das allerdings nicht mehr, da die Ex-
pansion der öffentlichen Ausgaben über dem 
Wachstum des Bruttoinlandsproduktes und der 
Steuereinnahmen lagen. Die zentrale Ursache be-
stand im Ausbau der staatlichen Beschäftigungspro-
gramme zur Rückführung der Arbeitslosigkeit im 
Jahr der Präsidentschaftswahlen. Das Defizit von ca. 
1,2 Prozent des BIP soll in den folgenden Jahren 
wieder auf Null zurückgeführt werden. Hierfür hat 
die neue Regierung Lagos einen Austeritätsplan 
vorgelegt. 
Auch das Steuerrecht gilt als unternehmer- und 
investitionsfreundlich. Um Sparen und Investitionen 
zu fördern, werden zur Reinvestition bestimmte 
Unternehmensgewinne sehr niedrig besteuert: Auf 
sie wird eine Körperschaftssteuer in Höhe von nur 
15 Prozent (in Deutschland: 35 Prozent) erhoben, 
erst bei der Ausschüttung dieser Gewinne wird eine 
                                                     
47 Vgl. F.A.Z.-Institut (1999), S. 13. 
48  Vgl. Dresdner Bank (2000), S. 14 
Einkommenssteuer erhoben, die zwischen Null und 
45 Prozent betragen kann, bzw. im Falle eines 
Transfers ins Ausland eine Quellensteuer in Höhe 
von 35 Prozent. Einkommens- und Quellensteuer 
können mit der Körperschaftssteuer verrechnet wer-
den. Damit hat Chile im Bereich Gewinnsteuern 
einen der niedrigsten Steuersätze der Welt. In gerin-
ger Höhe müssen daneben Steuern an die Gemein-
den gezahlt werden (Grundsteuer und Gewerbeli-
zenzen). Den bedeutendsten Teil des staatlichen 
Steueraufkommens (ca. 60 Prozent) trägt die Mehr-
wertsteuer (IVA) mit einem Satz von 18 Prozent 
bei.49 Die neue Regierung Lagos plant eine stärkere 
steuerliche Förderung von KKMU.50 
Schon unter Pinochet wurden im Zuge der Liberali-
sierung des Außenhandels die nicht-tarifären Han-
delshemnisse abgebaut und die Außenzölle von 
damals noch durchschnittlich 90 Prozent auf einen 
Einheitszoll von 10 Prozent gesenkt, dessen weitere 
Herabsetzung auf 6 Prozent angestrebt wird.51 Da-
mit ist Chile eines der Länder mit den niedrigsten 
Zollschranken. Dies ist auch der Hauptgrund dafür, 
daß Chile dem Mercosur-Verbund noch nicht beige-
treten ist, da die Außenzölle der Mercosur-Länder 
höher liegen als die chilenischen. Allerdings ist das 
Land mit dem Mercosur assoziiert und führt gegen-
wärtig Gespräche über eine Vollmitgliedschaft.52 
Überlegungen, auch der NAFTA beizutreten, blie-
ben bislang ohne konkrete Ergebnisse, aber mit 
Mexiko wurde bereits ein Freihandelsabkommen 
und mit Kanada ein umfangreiches Wirtschaftsab-
kommen unterzeichnet. Darüber hinaus existieren 
Handelsabkommen mit Venezuela, Kolumbien, 
Ecuador, Bolivien und Peru. Mit der EU wurde 
1996 ein Rahmenabkommen geschlossen, welches 
die Assoziierung Chiles zum Ziel hat. Auch mit 
Japan laufen zur Zeit Verhandlungen. In der APEC 
ist Chile seit 1994 Mitglied, der Asien-Pazifik-
Handel gewinnt seit Jahren an Bedeutung und birgt 
große Potentiale für die Zukunft. Die Handels- und 
                                                     
49 Vgl. dazu F.A.Z.-Institut (1999), S. 55 ff. 
50  Vgl. MINECON (2000b). 
51 Vgl. F.A.Z.-Institut (1999), S. 18. 
52  Vgl. Latin American Southern Cone Report (RS-00-06) 
vom 01. 08. 2000, S. 1. 
22 Christian von Haldenwang et al. 
 
Investitionsströme mit dieser Region sind über die 
Jahre steil gestiegen, sowohl in absoluten Werten 
als auch bezüglich ihres Anteils am Bruttosozial-
produkt.53 
In der direkten Exportförderung ist Chile seit 1985 
v.a. mit folgenden Instrumenten aktiv:54 
– eine gestaffelte Steuersubvention von 10, 5 
bzw. 3 Prozent auf den FOB55-Wert nicht-
traditioneller Exporte; 
– die Eliminierung von Stempelgebühren und 
sonstigen Exportabgaben; 
– eine auf bis zu sieben Jahre gestreckte Zahlung 
von Einfuhrzöllen auf Kapitalgüterimporte; 
– die Aussetzung von Zöllen und Mehrwertsteuer 
auf importierte Güter für exportorientierte Un-
ternehmen in Freihandelszonen; 
– die 1983 gegründete Exportförderinstitution 
Pro Chile, die Informationen über Auslands-
märkte bereitstellt und bei der Anbahnung von 
Geschäftsbeziehungen hilft (vgl. Kap. 3.3). 
Darüber hinaus existieren in Iquique (Region Tara-
pacá) und Punta Arenas (Region Magallanes) Frei-
handels- bzw. Produktionszonen sowie eine einge-
schränkte Freihandelszone in Arica (Region Tarapa-
cá). In die Freihandelszonen dürfen Güter ohne 
Genehmigung und zollfrei eingeführt werden. Von 
Produkten, die von hier aus in Chile eingeführt wer-
den, werden nur die ausländischen Komponenten 
besteuert. Außerdem zahlen Unternehmer hier keine 
Körperschaftssteuer.56 
In den letzten Jahren flossen massiv ausländische 
Direktinvestitionen nach Chile, die sich allerdings 
sehr ungleich auf die verschiedenen Regionen ver-
                                                     
53 Vgl. ILO (1998), S. V. 
54 Vgl. Moguillansky (1999), S. 48; Imbusch (1999), S. 42. 
55 Free On Board, Bezeichnung für die Transportkosten und 
Risikoverteilung im Außenhandel. Die aktuelle Staffelung 
sieht eine zehnprozentige Subvention für Exporte bis 11,6 
Mio. US$ vor. Exporte zwischen 11,6 und 17,4 Mio. US$ 
erhalten 5 Prozent, solche zwischen 17,4 und 20,9 Mio. 
US$ werden mit 3 Prozent gefördert.  
56 Vgl. F.A.Z.-Institut (1999), S. 76. 
teilen. Bevorzugte Ziele waren dabei Versorgungs-
unternehmen der Bereiche Elektrizität, Wasser und 
Gas sowie Dienstleistungen. Auch die Privatisie-
rung von Häfen, Flughäfen und Straßen zieht aus-
ländisches Kapital an.57  
Chilenische Arbeitsverhältnisse sind auch heute 
noch geprägt von einer hohen Zahl ungeschützer 
und ungenügend abgesicherter Arbeitsplätze und 
Kurzzeitverträge. Die prekären Arbeitsverhältnisse 
erklären sich zu einem großen Teil aus den roh-
stoffnahen chilenischen Produktionsstrukturen (Sai-
sonarbeit, starke Abhängigkeit von klimatischen 
und Weltmarktschwankungen), aber auch aus den 
arbeitsrechtlichen Flexibilisierungen und der Unter-
drückung der Gewerkschaften während des Militär-
regimes. Unter den demokratischen Regierungen 
Aylwin und Frei wurden Gewerkschaften wieder 
zugelassen und ein Tarifsystem etabliert. Die Ge-
werkschaften haben jedoch kein Kollektivvertre-
tungsrecht, sondern müssen mit jedem Unternehmen 
individuell ihre Lohnvereinbarungen treffen. Dem-
entsprechend schwach ist das gewerkschaftliche 
Verhandlungspotential und auch der Organisations-
grad. Es befindet sich aber zur Zeit ein Gesetz in 
Vorbereitung, durch welches das Kollektivvertre-
tungsrecht wieder eingeführt werden soll. 
3.1.3 Zukünftige Herausforderungen 
Für die Entwicklung wettbewerbsfähiger Unter-
nehmen in Chile haben sich Eßer zufolge58 vier 
Faktoren als besonders wichtig erwiesen: Erstens 
die beschriebenen Liberalisierungsmaßnahmen  
einschließlich der Privatisierung fast aller Staatsun-
ternehmen; zweitens die exportorientierte, solide 
Makropolitik; drittens die Ausbildung mesoökono-
mischer Institutionen und viertens die Entstehung 
eines wettbewerbsorientierten Unternehmertums auf 
der Basis eines wachstumsorientierten politischen 
und wirtschaftspolitischen Grundkonsenses. Die 
beiden letzten Faktoren befinden sich dabei aller-
                                                     
57 Vgl. F.A.Z.-Institut (1999), S. 16. 
58  Vgl. Eßer (2000). 
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dings noch in der Entwicklungsphase, wie in Kapi-
tel vier gezeigt wird. 
Die chilenische Wachstumsstrategie hat seit Mitte 
der 80er Jahre sowohl im ökonomischen wie im 
sozialen Bereich beachtliche Erfolge gezeitigt: Die 
im regionalen Vergleich frühe und weitgehende 
Privatisierung und Deregulierung des Bankensek-
tors und vormals öffentlicher Unternehmen ver-
schaffte den chilenischen Finanzdienstleistern und 
dem Versorgungs- und Infrastrukturbereich einen 
Wettbewerbsvorteil gegenüber der lateinamerikani-
schen Konkurrenz. Dieser Vorsprung scheint heute 
eine wichtige Rolle zu spielen, etwa bei der Expan-
sion chilenischer Unternehmen in Argentinien.59 
Auch im sozialen Bereich gab es – neben der er-
wähnten Senkung der Armutsquote – Verbesserun-
gen: So wurden seit Mitte der 80er Jahre 1,5 Millio-
nen Jobs geschaffen, die Arbeitslosenquote sank 
von fast 30 Prozent während der Rezession Anfang 
der 80er Jahre auf unter 6 Prozent 1998.60 1995 
hatten 91 Prozent der chilenischen Bevölkerung 
Zugang zu sauberem Trinkwasser. Die staatlichen 
Gesundheitsausgaben stiegen von 9,6 der Gesamt-
ausgaben 1989 auf 12 Prozent 1995.61  
Die zentralen ökonomischen Herausforderungen 
liegen heute erstens in der Diversifizierung der chi-
lenischen Produktions- und Exportstrukturen und 
der Vertiefung der Wertschöpfung; zweitens in ei-
ner Dynamisierung der weltmarktorientierten Ent-
wicklung in jenen Regionen und Provinzen, die vom 
wirtschaftlichen Wachstum bisher nur unterdurch-
schnittlich profitieren konnten. 
Bei den chilenischen Industrie- und Exportgütern 
handelt es sich größtenteils um ressourcennahe 
Produkte, wie etwa Zellulose, Fischmehl oder Erz-
produkte. Die fast ausschließliche Abhängigkeit des 
Exportsektors von einem einzigen Rohstoff, dem 
                                                     
59 Vgl. F.A.Z.-Institut (1999), S. 16. 
60 Vgl. ILO (1998), S. V. Im Zuge der Asienkrise erreichte 
sie Mitte 1999 allerdings Werte von deutlich über 10 Pro-
zent und lag im zweiten Quartal 2000 bei 9,4 Prozent (sie-
he unten, Abbildung 3). 
61 Vgl. IADB (2000). 
Kupfer,62 konnte zwar verringert werden, aber die 
Kupferverkäufe erbringen auch heute noch fast 40 
Prozent der Exporterlöse. Die Ausfuhr war seit Mit-
te der 70er Jahre der Motor des wirtschaftlichen 
Wachstums. Sie basierte zunächst auf Primärgüter-
exporten unter Nutzung vorhandener statischer 
Standortvorteile wie Bodenschätze, Landwirtschaft 
und niedriger Arbeitskosten. Seit Ende der 70er 
Jahre kamen vor allem rohstoffnahe Industriepro-
dukte dazu (z.B. Zellstoff, Holzprodukte, Fisch-
mehl, Wein, Früchte).63  
Das zweite Problem ist die regional stark ungleich-
gewichtige Entwicklung. Die Tendenz einer immer 
stärkeren Konzentration der Wirtschaftsaktivitäten 
auf die Región Metropolitana (RM) ist bis heute 
ungebrochen. Die Hauptstadtregion beherbergt 39,4 
Prozent der Gesamtbevölkerung, stellt 43,4 Prozent 
der Arbeitsplätze und erwirtschaftet 47,6 Prozent 
des chilenischen BIP.64 Zwischen 1990 und 1997 
wuchs das BIP in dieser Region um jährlich 8,5 
Prozent, gegenüber einem landesweiten Durch-
schnitt von 7,6 Prozent. Besonders dynamisch 
wuchsen die Bergbauregionen im Norden des Lan-
des (Regionen I-III), während das Zentrum Chiles 
(Regionen IV-VIII und RM) sich mit Ausnahme der 
Región Metropolitana deutlich langsamer entwi-
ckelte.  
In Reaktion auf die hohe Abhängigkeit von relativ 
begrenzten rohstoffnahen Exportprodukten wird in 
Chile bereits seit Jahren nach Ansätzen zu einer 
Diversifizierung der Produktionsstrukturen und  
 
der Vertiefung von Wertschöpfungsketten gesucht. 
Eine Antwort ist die „zweite Phase“ (segunda fase) 
der chilenischen Wirtschaftsentwicklung, bei der 
Institutionen einer auf regionale endogene Potentia-
le konzentrierten Standortentwicklung eine wichtige 
Rolle spielen – so findet auch das Problem der regi-
onalen Ungleichgewichte Beachtung. Die wirt-
                                                     
62 Ende der 60er Jahre lag der Anteil des Kupfers an den 
Exporten bei 80 Prozent. Vgl. Dresdner Bank (2000), 
S. 14-16. 
63  Vgl. Eßer (2000).  
64  Hierzu und zu den folgenden Ausführungen vgl. Abbil-
dung 3; außerdem MINECON (1999a). 
24 Christian von Haldenwang et al. 
 
schafts- und standortpolitischen Akteure sind gehal-
ten, sich bei der Innovations- und Entwicklungsför-
derung (und der Schaffung geeigneter Institutionen) 
nicht mehr auf einzelne Sektoren, sondern auf die 
regionalen Wirtschaftsräume zu konzentrieren und 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Ressourcen 
und Potentiale integrierende Entwicklungskonzepte 
zu entwerfen. Mit chilenischen Qualitätsweinen und 
Zuchtfischen bzw. -krustentieren sind hier schon 
beachtliche Erfolge erzielt worden - vor allem auch 
dank spezifischer Instrumente wie den kooperati-
onsorientierten Förderprojekten (Proyectos Asocia-
tivos de Fomento, PROFO) und dank der Herausbil-
dung mesoökonomischer Institutionen wie z.B. der 
Exportförderinstitution ProChile (vgl. 3.3). 
Für die Zukunft geht es um die Ausbildung von 
Standort- und Wettbewerbsvorteilen, die erstens 
auch die Potentiale der Regionen nutzen und entwi-
ckeln und die zweitens ein nicht nur quantitatives, 
sondern qualitatives Wachstum ermöglichen. In den 
folgenden beiden Abschnitten sollen die diesbezüg-
lichen Leitlinien der gegenwärtigen standortpoliti-
schen Diskussion in Chile vorgestellt (3.2) sowie 
die vorhandene Institutionenstruktur beschrieben 
(3.3) werden. 
3.2 Leitlinien der chilenischen 
Standortreformen: Desarrollo 
Productivo Regional (DPR) 
In der chilenischen Standortdebatte findet sich die 
Erweiterung des traditionellen Ansatzes der Wirt-
schaftsförderung wieder, die gegenwärtig auch in 
der internationalen Debatte erörtert wird. Chiles 
internationale Wettbewerbsfähigkeit soll durch eine 
Politik der Wirtschaftsförderung gestärkt werden, 
die das regionale und lokale unternehmerische Um-
feld stärker berücksichtigt. Der Fokus auf den 
Standort begründet sich daraus, daß eine Diversifi-
zierung der Produktionsstrukturen und die Vertie-
fung der Wertschöpfungsketten mit steigenden An-
sprüchen der Unternehmen an ihr Umfeld einherge-
hen. Die bisher dominierende, zentralstaatlich ge-
steuerte und sektoral ausgerichtete Förderpolitik, die 
allein auf die Wettbewerbsfähigkeit von Unterneh-
men abzielte, wird als nicht ausreichend bewertet, 
um die segunda fase der wirtschaftlichen Anpas-
sung durchzuführen.  
Im Rahmen der chilenischen Debatte ist als neue, 
standortorientierte Herangehensweise der Ansatz 
des Desarrollo Productivo Regional zu nennen, der 
unter der Regierung Frei entwickelt wurde. Er wird 
seit 1994 von einem Interministeriellen Komitee zur 
Abbildung 3 Regionen im Vergleich (Anteile in Prozent) 
Region I II III IV V VI VII VIII IX X XI XII RM Chile
Bevölkerung (1992) 2,5 3,1 1,7 3,8 10,4 5,2 6,3 13,0 5,9 7,1 0,6 1,1 39,4 100,0
BIP 1997 3,9 8,4 2,5 2,5 8,6 4,5 4,2 8,7 2,4 4,1 0,5 2,1 47,6 100,0
BIP 1990-1997 (reales 
jährliches Wachstum) 
10,2 10,1 13,0 5,9 5,4 5,4 7,8 4,4 6,9 7,4 7,6 1,9 8,5 7,6
Beschäftigungb 2,8 3,0 1,9 3,5 9,5 4,8 5,6 11,6 5,1 6,9 0,7 1,2 43,4 100,0
Arbeitslosigkeitb 8,7 9,9 10,2 7,1 11,2 8,5 12,1 9,5 8,9 5,1 4,7 7,0 9,7 9,4
Beschäftigung <50c 75,3 83,2 68,8 74,3 75,8 76,9 82,3 72,1 89,4 90,5 84,4 78,5 67,6 74,1
a Tarapacá = I. Region; Bío-Bío = VIII. Region; RM = Región Metropolitana 
b Zweites Quartal 2000 
c Anteil der Beschäftigten in Betrieben mit weniger als 50 Angestellten, 1996. Die Hälfte aller Beschäftigten 
(50,4 Prozent) in Chile arbeitet in Betrieben mit weniger als 10 Angestellten.  
Quelle: www.economia.cl/regiones/inicio.htm; www.mideplan.cl/casen2/index.html; www.ine.cl/indmes/ in-
dex.html 
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Wirtschaftsentwicklung (Comité Interministerial de 
Desarrollo Productivo, im folgenden Comité ge-
nannt) koordiniert. Sein Hauptanliegen ist es, einen 
nationalen Orientierungsrahmen für die regionale 
Entwicklung und damit einen Bezugspunkt für alle 
potentiell involvierten öffentlichen Akteure zu 
schaffen. Es handelt sich bei DPR um ein Konzept, 
das auf oberster Politikebene ohne direkte Beteili-
gung der Akteure auf der regionalen oder lokalen 
Ebene entworfen wurde. Die Untersuchung hat auf-
gezeigt, daß sich die Dezentralisierungsansprüche, 
die das Konzept stellt, nur teilweise in der Verlage-
rung von Kompetenzen und Ressourcenverantwor-
tung auf die regionale und lokale Ebene niederge-
schlagen haben. Dennoch ist der Ansatz Ausdruck 
der Reformbereitschaft der chilenischen Standortpo-
litik. 
In diesem Kapitel wird der Ansatz des DPR in drei 
Schritten beschrieben. Ausgehend von einem ersten 
Abschnitt über die Begründung für eine regional 
geprägte chilenische Standortpolitik, werden die 
dem Ansatz zugrundeliegenden Leitlinien und 
schließlich die sich eröffnenden Handlungsfelder 
dargestellt.  
Begründung für eine regionale Politik der 
Wirtschaftsentwicklung 
Die Schaffung einer neuen, auf die Förderung der 
Potentiale der Regionen ausgerichteten Anreizstruk-
tur ist das Grundmotiv von DPR.65 Gestützt auf 
strategische Leitbilder der Entwicklung soll das 
institutionelle Umfeld der Unternehmen verbessert 
und das Entwicklungspotential aller Regionen des 
Landes genutzt werden. Die Konzentration auf die 
regionalen Potentiale und entsprechende Anreiz-
strukturen wird mit dem Entwicklungsunterschied 
zwischen den Regionen begründet. Die Diskrepanz 
zwischen der Región Metropolitana, die den Groß-
teil der Investitionen, des Einkommens und des 
Know-hows auf sich konzentriert, und den übrigen 
Regionen ist groß. Dies bringt Probleme wie hohe 
Bevölkerungskonzentration, Umweltverschmutzung 
und damit eine allgemeine Verschlechterung des 
                                                     
65 Vgl. Comité (1997), S. 10 f. 
Lebensstandards mit sich, die sich auch nachteilig 
auf die Wettbewerbssituation von Unternehmen 
auswirken (diseconomies of agglomeration); dar-
über hinaus bedeutet es, daß vorhandene Ressourcen 
brachliegen. Eine Anreizstruktur, welche die wirt-
schaftlichen Akteure motiviert, die Entwicklungspo-
tentiale der übrigen Regionen vermehrt zu nutzen, 
führt laut Comité zu einer Steigerung des Entwick-
lungspotentials des gesamten Landes und begünstigt 
die aufholende Entwicklung der weniger dynami-
schen Regionen.  
Die Región Metropolitana ist gekennzeichnet durch 
eine hoch diversifizierte Produktionsstruktur, die 
vielschichtige Beziehungen sowohl innerhalb des 
Systems als auch mit dem Rest des Landes und dem 
Ausland unterhält. Der unternehmerischen Basis in 
den anderen Regionen hingegen fehlen diese Ver-
flechtungen noch. Dadurch entgehen den Unter-
nehmen die Vorteile, die z.B. durch Clusterbildung 
entstehen können.66 In der Diagnose des Comités 
sind in Chile z.B. die Exportindustrien häufig des-
halb nicht in die lokalen Produktionsstrukturen in-
tegriert, weil es an Zulieferern fehlt, die den qualita-
tiven Ansprüchen dieser Unternehmen genügen. 
Genauso wichtig wie die Verflechtungen innerhalb 
des Unternehmenssektors ist das institutionelle 
Umfeld für die Entwicklung des regionalen Wirt-
schaftsraumes. Es wird laut Comité bestimmt durch 
die öffentlichen, halb-öffentlichen und privaten 
Akteure, die wissenschaftlich-technische Infrastruk-
tur (Universitäten, Forschungsinstitute etc.) sowie 
Art und Dichte der zwischen ihnen bestehenden 
Beziehungen. Auch hier weist die Hauptstadtregion 
einen klaren Vorsprung gegenüber dem Rest des 
Landes auf. 
Leitlinien 
Der Ansatz des DPR propagiert zum ersten die An-
wendung von vier Leitlinien in der staatlichen För-
derpraxis, und stellt zum zweiten fünf Leitlinien auf, 
die das standortpolitische Umfeld betreffen. Die vier 
Leitlinien für die Förderpraxis sind:  
                                                     
66 Siehe Kapitel 2.2.3. 
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– Marktorientierung: Staatliche Standortpolitik 
soll sich darauf beschränken, Marktversagen 
auszugleichen; Motor der Entwicklung soll die 
Privatwirtschaft bleiben. 
– Nachfrageorientierung: Die Fördermaßnah-
men müssen sich nach den Bedürfnissen der 
„Abnehmer“ richten. Eine Identifikation der 
unternehmerischen Nachfrage nach Förder-
maßnahmen ist also wichtig. Gleichzeitig gilt 
aber auch, daß der Staat eine aktive Rolle in der 
Stimulierung und Festigung dieser Nachfrage 
spielen muß.67 
– Dezentrale Durchführung: Um die Effizienz 
der Mittelverwendung zu steigern, soll den re-
gionalen und lokalen Akteuren zunehmend die 
Verantwortung für DPR zugesprochen werden, 
da sie am besten eine Anpassung der Maßnah-
men der  Standortpolitik an die regionalen Rea-
litäten und Bedürfnisse gewährleisten können.  
– Kofinanzierung: Dies soll die sachgemäße 
Verwendung der staatlichen Mittel und Gelder 
sichern. Die Verpflichtung zu einem finanziel-
len Beitrag für die Nutznießer staatlicher 
Standortpolitik erhöht die Identifikation mit 
den Programmen und Maßnahmen sowie die 
Bereitschaft, zur Zielerreichung beizutragen. 
Außerdem trägt sie dazu bei, Mitnahmeeffekte 
zu vermeiden. 
Die fünf Leitlinien, die sich auf den Umgang mit 
dem institutionellen standortpolitischen Umfeld im 
Rahmen von DPR beziehen, sind:  
– Koordination: Dies beinhaltet das Bestreben 
von DPR, standortpolitische Programme und 
Anstrengungen der öffentlichen regionalen Ak-
teure zu unterstützen und sie auf nationaler E-
bene miteinander abzustimmen.  
– Öffentlich-private Kooperation: Sie wird als 
fundamental für die Katalysatorrolle der staatli-
chen Standortpolitik betrachtet. Ziel von DPR 
ist es, die wirtschaftliche Basis der Regionen zu 
verbessern und auszubauen; daher ist die Ein-
beziehung des privaten Sektors in die Politik-
                                                     
67 Vgl. Comité (1997), S. 17. 
formulierung und die Durchführung von Maß-
nahmen unabdingbar.  
– Allgemeine Leitbildformulierung: Dies be-
zieht sich auf die Rolle von DPR als nationa-
lem Orientierungsrahmen für regionale stand-
ortpolitische Akteure. Es wird jedoch betont, 
daß eine regionenspezifische Ausarbeitung von 
standortpolitischen Strategien den regionalen 
Akteuren selber überlassen bleiben soll, was 
sich auch in der folgenden Leitlinie widerspie-
gelt:  
– Förderung von Dezentralisierung: Die 
Durchführung von standortpolitischen Maß-
nahmen soll mehr und mehr von den regionalen 
und kommunalen Verwaltungsebenen über-
nommen werden – wie dies auch mit dem An-
spruch der dezentralen Durchführung in der 
Förderpraxis zum Ausdruck gebracht wird.  
– Integration umweltpolitischer Auswirkun-
gen in die Politikplanung: Sie bringt den An-
spruch zum Ausdruck, die Förderung eines re-
gionalen Standortwettbewerbes nicht zu einem 
ökologischen race to the bottom werden zu las-
sen. Damit umweltpolitische Auflagen anderer-
seits aber auch nicht zu einem Entwicklungs-
hemmnis werden, sollen sie von vornherein in 
die Planung auf allen Ebenen einbezogen wer-
den. 
Handlungsfelder 
Das Ziel, zu einem regional ausgeglichenem Wachs-
tum zu kommen, soll durch 33 Maßnahmen und 
Programme (acciones) erreicht werden. Diese lassen 
sich in vier Handlungsfelder einteilen:  
– Gestaltung des administrativ-institutionellen 
Rahmens: Dieses Handlungsfeld ist das um-
fangreichste und strategisch bedeutendste. Es 
reicht von der Koordination der verschiedenen 
standortpolitischen Institutionen über die Ver-
einfachung verwaltungstechnischer und rechtli-
cher Abläufe für Unternehmen, die Dezentrali-
sierung der Standortpolitik und die allgemeine 
Formulierung von Leitbildern und regionalen 
Entwicklungsstrategien bis hin zur Institutiona-
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lisierung von DPR (Weiterbildungsprogramme 
für die Regionalregierungen). 
– Einwerbung von Investitionen: Dieses Hand-
lungsfeld umfaßt Maßnahmen, die zu einer er-
höhten Investitionstätigkeit in den Regionen 
führen sollen. Darunter fallen vor allem die 
Außendarstellung einer Region, die Identifizie-
rung von Standortvorteilen, regionale Investiti-
onspläne und Raumordnung, die Investitions-
förderung (feasibility studies, Ausbildungspro-
gramme etc.) sowie gezielte Information von 
potentiellen Investoren über den Standort.  
– Stärkung der Wirtschaftsförderung: Durch 
Maßnahmen wie die Identifizierung von neuen 
Wachstumsbranchen, Projekte zur Unterstüt-
zung von KKMU, die regelmäßige Evaluierung 
der standortpolitischen Instrumente und die 
proaktive Gestaltung des Strukturwandels soll 
die Verfügbarkeit von gezielter Information er-
höht und die Fähigkeit der Unternehmen zur 
aktiven Teilnahme an standortpolitischer Ent-
wicklung gesteigert werden. Unter dieses 
Handlungsfeld fällt außerdem der Vorsatz, das 
im Rahmen des Nationalen Fonds für Regio-
nalentwicklung (Fondo Nacional de Desarrollo 
Regional, FNDR) für Wirtschaftsförderung 
vorgesehene Budget zu erhöhen. 
– Ausbau der regionalen Entwicklungspoten-
tiale: Hier wird auf Maßnahmen wie Ausbil-
dungsförderung oder den Aufbau von regiona-
len technologischen und statistischen Informa-
tionssystemen abgezielt.  
3.3 Die standortpolitischen Institutionen 
in Chile 
Im folgenden sollen die wichtigsten standortpoliti-
schen Institutionen auf der zentralstaatlichen, der 
regionalen und der kommunalen Ebene mit ihren 
Funktionen, bzw. Förderlinien vorgestellt und ihre 
innere Struktur beschrieben werden. Es wird deut-
lich, daß die dominierende Rolle der zentralstaatli-
chen Ministerialbürokratie und ihrer nachgeordne-
ten Sektorinstitutionen zu einem hohen Grad der 
Segmentierung in der Standortpolitik geführt hat 
und zudem innovative Ansätze auf regionaler und 
lokaler Ebene weiterhin erheblich erschwert. 
3.3.1 Zentralstaatliche Institutionen der 
Standortpolitik 
Zentralstaatliche Wirtschaftsförderung und Stand-
ortpolitik findet im wesentlichen über drei Arten 
von Institutionen statt: Erstens verfügen die Minis-
terien über eine Reihe von Instrumentarien und För-
derprogrammen. Zweitens existieren mit den Servi-
cios Förderinstitutionen mit eigenständigen Aufga-
benprofilen, die Wirtschaftsförderung und Standort-
politik auch für die regionale und lokale Ebene 
betreiben. Drittens besteht eine Reihe von Finanzie-
rungsprogrammen und Fonds, die Fördermittel an 
die lokale und regionale Ebene vergeben. 
Ministerien 
Fast alle Ministerien spielen mit ihren Funktionen 
und Programmen eine Rolle bei der Wirtschaftsför-
derung und Standortpolitik auf lokaler und regiona-
ler Ebene. Es lassen sich hierbei drei unterschiedli-
che Funktionen identifizieren, die teilweise von 
verschiedenen Ministerien wahrgenommen werden: 
planerische Funktionen, sektoral orientierte Wirt-
schaftsförderung und Funktionen für die Regional-
entwicklung. 
Erstens sind eine Reihe von Ministerien aufgrund 
ihrer planerischen Kompetenzen grundsätzlich 
von großer Bedeutung für regionale und lokale 
Standortpolitik: Das Ministerium für Wohnungswe-
sen und Stadtentwicklung (Ministerio de Vivienda y 
Urbanismo, MINVU), ist für die Raumordnung 
zuständig, wodurch es großen Einfluß auf die Pla-
nungsmöglichkeiten für Standortpolitik in den Re-
gionen und Kommunen hat. Ähnliches gilt für das 
Ministerium für öffentliche Bauten (Ministerio de 
Obras Públicas, MOP), das für die Infrastruktur 
verantwortlich ist und das Ministerium für öffentli-
ches Eigentum (Ministerio de Bienes Nacionales, 
BBNN), dem die Vergabe von Eigentumsrechten an 
Grund und Boden untersteht. Schließlich spielt das 
Planungsministerium (Ministerio de Planificación y 
Cooperación, MIDEPLAN) mit seinen Kompeten-
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zen zur Evaluierung von Investitionsprojekten in 
den Regionen eine wichtige Rolle. 
Zweitens gibt es verschiedene Sektorministerien, 
denen Förderinstitutionen untergeordnet sind, wie 
etwa dem Landwirtschaftsministerium das Institut 
für landwirtschaftliche Entwicklung (Instituto Naci-
onal del Desarrollo Agropecuario, INDAP), eine 
Institution, die u.a. wichtige Funktionen als Klein-
kreditgeber im Agrarsektor erfüllt; dem Bergbaumi-
nisterium das Nationale Bergbauunternehmen 
(Empresa Nacional de Mineria, ENAMI); dem Fi-
schereiministerium der Nationale Fischereidienst 
(Servicio Nacional de Pesca, SERNAPESCA), der 
für die Überwachung von Fangquoten und die Ent-
wicklung insbesondere der nicht-industriellen Fi-
scherei zuständig ist; und dem Tourismusministeri-
um der Nationale Tourismusdienst (Servicio Nacio-
nal del Turismo, SERNATUR), welcher sich um die 
Förderung des Tourismus durch Weiterbildungspro-
jekte und Informationskampagnen bemüht. 
Drittens sind mit dem Innen-, dem Finanz- und 
dem Wirtschaftsministerium drei weitere Ministe-
rien in die regionale Entwicklung involviert. Dem 
Innenministerium (Ministerio del Interior) ist das 
Subsekretariat für regionale und Verwaltungsent-
wicklung (Subsecretaría de Desarrollo Regional y 
Administrativo, SUBDERE) unterstellt, das einige 
wichtige Finanzierungsinstrumente koordiniert, 
insbesondere den Nationalen Fonds für Regional-
entwicklung (FNDR) (s.u.). Das Finanzministerium 
(Ministerio de Hacienda) befindet über die Haushal-
te der Regionen, ohne daß diese formelle Einfluß-
möglichkeiten auf den Entscheidungsprozeß hätten. 
Das Wirtschaftsministerium (Ministerio de Econo-
mía, MINECON) hat zum einen mit der Gesell-
schaft für Wirtschaftsförderung (CORFO) eine der 
bedeutendsten Wirtschaftsförderinstitutionen unter 
sich (s.u.). Darüber hinaus werden vom Wirt-
schaftsministerium verschiedene Komitees koordi-
niert, die für die Formulierung von Politikstrategien 
verantwortlich sind. Nachdem 1994 die „Politik der 
regionalen Wirtschaftsentwicklung“ (Política de 
Desarrollo Productivo Regional) ins Leben gerufen 
wurde, entstand das interministerielle Komitee zur 
Wirtschaftsentwicklung (Comité Interministerial de 
Desarrollo Productivo). Es ist verantwortlich für die 
Formulierung von Leitbildern zur regionalen Wirt-
schaftsentwicklung, wobei die Dezentralisierung 
zentralstaatlicher Förderinstitutionen einen wichti-
gen Stellenwert einnimmt. Auch die Regionalen 
Foren zur Wirtschaftsentwicklung (Foros Regiona-
les de Desarrollo Productivo) werden vom Wirt-
schaftsministerium koordiniert. Sie sollen auf regio-
naler Ebene zur Formulierung von Politikstrategien 
der Wirtschaftsentwicklung beitragen.68 Ein weite-
res vom Wirtschaftsministerium koordiniertes Gre-
mium ist das Öffentlich-Private Komitee für kleine 
Unternehmen (Comité Público Privado de la Pe-
queña Empresa), das Anfang 2000 eingerichtet 
wurde. 
Alle Ministerien verfügen zudem über einen Vertre-
ter bei den Regionalregierungen, den Secretario 
Regional Ministerial (SEREMI), der in den Regio-
nen Einfluß auf die Ausgestaltung der von den Mi-
nisterien koordinierten Instrumente und Programme 
nimmt. Die Funktion der SEREMI beschränkt sich 
allerdings zumeist auf eine rein koordinatorische, 
sie verfügen über keine eigenen Investitionsmittel 
und (mit Ausnahme des Ministeriums für öffentli-
che Bauten, MOP) nur über einen sehr kleinen Per-
sonalbestand. 
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Zentralstaatliche Förderinstitutionen 
In diesem Abschnitt werden die wichtigsten natio-
nalen Förderinstitutionen, die Servicios, mit ihren 
Instrumenten und Programmen vorgestellt.  
 
Corporación de Fomento de la Producción 
(CORFO) 
CORFO wurde 1939 als unabhängiges öffentliches 
Dienstleistungsunternehmen gegründet und war bis 
in die 70er Jahre hauptsächlich für die Kontrolle der 
Staatsunternehmen und für den direkten Aufbau von 
Unternehmen in wichtigen Wirtschaftssektoren 
zuständig. In den 90er Jahren wurde CORFO dem 
Wirtschaftsministerium unterstellt. Seitdem liegt die 
Hauptaktivität in der Förderung von Klein- und 
mittelständischen Unternehmen (KMU), insbeson-
dere durch Beratungsleistungen, Investitionsbeihil-
fen und den erleichterten Zugang zu Kapital. So 
vermittelt CORFO langfristige Kredite zwischen 
Unternehmen und Banken und bürgt gegenüber den 
Geschäftsbanken bei KMU-Krediten bis zu 80 Pro-
zent des Kreditrisikos. 
Seit einer Reorganisation 1993 hat CORFO die 
Durchführung von Programmen und Projekten aus-
gelagert und öffentliche und private Durchfüh-
rungsorganisationen damit beauftragt, anstatt selbst 
tätig zu werden.69 Diese Auslagerung soll Wettbe-
werb unter den Durchführungsorganisationen schaf-
fen und so die Effizienz der Förderinstrumente er-
höhen. Zudem wurden 13 Regionalbüros eingerich-
tet, die die Wirtschaftsentwicklung der einzelnen 
Regionen dezentral fördern und die Mittel für drei 
der vier großen Förderlinien CORFOs verteilen: 
Förderung von Unternehmenskooperation, Förde-
rung technologischer Innovation und Unterstützung 
privater Investitionen, insbesondere in Strukturkri-
                                                     
69 Vgl. Langner (1999). 












a Die fett unterlegten Servicios werden im Text eingehender dargestellt. 
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sengebieten.70 Pro Region sind dies ca. vier Milliar-
den Pesos pro Jahr.  
Durch die verschiedenen Fonds und Programme 
(insgesamt an die hundert), die von CORFO koordi-
niert und finanziert werden, wird eine Unterneh-
mensförderung betrieben, die auch auf den Ausbau 
von zwischenbetrieblicher Kooperation sowie auf 
Innovationsförderung abzielt.71 Zwischenbetriebli-
che Kooperation wird u. a. durch das Instrument der 
kooperationsorientierten Förderprojekte (PROFO) 
gefördert. Mindestens fünf Unternehmen, die sich 
zusammenschließen, um etwa gemeinsame Zuliefer- 
oder Vertriebsstrukturen aufzubauen, erhalten im 
Rahmen dieses Programms bis zu drei Jahren Zu-
schüsse für die Inanspruchnahme von Beratungsleis-
tungen oder die Finanzierung eines Koordinators. 
Seit 1998 gibt es ein Programm zur Entwicklung 
von Zulieferernetzwerken großer Unternehmen: 
Programa de Desarrollo de Proveedores (PDP). 
Über den Fonds für technologische Innovation 
(Fondo de Innovación Tecnológica, FONTEC) för-
dert CORFO darüber hinaus die technologische 
Modernisierung in den Unternehmen. In Form von 
Krediten und Zuschüssen werden der Aufbau priva-
ter Forschungszentren oder die technologische Inf-
rastruktur in einzelnen Unternehmen mitfinanziert. 
Ein weiterer Fonds, der CORFO untersteht, ist der 
Technische Unterstützungsfonds (Fondo de Asisten-
cia Técnica, FAT). Er ermöglicht Klein- und Mit-
telunternehmen, Beratungsleistungen in Anspruch 
zu nehmen und dadurch Informationsdefizite abzu-
bauen. Es existieren auch sogenannte FAT colecti-
vos, an welchen Gruppen von mindestens drei Un-
ternehmen teilnehmen können. Schließlich besteht 
mit PREMEX (Programa de Mejoramiento de la 
gestión de empresas medianas) ein Programm, das 
die Planung und Durchführung von Qualitätsverbes-
serungen und Produktivitätssteigerungen im mittel-
ständischen Management fördert. 
Servicio de Cooperación Técnica (SERCOTEC) 
                                                     
70 Die vierte Linie ist die Finanzierungshilfe für KMU. 
71  Eine gute Zusammenstellung der Förderinstrumente für 
KKMU, einschließlich jener von CORFO, bietet 
SERCOTEC (1999b).  
Der Dienst für technische Zusammenarbeit 
(SERCOTEC) ist ein weiterer wichtiger Servicio, 
der insbesondere für die Förderung von Kleinst- und 
Kleinunternehmen (KKU) zuständig ist.72 Er bietet 
Beratungsleistungen und finanzielle Beihilfen für 
Investitionen an und fördert den Informationsaus-
tausch und die Netzwerkbildung, z.B. durch die 
Organisation von Seminaren. Die konkrete Durch-
führung liegt heute größtenteils bei den 13 privaten 
Unterorganisationen, die für verschiedene Sektoren 
bzw. Regionen zuständig sind. Daneben ist 
SERCOTEC selbst als Durchführungsorganisation 
für Förderinstrumente von CORFO tätig. 
SERCOTEC hat seit Mitte der 90er Jahre umfang-
reiche Reformen durchgeführt. Dieser Prozeß ist im 
Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenar-
beit unterstützt worden. Neben Reformen der inter-
nen Verwaltungsabläufe unter Einführung moderner 
EDV- und Planungsmethoden und der Enthierarchi-
sierung wurden die Organisationsstrukturen regio-
nalisiert und dezentralisiert: Seit 1997 gibt es in 
allen 13 Regionen eine Regionaldirektion, sowie 
insgesamt 8 Provinzbüros. Darüber hinaus werden 
Entscheidungen über die Mittelvergabe stärker auf 
die regionale Ebene verlagert, z.B. durch den Auf-
bau von Regionalkomitees wie das Komitee regio-
naler Mittelzuweisungen für Kleinstunternehmens-
förderung (Comité de Asignación Regional de Re-
cursos para la Microempresa, CAR), in denen Ver-
treter der wichtigsten Servicios im Bereich der 
Kleinstunternehmensförderung (SERCOTEC, 
FOSIS, INDAP u.a.) sitzen und die Mittelvergabe in 
der jeweiligen Region abstimmen. Diese Komitees 
stellen inzwischen auf regionaler Ebene eine wich-
tige Koordinationsinstitution für die Mittelvergabe 
der Förderinstitutionen dar, allerdings ist der Grün-
der SERCOTEC der einzige Servicio, der seine 
Mittel tatsächlich ausschließlich in Abstimmung 
über das CAR vergibt (vgl. Kapitel 4.3). 
 
Fondo de Solidaridad e Inversión Social 
(FOSIS) 
                                                     
72 Vgl. SERCOTEC (1999a); (1999b). 
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Neben CORFO und SERCOTEC besteht mit dem 
Solidaritäts- und Sozialinvestitionsfonds FOSIS ein 
weiterer Servicio mit Aktivitäten im Bereich Unter-
nehmensförderung. Er wurde 1990 unter der Regie-
rung Aylwin eingerichtet und ist dem Planungsmi-
nisterium unterstellt. 
Vorrangiger Aufgabenbereich von FOSIS war zu-
nächst die Armutsminderung und Sozialpolitik 
durch Förderung von Kleinstunternehmen, wobei 
die Mittel des Fonds über Durchführungsorganisati-
onen (darunter NROs und private Unternehmen) 
vergeben werden. Nach Reformen in den letzten 
Jahren, die mit Unterstützung der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit durchgeführt wurden, 
verfolgt FOSIS zunehmend einen integrierten An-
satz, der sich an dem von der Friedrich-Ebert-
Stiftung und dem chilenischen Kommunalverband 
(Asociación Chilena de Municipalidades, AChM) 
entwickelten Konzept des Desarrollo Económico 
Local orientiert.73 Die Maßnahmen werden in drei 
Schwerpunkten angesiedelt: (1) Programme zur 
Förderung sozial benachteiligter Gruppen, 
(2) Stärkung der Basisorganisationen und 
(3) Wirtschaftsförderung, insbesondere von Kleinst-
unternehmen. Dieser letzte Programmbereich richtet 
sich an Unternehmen mit höchstens sieben Mitar-
beitern. Förderangebote beinhalten den erleichterten 
Zugang zu Krediten sowie kaufmännische und tech-
nische Ausbildung und Beratung. 
Auch FOSIS ist seit 1994 nicht mehr ausschließlich 
nach Sektorprogrammen organisiert, sondern über 
13 Regionaldirektionen. Seit Januar 2000 werden 
alle Fördermittel regional vergeben. Dazu wurden 
Arbeitsgruppen innerhalb der Kommunen eingerich-
tet, die zukünftig die Investitionen auf kommunaler 
Ebene steuern sollen. FOSIS ist die Organisation in 
Chile, die am weitesten mit der Dezentralisierung 
und der institutionellen Verankerung einer standort-
politischen Orientierung vorangeschritten ist. Der 
Fonds vergibt seine Mittel in Abstimmung mit den 
Kommunen und dem Regionalrat (vgl. Kasten 1). 
                                                     
73 Vgl. Haldenwang (1999b). 
Servicio Nacional de Capacitación y Empleo 
(SENCE) 
Der Nationale Ausbildungs- und Beschäftigungs-
dienst (SENCE) ist an das Arbeitsministerium an-
gegliedert. Es organisiert Aus- und Fortbildungs-
programme für Kleinunternehmer sowie für Ange-
stellte in Betrieben, untergliedert nach verschiede-
nen Programmen für spezifische Sektoren oder 
Zielgruppen. Auch SENCE besitzt Regionaldirekti-
onen, die maßgeblich den Bedarf für einzelne För-
derungsprogramme definieren und mit dem Zentral-
büro abstimmen.74 Aber über die Mittelvergabe 
sowie über die Gestaltung der Programme und Kri-
terien wird noch ausschließlich in Santiago ent-
schieden. 
ProChile 
Eine Institution der direkten Wirtschaftsförderung 
ist die dem Außenministerium unterstellte Export-
förderagentur ProChile. Sie wurde 1974 mit dem 
Ziel gegründet, die Intensivierung und Diversifizie-
rung der Exporte durch die Förderung nichttraditio-
neller Exportgüter voranzutreiben. Seit Mitte der 
80er Jahre stützt sich die Förderpolitik von ProChile 
hauptsächlich auf die dynamischen und ressourcen-
basierten Sektoren der Obst-, Holz-, Fisch- und 
Weinwirtschaft. Die Aufgaben der Agentur liegen 
zum einen im Aufbau eines Informations- und 
Kommunikationsnetzes für die chilenischen Export-
unternehmen. Konkrete Maßnahmen sind hierbei 
die gemeinsame Erstellung von Marktanalysen oder 
Handelsstrategien, die Organisation von Messen 
und Seminaren, um den Austausch untereinander 
und mit ausländischen Importeuren zu fördern, so-
wie die Beratung beim Aufbau gemeinsamer Ver-
triebsbüros und Distributionszentren. Darüber hin-
aus unterhält ProChile ein Netz von fast 100 Aus-
landsbüros, deren Aufgabe es ist, auf den Absatz-
märkten präsent zu  
sein, um die Nachfrage nach chilenischen Produkten 
zu fördern und Werbekampagnen zu organisieren.75 
                                                     
74 Vgl. SENCE (2000). 
75 Vgl. Langner (1999). 
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Instituto Nacional de Desarrollo 
Agropecuario (INDAP) 
Ein weiterer wichtiger Akteur im Bereich der länd-
lichen Entwicklung ist das Institut für landwirt-
schaftliche Entwicklung (INDAP). Das Institut för-
dert Kleinbauern vor allem durch die Finanzierung 
von Kleinprojekten, insbesondere Projekte von Ko-
operativen oder ähnlichen Zusammenschlüssen. 
Darüber hinaus bietet es Beratung und Fortbildung 
(über Consultings) an und finanziert Machbarkeits-
studien für Infrastruktur und Bewässerungsprojekte. 
INDAP ist in 13 Regionaldirektionen und 103 „Ge-
bietsbüros“ organisiert. Im Sinne einer regionalen 
und längerfristigen Perspektive wurden 1998 regio-
nale Jahrespläne eingeführt, welche die schon länger 
existierenden Gebietspläne zusammenfassen und 
eine wichtige Vorstufe im Prozeß der nationalen 
Haushaltsplanung darstellen. In den letzten Jahren 
wurden zudem weitere Aufgaben und Kompetenzen 
auf die Regionalbüros verlagert, wie z.B. die Be-
rechtigung, selbständig Verträge abzuschließen.  
Fonds und Finanzierungsprogramme zur 
regionalen Wirtschaftsentwicklung 
Es gibt neben den genannten Institutionen eine Rei-
he von Fonds und Finanzierungsprogrammen, die 
die Regional- und Kommunalentwicklung fördern 
sollen. Sie werden in den folgenden beiden Ab-
schnitten (2.3.2 und 2.3.3) eingehender beschrieben. 
Kasten 1: Die Fokussierung der Fördermittel von FOSIS (IRAL) 
Seit diesem Jahr (2000) verwendet FOSIS eine neue Vergabetechnik, durch die die FOSIS-Regionalbüros mehr  
Gestaltungsmöglichkeiten und die Kommunen zusätzliche Partizipationsmöglichkeiten erhalten haben. 
1. Die Regionalbüros von FOSIS reichen in Santiago einen Budgetvorschlag ein, 
der auf einer Bestandsaufnahme der aktuellen Situation, Erfahrungen aus der 
bisherigen Arbeit und Vorschlägen interner Arbeitsgruppen beruht. 
2. Nach der Aushandlung des Haushalts zwischen FOSIS, dem Finanzministeri-
um und dem Kongreß entstehen auf drei Jahre angelegte Globalbudgets für die 
Regionen, die Mittel für vier Arbeitsbereiche vorsehen. 
3. Innerhalb dieser vier Bereiche kann das Regionalbüro über die Mittel ent-
scheiden. In begrenztem Umfang besteht auch die Möglichkeit, Mittel zwi-
schen den Arbeitsbereichen zu verschieben. Auf regionaler Ebene trifft das 
FOSIS-Büro dann eine Vorauswahl der Gemeinden unter Berücksichtigung ih-
rer Bedürftigkeit und Managementkompetenz. 
4. Die Regionalregierung faßt innerhalb von 30 Tagen einen Haushaltsbeschluß, 
wobei aber weder die Anzahl der Kommunen noch der Gesamtbetrag verän-
dert werden können. 
5. Anschließend erfolgt der Planungsprozeß auf kommunaler Ebene (Plan de 
Inversión Comunal). 
6. Nach einer technischen ex ante-Evaluierung der geplanten Investitionsprojekte 
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Die wichtigsten Finanzierungsinstrumente sind die 
folgenden: 
– Der Nationale Fonds für Regionalentwick-
lung (FNDR) finanziert die Investitionshaus-
halte der Regionalregierungen mit der Zielset-
zung, eine „regional harmonische und ausge-
glichene Entwicklung“ zu fördern.76 Er wird 
vom Subsekretariat für regionale und Verwal-
tungsentwicklung (SUBDERE) verwaltet. Die 
Regionalräte (Consejos Regionales) entschei-
den über die Zuteilung an die Projekte der ein-
zelnen Kommunen.  
– Im Rahmen von Programmabkommen (Conve-
nios de Programación) werden Verträge zwi-
schen einer oder mehreren Regionalregierun-
gen einerseits und einem oder mehreren Minis-
terien andererseits geschlossen. Ziel ist die ge-
meinsame Finanzierung von Projekten im 
Rahmen mehrjähriger Programme. 
– Über den Kommunalen Gemeinschaftsfonds 
(Fondo Común Municipal, FCM) findet ein 
Finanzausgleich zwischen den einzelnen 
Kommunen statt. 
Nicht-staatliche Akteure 
Neben den dargestellten staatlichen Institutionen 
spielen einige nicht-staatliche Akteure eine wichtige 
Rolle für die Standortpolitik. Insbesondere sind hier 
die sektoralen Unternehmerverbände zu nennen. 
Seit der Reorganisation von CORFO 1993 werden 
in vielen Regionen Unternehmerverbände mit der 
Durchführung von Förderprogrammen betraut, ins-
besondere, wenn es um Beratungsleistungen geht. 
Häufig beauftragen die Verbände ihrerseits private 
Consultings mit der Durchführung einer technischen 
oder finanziellen Beratung. Ein Beispiel hierfür ist 
der Verband der Exporteure verarbeiteter Produkte 
(Asociación de Exportadores de Productos Manu-
facturados, ASEXMA). Daneben gibt es 
verschiedene Verbände der KKMU, wie z.B. die 
Confederación Gremial Nacional Unida de la 
Mediana, Pequeña, Microindustria, Servicios y 
Artesanado de Chile – CONUPIA. In einigen Regi-
                                                     
76 Übersetzung http://www.subdere.cl, 25.11.1999. 
onen treten auch die Industrie- und Handelskam-
mern als Durchführungs- bzw. Beratungsorganisati-
onen auf.  
Ein weiterer wichtiger Akteur ist der Chilenische 
Kommunalverband (AChM). Er versteht sich als 
Sprachrohr der Kommunen und tritt für eine weitere 
Dezentralisierung und Stärkung der Kompetenzen 
der kommunalen Ebene ein. Zudem stellt er Infor-
mationen über Fördermöglichkeiten, Gesetzesände-
rungen etc. für die Kommunen bereit. 
3.3.2 Die Ebene der Regionen und 
Provinzen 
Ziel dieses Abschnitts ist es, die standortpolitischen 
Institutionen auf der Ebene der Regionen und Pro-
vinzen zu beschreiben. Dazu wird zunächst die poli-
tische und administrative Struktur der Regionalre-
gierungen dargestellt. Es folgt eine Beschreibung 
der standortpolitischen Aufgaben, Kompetenzen 
und Finanzierung der Regionalregierungen. Schließ-
lich wird die Rolle der Provinzen skizziert. 
Politische und administrative Struktur der 
Regionen 
In Chile gibt es dreizehn Regionen. Die 
Regionalverfassung (Ley Orgánica Constitucional 
Sobre Gobierno y Administración Regional, No. 
19.175) trat im Januar 1993 in Kraft. Sie bestimmt 
die politische und administrative Struktur in den 
Regionen. Ihre Umsetzung zog sich jedoch über 
mehrere Jahre hin, so daß die gegenwärtige institu-
tionelle Struktur tatsächlich erst seit 1996 arbeitsfä-
hig ist. Im Zentrum dieser Struktur steht die Regio-
nalregierung (Gobierno Regional - GORE). Sie 
besteht aus dem Intendenten, dem Regionalrat 
(Consejo Regional - CORE) und dem Regionalka-
binett (Gabinete Regional).  
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– Der Intendent hat eine Doppelfunktion inne: 
Auf der einen Seite wird er vom Präsidenten 
ernannt und ist sein Repräsentant in der Re, 
gion, auf der anderen Seite ist er die Exekutive 
der Regionalregierung und auch der Vorsitzen-
de des Regionalrates. Dem Intendenten steht 
ein Verwaltungsapparat zur Seite, der in zwei 
Hauptabteilungen untergliedert ist:  
(1) Verwaltung und Finanzen (Administración 
y Finanzas) sowie (2) Analyse und Kontrolle 
(Análisis y Control de Gestión). 
– Der Regionalrat hat die Aufgabe, Prioritäten für 
die regionale Standortpolitik zu setzen, vor al-
lem im Bereich wirtschaftliche und soziale Inf-
rastruktur. Auf die Projektdurchführung selbst 
hat er keinen Einfluß. Die Mitglieder des Regi-
onalrats (Consejeros Regionales) werden von 
Provinzversammlungen der Gemeinderäte 
(Concejales Municipales) gewählt.  
– Das Regionalkabinett wird ebenfalls vom In-
tendenten koordiniert und setzt sich aus den 
Regionalvertretern der Ministerien (SEREMI) 
zusammen. Die SEREMIs werden auf Vor-
schlag des Intendenten (Dreierliste) vom zu-
ständigen Ministerium ernannt.  
Standortpolitische Aufgaben, Kompeten-
zen und Haushalte der Regionalregierun-
gen 
Die Aufgaben der Regionalregierung sind weitrei-
chend und betreffen im weitesten Sinne die Erarbei-
tung und Umsetzung von Politiken zur Entwicklung 
der Region. Man kann die Aufgaben in vier Berei-
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che einteilen: allgemeine Aufgaben, Raumordnung, 
Wirtschaftsentwicklung und soziale und kulturelle 
Entwicklung. Unter allgemeine Aufgaben fallen 
die Ausarbeitung eines regionalen Entwicklungs-
plans, die Vergabe der zur Verfügung stehenden 
finanziellen Mittel und der Erlaß von Regeln im 
Rahmen der Aufgaben der Regionalregierung. Unter 
Raumordnung fallen Aufgaben wie die Siedlungs- 
und Verkehrsplanung, der Umweltschutz und die 
Förderung von ländlichen und isolierten Gebieten. 
Unter Wirtschaftsentwicklung fallen die Mitwir-
kung am nationalen Konzept der Wirtschaftsent-
wicklung sowie dessen Umsetzung in der Region, 
die Förderung von Forschung und Entwicklung und 
des Tourismus. Unter soziale und kulturelle Ent-
wicklung fallen die Armutsbekämpfung, die Vertei-
lung finanzieller Mittel unter den Kommunen für 
deren eigene Sozialprogramme und die Kunst- und 
Kulturförderung. 
Die Kompetenzen für diese Aufgaben liegen aller-
dings nicht nur bei der Regionalregierung. Die Auf-
gaben werden gemeinsam mit anderen politischen 
Akteuren (Servicios, Sektorministerien) auf zentral-
staatlicher und regionaler Ebene realisiert. Kritisiert 
wird der Mangel an klaren Verantwortlichkeiten, 
was zu ineffizientem Verwaltungshandeln führt.77 
Eine Koordination der Akteure regionaler Standort-
politik ist deshalb wichtig, vor allem solange die 
Verantwortlichkeiten nicht klarer aufgeteilt sind. 
Die Haushalte der Regionalregierungen speisen 
sich aus Transferleistungen. Die Regionen selbst 
verfügen nur über äußerst geringe eigene Einkünf-
te.78 Ihr Gesamtbudget wird Presupuesto de Deci-
sión Regional (PDR) genannt und betrug 1996 
2,7 Prozent des gesamten Staatshaushalts in Chile.  
Im PDR befindet sich als maßgebender Teil der 
Investitionshaushalt regionaler Zuweisung (Inver-
sión de Decisión Regional, IDR). Dieses Budget 
untersteht allerdings nicht der alleinigen Entschei-
                                                     
77 Vgl. Valenzuela Barros (1997), S. 16. 
78 Diese erstrecken sich auf Gebühren und Abgaben für 
Leistungen und Konzessionen und aus Spenden. 1996 be-
trug ihr Anteil am regionalen Gesamthaushalt 
1,26 Prozent. Vgl. Valenzuela Barros (1997), S. 19. 
dungsverantwortung der Regionalregierungen, son-
dern zum Teil auch anderer staatlicher Stellen (Sek-
torministerien, Servicios). Zu den gesamten öffentli-
chen Investitionen zählen auch die Investitionen, die 
vom Zentralstaat sektoral, ohne Beteiligung der 
Regionalregierungen getätigt werden (Inversión de 
Decisión Sectorial, IDS).  
Die Investitionsmittel werden vom Zentralstaat über 
die folgenden vier Modi vergeben: Nationaler Fonds 
für Regionalentwicklung (FNDR), mehrjährige Pro-
grammabkommen (Convenios de Programación), 
Sektorale Investition regionaler Zuweisung (Inver-
sión Sectorial de Asignación Regional, ISAR) und 
Regionale Investition lokaler Zuweisung (Inversión 
Regional de Asignación Local, IRAL).  
Der FNDR ist das wichtigste Finanzierungsinstru-
ment der Regionen. Er ist SUBDERE zugeordnet 
und wurde schon 1975 geschaffen. Der FNDR ist 
ein Programm öffentlicher Investitionen in soziale 
und wirtschaftliche Infrastruktur, das zur gleichge-
wichtigen Regionalentwicklung beitragen soll. 
5 Prozent davon sind immer für Notprogramme 
vorgesehen und weitere 5 Prozent werden als Prä-
mien an jene Regionen verteilt, die effizient mit den 
Mitteln umgehen. Der Großteil aber, 90 Prozent, 
wird den Regionen gemäß sozioökonomischer und 
territorialer Indikatoren zugewiesen (z.B. Bevölke-
rungszahl, Armutsquote, Säuglingssterblichkeit).79 
Über die Zuweisung der Mittel aus dem FNDR an 
die Projekte innerhalb einer Region entscheidet der 
Regionalrat. Wichtige Investitionsbereiche waren 
1998 Bildung und Kultur (37,7 Prozent), städtische 
und ländliche Verkehrsnetze (23,2 Prozent), ländli-
che Stromversorgung (8,8 Prozent), Gesundheit 
(7,8 Prozent), Wasser und Abwasser (4,5 Prozent).80  
Die Convenios de Programación wurden 1996 
geschaffen und sind heute die zweitwichtigste Fi-
nanzierungsquelle für die Regionen Es handelt sich 
um formelle Abkommen zwischen den Regionalre-
gierungen und den zentralen Ministerien über die 
Finanzierung von mehrjährigen Programmen. 1998 
                                                     
79 Valenzuela Barros (1997), S. 18. 
80 Vgl. im Internet: http://www.subdere.cl/paginas/ 
programa/fndr.html, 18. Dezember 1999. 
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steuerten die Regionalregierungen aus Mitteln des 
FNDR ungefähr die Hälfte dessen bei, was die zent-
ralen Ministerien im Rahmen der Abkommen zur 
Verfügung stellten.81 An den Convenios de Progra-
mación wird kritisiert, daß sie zunehmend die Inves-
titionsmittel der Regionalregierungen binden. 
Die Vergabemodalität ISAR wurde 1992 geschaf-
fen, um soziale und wirtschaftliche Infrastruktur 
auch armen Bevölkerungsgruppen zur Verfügung zu 
stellen. Wie bei den Convenios de Programación 
findet die Durchführung von  
ISAR-finanzierten Projekten zusammen mit den 
zuständigen zentralstaatlichen Ministerien statt, 
nachdem der Regionalrat die Prioritäten bestimmt 
hat.82 Der Zuweisungsmechanismus auf Projekte 
über diese Finanzierungsquelle ist relativ inflexibel 
und erlaubt wenig Anpassung an regionale Unter-
schiede. Das zuständige Ministerium entscheidet, ob 
für ein Projekt die Zustimmung der Regionalregie-
rung erforderlich ist. Modifikationen am Projekt 
können aber von den Regionalregierungen nicht 
vorgenommen werden. Die Mittelflüsse sind insta-
bil, da sie wie bei den Convenios de Programación 
jährlich von neuem von den Entscheidungen der 
Zentralregierung abhängen. Viele Projekte haben 
rein lokale Auswirkungen, trotzdem sind sie nicht 
von lokaler Ebene verwaltet, sondern von höheren 
Ebenen.  
In Reaktion auf die Kritik am ISAR-Verfahren wur-
de 1996 IRAL als neue Vergabemodalität einge-
führt (zur Zeit greifen nur FOSIS und SUBDERE 
darauf zurück): Die Regionen können hierüber fle-
xiblere, auf ihre individuellen Probleme abgestimm-
te Armutsbekämpfungsprogramme finanzieren. Die 
Mittel für die Sektorprogramme sind für jede Regi-
on festgelegt und werden im Gegensatz zu ISAR 
nicht jedes Jahr neu beschlossen. Die Regionen 
weisen die Mittel nur den Sektoren und Kommunen 
zu, während die Kommunen selbst die Projekte 
vorschlagen. FOSIS und die Regionalregierung 
entscheiden in Zusammenarbeit mit SUBDERE, 
                                                     
81 Vgl. im Internet: http://www.subdere.cl/paginas/ progra-
mas/copro.html, 18. Dezember 1999; Valenzuela Barros 
(1997), S. 19. 
82 Angell (1999). 
welche Projekte förderungswürdig sind, und nicht 
mehr die Ministerien. Durch dieses Wettbewerbs-
verfahren unter den Kommunen sollen ownership 
und Effizienz gesichert werden. Es gibt aber auch 
hier Kritikpunkte: Oft werden nicht die Projekte 
ausgewählt, die den wirklich Ärmsten zugute kom-
men, da gerade ihnen, bzw. den ärmsten Kommu-
nen, die Kapazitäten fehlen, Projektvorschläge in 
der erforderlichen Qualität einzureichen.83 
Die Rolle der Provinzverwaltungen 
Die Regionen sind ihrerseits in Provinzen unterteilt. 
Insgesamt gibt es 51 Provinzen in Chile. Ihnen steht 
als politischer Administrator ein Gouverneur vor, 
der direkt vom Präsidenten eingesetzt wird. Der 
Gouverneur sitzt dem Wirtschafts- und Sozialrat der 
Provinz (Consejo Económico y Social Provincial,, 
CESPRO) vor. Der Rat setzt sich aus maximal 30 
Mitgliedern zusammen, darunter Vertreter von Ge-
werkschaften und Arbeitgebern, der Armee, den 
Universitäten und aus Kultur und Stiftungswesen. 
Laut Regionalverfassung haben Gouverneur und 
Provinzrat vor allem beratende, vorschlagende und 
Kontrollfunktionen im Bereich der regionalen 
Standortpolitik. Entscheidungsgewalt besitzen sie 
nicht. Bestehende Projekte und Programme sollen 
überwacht und koordiniert, neue sollen angeregt 
werden. Regionale Entwicklungsstrategien sollen 
auf ihre Relevanz für die Provinz hin geprüft wer-
den, der private Sektor soll einbezogen werden und 
der Provinzrat soll den Gouverneur in seiner Ver-
waltungsfunktion unterstützen und kontrollieren. 
Nicht-staatliche Institutionen in den Regi-
onen 
Nicht-staatliche Institutionen mit standortpolitischer 
Relevanz sind auch auf regionaler Ebene vor allem 
die Unternehmerverbände, aber auch andere privat-
rechtliche Zusammenschlüsse mit standortpoliti-
scher Ausrichtung. Zum Teil erklärt sich ihre Wich-
tigkeit aus der Zusammenarbeit mit CORFO in der 
                                                     
83 Angell (1999). 
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Rolle von Durchführungsorganisationen. Zu nennen 
sind mit Blick auf die besuchten Regionen Bío-Bío 
und Tarapacá vor allem ASEXMA Bío-Bío (Asoci-
ación de Exportadores de Productos Manufactura-
dos de la Región del Bío-Bío), in der sich Exportun-
ternehmen der Region zusammengeschlossen haben, 
CORDES Bío-Bío (Corporación de Desarollo de la 
Región del Bío-Bío), eine gemeinnützige Körper-
schaft zur Förderung der Entwicklung in der Regi-
on, ASIPES Bío-Bío (Asociación de Industriales 
Pesqueros de la Región del Bío-Bío), ein Verband 
von Unternehmern im Fischerei-Sektor, 
CORPARAUCO (Corporación de Adelanto y De-
sarrollo de Arauco), der sich um die Entwicklung 
der Provinz Arauco in Bío-Bío kümmert, und 
CORDENOR (Corporación del Norte para el De-
sarrollo e Integración), zur Entwicklung und Integ-
ration des chilenischen Nordens. 
3.3.3 Die Ebene der Kommunen 
Wichtige standortpolitische Entscheidungsträger auf 
der lokalen Ebene sind die Kommunalregierungen, 
die seit 1992 durch die Direktwahl der Bürgermeis-
ter an Gewicht gewonnen haben. Trotz der dadurch 
bedingten Zunahme der Handlungsspielräume auf 
lokaler Ebene haben die lokalen Regierungen, ins-
besondere aufgrund rigider und komplizierter Fi-
nanzierungsmöglichkeiten, geringe Möglichkeiten, 
eine eigenständige lokale Standortpolitik zu betrei-
ben. Ziel dieses Abschnitts ist, die standortpoliti-
schen Institutionen auf lokaler Ebene zu beschrei-
ben. Dafür wird zunächst auf Aufbau und Kompe-
tenzen der Kommunalregierungen und dann auf die 
Finanzierungsmöglichkeiten lokaler Maßnahmen 
eingegangen. 
Aufbau und Kompetenzen der Kommunal-
regierungen 
Die Bürgermeister (Alcaldes) der 342 Kommunen 
in Chile werden seit 1992 direkt gewählt. Erhält 
kein Kandidat die absolute Mehrheit (was häufig 
geschieht), bestimmt der Gemeinderat (Consejo 
Municipal) den Gewinner. Je nach Größe der 
Kommune besteht der Gemeinderat aus sechs bis 
zehn direkt gewählten Räten (Consejales). 1999 
wurde die Kommunalverfassung (Ley Orgánica 
Constitucional de Municipios, No. 18695) geändert, 
aber die fiskalischen und standortpolitischen Kom-
petenzen der Kommunen wurden kaum erweitert.84 
Organisatorisch sind die Stadtverwaltungen wie 
folgt aufgebaut: 
Während Kommunen mit über 100.000 Einwohnern 
die in Abbildung 6 gezeigte Verwaltungsstruktur 
haben sollen, sind kleinere Kommunen nur ver-
pflichtet, die Funktionen des Bürgermeisters und 
des Städtischen Sekretärs (Secretario Municipal) zu 
besetzen. Standortpolitische Entscheidungen werden 
auf kommunaler Ebene vor allem durch den Bür-
germeister und den Kommunalen Sekretär für Pla-
nung und Koordination (Secretario Comunal de 
Planificación y Coordinación, SECPLAC) getrof-
fen. Durchgeführt werden die Maßnahmen von den 
Abteilungen für Kommunalentwicklung (Desarrollo 
Comunitario) und für kommunale Bauten (Obras 
Municipales). 
Die Kommunen erfüllen Aufgaben in den Berei-
chen Schulbildung und medizinische Versorgung, 
für die sie jeweils eigene, aus zentralstaatlichen 
Transfers gespeiste Haushalte haben. Sie sind 
daneben für einzelne Dienstleistungen (Verkehr, 
Straßenreinigung etc.) in der Gemeinde verantwort-
lich. Mit der Gesetzesänderung von 1999 wurde den 
Kommunen zudem die Aufgabe der Beförderung 
der lokalen Entwicklung zugewiesen. Hierfür erstel-
len sie lokale Entwicklungs- und Raumordnungs-
pläne.85 
                                                     
84 Vgl. Haldenwang (1999b), S. 10. 
85  Vgl. hierzu SUBDERE (1999d).  
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Entscheidend für die kommunale Standortpolitik 
sind die kommunalen Raumordnungspläne (Pla-
nes Reguladores Comunales), die von allen Ge-
meinden mit über 70.000 Einwohnern erarbeitet 
werden müssen. Auch für kleinere Kommunen sind 
seit einiger Zeit Raumordnungspläne vorgesehen. 
Sie können aber oft nicht erstellt werden, da es den 
Kommunen an Planungskompetenz bzw. an den 
finanziellen Mitteln zur Beauftragung eines Bera-
tungsunternehmens fehlt. Für die  
Raumordnung sind neben den Abteilungen für öf-
fentliche Bauten der Regionalrat (CORE), das Mi-
nisterium für Wohnungswesen und Stadtentwick-
lung und in Teilbereichen auch das Verteidigungs-
ministerium und andere Ministerien verantwort-
lich.86  
Finanzierung lokaler Maßnahmen 
Die Kommunen verfügen über geringe eigene Ein-
nahmequellen. Zu nennen sind die Lizenzen für 
Gewerbebetriebe (Patentes), die Grundsteuer (Im-
puesto Territorial), die Fahrerlaubnisse (Permisos 
de Circulación), die Abgaben für die Stadtreinigung 
und Müllentsorgung, Gebühren für  
                                                     
86 Das Problem der Raumordnung wird unter 4.3.1 eingehen-
der dargestellt.  
Abbildung 6: Aufbau der Kommunalverwaltung 
 
Quelle: Ministerio de Planificación y Coordinación (1995), S. 20 
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Baugenehmigungen (Derechos de Construcción), 
sowie Arbeitserlaubnisse und weitere kommunale 
Dienstleistungen. Die ersten drei sind dabei mit 
Abstand die wichtigsten. 
Von diesen Einnahmen werden 45 bis 60 Prozent an 
den kommunalen Ausgleichsfonds (FCM) gezahlt. 
Dieser wird dann an die Kommunen nach einem 
Schlüssel aufgeteilt, der die Bevölkerungszahl und 
die Höhe der kommunalen Einnahmen berücksich-
tigt.87 70 Prozent der Kommunen erhalten so mehr 
Geld aus dem FCM, als sie einzahlen und bei 
30 Prozent stellt der FCM mehr als die Hälfte aller 
kommunaler Einnahmen dar.88 Ein Großteil der 
kleineren Kommunen braucht die Gelder des FCM, 
um die laufenden Ausgaben zu decken. 1996 wur-
den 44,9 Prozent der kommunalen Haushalte durch 
Eigenmittel gedeckt (direkt und über den FCM), die 
restlichen 55,1 Prozent waren Mittel, die der Zent-
ralstaat über unterschiedliche Fonds den einzelnen 
Kommunen zuteilte. Von den gesamten öffentlichen 
Einnahmen in Chile machten 1996 die kommunalen 
Einnahmen 7,6 Prozent aus.89  
Neben den eigenen Einnahmen und den Geldern des 
FCM, können die Kommunen noch auf Mittel fol-
gender staatlicher Institutionen zurückgreifen: 
– des Gesundheitsministeriums (Ministerio de 
Salud) für grundlegende Gesundheitsversor-
gung und des Bildungsministeriums (Ministerio 
de Educación) für Schulen (meist der größte 
Posten in den kommunalen Haushalten). Diese 
Zuweisungen reichen aber häufig nicht aus, die 
vorgesehenen Ausgaben zu decken; 
– zweier Programme der SUBDERE für städte-
bauliche Maßnahmen, dem Programm zur 
Stadtviertelerneuerung (Programa de Mejora-
miento de Barrios, PMB) und dem Programm 
zur Stadterneuerung (Programa de Mejora-
miento Urbano, PMU); 
– des FNDR, für den Projekte vorgeschlagen 
werden können; 
                                                     
87 Vgl. SUBDERE (1993), S. 58 f. 
88 Vgl. Angell (1999). 
89 Vgl. Angell (1999). 
– des Solidaritäts- und Sozialinvestitionsfonds 
(FOSIS). Hier können die Mittel insbesondere 
in der Vergabemodalität IRAL beantragt wer-
den; 
– der Sport- und Freizeitbehörde (Dirección Ge-
neral de Deportes y Recreación, DIGEDER), 
die dem Verteidigungsministerium untersteht. 
Daneben existiert eine Reihe von Programmen und 
auf Wettbewerbsbasis vergebener Fonds, die die 
Kommunen beantragen können.90  
Die Mittel der unterschiedlichen Fonds und Ministe-
rien sind bestimmten Investitionsvorhaben zugeord-
net, wodurch die lokalen Handlungsspielräume be-
schränkt werden. Aufgaben, Kompetenzen und Res-
sourcenverantwortung (AKV-Prinzip) liegen auf 
unterschiedlichen Ebenen. So sollen die Mittel des 
FNDR für den Ausbau der Infrastruktur in den är-
meren Regionen genutzt werden, die Mittel des 
FOSIS dienen der Armutsbekämpfung, der Förde-
rung von Kleinstunternehmen sowie zunehmend 
standortpolitischen Maßnahmen.91 Bei der Verga-
bemodalität IRAL schlagen die Kommunen der 
Regionalregierung (GORE) im Wettbewerb Projek-
te vor. Die Regionalregierung wählt dann die durch-
zuführenden Projekte aus. Die kommunalen Ausga-
ben werden somit von der Regionalregierung und 
den für die Mittel verantwortlichen Ministerien 
kontrolliert. 
4 Regionale und lokale Standortpolitik in 
Chile 
In diesem Kapitel werden die Ergebnisse der empi-
rischen Untersuchung in den beiden Regionen Tara-
pacá (I. Region) und Bío-Bío (VIII. Region)  
 
vorgestellt. Die erkenntnisleitende Fragestellung 
bezog sich dabei auf den gegenwärtigen Stand, die 
                                                     
90  Einen Überblick über diese Fonds bieten Martelli / Vera 
(2000). 
91 Vgl. Haldenwang (1999b), S. 10. 
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aktuellen Transformationsprozesse und den zukünf-
tigen Reformbedarf der Standortpolitik in Chile. 
Dem Konzept des Qualitätswettbewerbs folgend 
standen drei Aspekte der institutionellen Entwick-
lung im Mittelpunkt: (1) Dezentralisierung und 
Verwaltungsmodernisierung, (2) Planung, Koordi-
nation und Kooperation und (3) standortbezogene 
Wirtschaftsförderung.  
Die Auswahl der beiden Regionen erfolgte nach der 
Maßgabe, ein möglichst breites Spektrum standort-
politischer Herausforderungen auf regionaler Ebene 
abdecken zu können. Tarapacá, die nördlichste 
Region Chiles, zählt vom Bevölkerungsanteil und 
von der Wirtschaftskraft zu den kleineren, gleichzei-
tig aber auch zu den wirtschaftlich dynamischsten 
Regionen des Landes, mit Schwerpunkten im Berg-
bau, Handel und Fischereisektor.92 Bío-Bío, fünf-
hundert Kilometer südlich von Santiago gelegen, 
liefert den zweitgrößten Beitrag zum Bruttoinlands-
produkt, und verfügt über eine beachtliche weiter-
verarbeitende Industrie, hat jedoch ein Pro-Kopf-
Einkommen, das weit unter dem Landesdurchschnitt 
liegt, und bleibt seit Jahren hinter den landesweiten 
Wachstumsraten zurück. Die im vorherigen Kapitel 
skizzierte institutionelle Ausgestaltung der chileni-
schen Standortpolitik ließ für beide Regionen eine 
weitgehend übereinstimmende institutionelle Aus-
gangslage bei allenfalls beginnender Ausdifferen-
zierung der Problemlösungsansätze erwarten. Vor 
                                                     
92  Vgl. hierzu die Daten in Abbildung 3.  
diesem Hintergrund wurde darauf verzichtet, die 
Untersuchung als Vergleich zweier Fallstudien an-
zulegen. Stattdessen werden die Erkenntnisse aus 
den beiden regionalen Untersuchungen herangezo-
gen, um übergreifende Tendenzen beispielhaft zu 
belegen und Unterschiede dort herauszuarbeiten, wo 
die Rahmenbedingungen in den Regionen zu einer 
differenzierten Entwicklung geführt haben.  
Es wurden im Februar / März 2000 insgesamt 118 
semistrukturierte Interviews sowohl mit dem öffent-
lichen als auch mit dem nichtsstaatlichen Sektor 
geführt: 19 Interviews in Santiago, 48 in Tarapacá 
und 51 in Bío-Bío. Abbildung 7 gibt Auskunft über 
die Funktion der Gesprächspartner. Eine detaillierte 
Liste der Interviewpartner findet sich im Anhang 
der Studie. 
Das Kapitel ist in vier Abschnitte gegliedert: Zu-
nächst werden die beiden Regionen vorgestellt 
(4.1). Anschließend werden die drei angesprochenen 
zentralen Reformdimensionen untersucht: De-
zentralisierung und Verwaltungsreform (4.2), Pla-
nung, Koordination und Kooperation (4.3) sowie 
standortbezogene Wirtschaftsförderung (4.4). 
4.1 Die Regionen Tarapacá und Bío-Bío 
In diesem Unterkapitel werden der Entwicklungs-
stand, die wirtschaftlichen Potentiale sowie die poli-
tischen Rahmenbedingungen der Standortpolitik in 
den beiden ausgewählten Regionen skizziert.  
Abbildung 7: Interviewpartner/innen nach Funktionen 
Vertreter des öffentlichen Sektors insgesamt  55 
  Vertreter von Ministerien  5 
  Vertreter von Servicios  20 
  Vertreter von Regionalregierungen (Regionalverwaltung oder Regionalrat)  7 
  Vertreter von Provinzverwaltungen  4 
  Vertreter von Kommunalverwaltungen  9 
Vertreter des nichtstaatlichen Sektors insgesamt  57 
  Vertreter von Unternehmerverbänden  20 
  Vertreter von Unternehmen und Banken  22 
  Vertreter der Zivilgesellschaft  6 
  Vertreter der Wissenschaft  9 
Vertreter der deutschen EZ bzw. des diplomatischen Dienstes  6 
Insgesamt  118 
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4.1.1 Die Region Tarapacá 
Die Region Tarapacá ist eine wirtschaftlich verhält-
nismäßig starke und dynamische Region, obwohl sie 
für das Bruttoinlandsprodukt Chiles mit einem An-
teil von 3,9 Prozent (1997) nur eine vergleichsweise 
geringe Rolle spielt. Das Pro-Kopf-Einkommen lag 
1997 mit 6.259 US$ erheblich über dem Landes-
durchschnitt von 4.145 US$. Das durchschnittliche 
BIP-Wachstum von 10,2 Prozent zwischen 1990 
und 1997 übertraf die nationale Wachstumsrate von 
7,6 Prozent deutlich.93 Im regionalen Vergleich 
kann Tarapacá gute Exportergebnisse vorweisen. 
1998 konnten Waren im Wert von 4.501 US$ pro 
Erwerbstätigen exportiert werden, während im Lan-
desdurchschnitt nur 3.088 US$ erreicht wurden. 
Unter den Exportprodukten dominieren Kupferka-
thoden (44,5 Prozent), dann folgen Jod 
(14,3 Prozent), Fischmehl (11,3 Prozent) und Fahr-
zeuge (10,8 Prozent). Hauptimporteure von Produk-
ten aus Tarapacá sind die Niederlande 
(16,4 Prozent), die USA (14,8 Prozent), Mexico 
(11,0 Prozent) und Japan (9,0 Prozent).94 
Die Entwicklungspotentiale der Region Tarapacá 
liegen in den Sektoren Handel und Transport, Berg-
bau, verarbeitende Industrie und Tourismus. 
Die besondere Rolle von Handel und Transport 
(30,7 Prozent am BIP, 1996)95 ist wesentlich durch 
die Freihandelszone Zona Franca de Iquique 
(ZOFRI) und ihre Erweiterung Zona Franca de 
Extensión bedingt. Zwischen 1985 und 1996 wuchs 
dieser Sektor um 207 Prozent. Durch den weiteren 
Ausbau der Transportinfrastruktur (Nord-Süd-
Straßenverbindung Panamericana, Ausbau der 
Straßenverbindungen nach Bolivien und Argenti-
nien, Erweiterung und Vertiefung des Hafens von 
Iquique und Ausbau des Flughafens von Arica) 
kann Tarapacá seine Stellung als Knotenpunkt des 
lateinamerikanischen Außenhandels zukünftig noch 
erheblich festigen. 
                                                     
93 MINECON (1999a). Vgl. auch Abbildung 3. 
94 MINECON (1999c), S. 12. 
95 Sämtliche Daten in diesem Absatz aus: MINECON 
(1999c), S. 3. 
Der Bergbau (15,2 Prozent am BIP, 1996) hat ein 
hohes Wachstumspotential durch einzelne große 
Investitionsprojekte im Kupferbereich. Sein Wachs-
tum betrug zwischen 1985 und 1996 515 Prozent 
und bleibt auf Expansionskurs, vor allem durch die 
Kupfermine Doña Inés de Collahuasi. Daneben 
spielen im Bergbau auch Salz, Gold und Silber eine 
kleinere Rolle. 
In der verarbeitenden Industrie (17,8 Prozent am 
BIP, 1996) sind Kupferverarbeitungen mit 
34,4 Prozent, Fahrzeuge96 mit 19,3 Prozent sowie 
Öle und Fette mit 17,2 Prozent die herausragenden 
Produkte. Hier betrug das Wachstum zwischen 1985 
und 1996 lediglich 37 Prozent. Mögliche Ansatz-
punkte für eine vertiefte Wertschöpfung liegen heu-
te in erster Linie in der Förderung der metallverar-
beitenden Industrie als Zulieferer des Bergbaus. In 
Hinblick auf die Beschäftigungsintensität spielen 
außerdem die Bekleidungsindustrie und die Fisch-
verarbeitung eine größere Rolle. Letztere hat durch 
die Krise der letzten Jahre jedoch erheblich gelitten. 
Für den Tourismus sprechen besonders die klimati-
schen Bedingungen sowie kulturhistorische (v.a. 
indianische) Sehenswürdigkeiten. Dieses Potential 
hat sich bislang nur begrenzt in konkrete  
 
Kapazitäten umsetzen lassen.97 Neben dem Strand-
tourismus in Iquique und Arica lassen sich aber 
interessante Entwicklungen von Kleinunternehmern 
im Hochlandtourismus feststellen. Ihre Unterstüt-
zung durch staatliche Förderprogramme kann zu 
einer verstärkten Nutzung touristischer Einnahme-
quellen beitragen. 
Die Region Tarapacá hat insbesondere mit zwei 
Problemen für eine nachhaltige Entwicklung zu 
kämpfen: Anfälligkeit für externe Krisenfaktoren 
                                                     
96 Das Automobil-Abkommen ist im Auslaufen begriffen, so 
daß die Automobilindustrie (General Motors) ihre Vorteile 
einbüßen wird und sich in Hinblick auf Subventionen dem 
WTO-Abkommen von Marrakesch unterwerfen muß. Es 
ist daher möglich, daß sich General Motors ganz oder teil-
weise aus Tarapacá zurückzieht. Vgl. MINECON (1999c), 
S. 6. 
97 Vgl. Lanzarotti / Vázquez (1997), Kapitel 4.2. 
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aufgrund der sektoralen Spezialisierung und öko-
nomische Disparitäten innerhalb der Region. 
In Zusammenhang mit der landesweiten Rezession 
in den Jahren 1998 und 1999 ging auch in Tarapacá 
das BIP-Wachstum zurück. Dabei spielten externe 
Krisenfaktoren eine entscheidende Rolle: Die sin-
kenden Kupferpreise reduzierten den Wert des 
wichtigsten Exportproduktes der Region und die 
Asienkrise wirkte sich negativ auf den für Tarapacá 
zentralen Pazifikhandel aus. Darüber hinaus verur-
sachte das klimatische Phänomen El Niño im Zu-
sammenspiel mit der vorausgegangenen Überfi-
schung einen starken Rückgang der Fischfangquo-
ten.98 Die Anfälligkeit gegenüber diesen Faktoren 
ist durch die nach wie vor hohe Abhängigkeit von 
einigen wenigen Rohstoffen, die geringe Wert-
schöpfungstiefe der überwiegend ressourcennahen 
Industrieprodukte und durch die instabile Binnen-
nachfrage bedingt. Zusätzlich begünstigt die Struk-
tur des Arbeitsmarktes, insbesondere die zuneh-
mende Spaltung in einen engen Kernarbeitsmarkt 
und ausgelagerte Tätigkeiten mit unsicheren Be-
schäftigungsverhältnissen, die rasche Wirkung von 
Wachstumseinbrüchen auf die Beschäftigung. Mit 
der Rezession stieg die Arbeitslosigkeit von 
5,6 Prozent 1998 auf 10,8 Prozent im zweiten Quar-
tal 1999. In der Folge kam es zu sozialen Protesten, 
getragen insbesondere von den verhältnismäßig gut 
organisierten Arbeitern des Transportsektors und 
der Häfen. Im zweiten Quartal des Jahres 2000 
konnte die Arbeitslosigkeit auf 8,7 Prozent gesenkt 
werden.  
Innerhalb der Region bestehen zudem starke öko-
nomische Disparitäten, zum einen in territorialer, 
zum anderen in sektoraler Hinsicht. In territorialer 
Hinsicht fallen Struktur- und Entwicklungsunter-
schiede zwischen den beiden großen Wirtschafts-
räumen Iquique und Arica/ Parinacota auf, die zu-
dem kaum miteinander verflochten sind. Die Ent-
wicklung Aricas (170.000 Einwohner) und Parina-
cotas (3.815 Einwohner) ist weniger stark von pri-
vaten Investitionen geprägt als die Entwicklung 
Iquiques (165.000 Einwohner), das der zentrale 
Wachstumspol der Region ist. In Arica wirken die 
                                                     
98 Vgl. Haldenwang (1999b), S. 21. 
Planes Especiales para Zonas Extremas mit ihren 
hohen öffentlichen Investitionen und Zuschüssen 
stärker. Die unterschiedliche Entwicklung und das 
Zurückbleiben der Provinzen Arica und Parinacota 
geben der Forderung nach Bildung einer neuen Re-
gion Arica zusätzlich Aufschwung. In sektoraler 
Hinsicht ist seit Beginn der 90er Jahre eine zuneh-
mende Spaltung der Wirtschaft in einen prosperie-
renden Exportsektor und einen durch billige Importe 
stark bedrängten lokalen Industriesektor zu beo-
bachten. Dieser Prozeß fand auch im Anwachsen 
des informellen Sektors seinen Ausdruck. 
Politische und institutionelle Rahmenbe-
dingungen 
Zunächst wird die historische Entwicklung der poli-
tischen und institutionellen Rahmenbedingungen 
dargestellt. Dann werden aktuelle Ansätze für 
Standortpolitik diskutiert. 
Historische Entwicklung: Da es sich bei Tarapacá 
um die nördlichste Region des Landes handelt, fiel 
ihr historisch eine Sonderbehandlung zu. Seit den 
50er Jahren hatten die chilenischen Regierungen 
versucht, die Randregionen des Landes zu integrie-
ren. Das bedeutete stärkere staatliche Unterstützung, 
sowohl durch Dienstleistungen als auch im Bereich 
der Infrastruktur, um angemessene Entwicklungsbe-
dingungen zu schaffen und die Wüstenregion aus 
ihrer einseitigen Orientierung auf die Bahnverbin-
dung nach La Paz und die Häfen zu befreien. Durch 
Zoll-, Abgaben- und Steuervergünstigungen sowie 
direkte Maßnahmen der Wirtschaftsförderung wur-
den die Anreize für Unternehmen, die Region als 
Standort zu wählen, verbessert. Zentraler Akteur 
war neben der staatlichen Gesellschaft für Wirt-
schaftsentwicklung CORFO die regionale Entwick-
lungsgesellschaft Junta de Adelanto de Arica (JAA), 
die bereits einige Elemente regionaler Standortpoli-
tik vorwegnahm. Ihr Direktorium setzte sich aus 
Vertretern der Zentralregierung und der Sozialpart-
ner zusammen. Die Finanzierung ihrer eigenständig 
geplanten Projekte im Bereich der Infrastruktur, der 
Produktion und des Sozialwesens erfolgte durch die 
von lokalen Unternehmen zu zahlenden Import- und 
Verkaufssteuern, aus Gewinnen des Spielkasinos 
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und der Trabrennbahn sowie aus eigenen Aktivitä-
ten der JAA.  
Im Rahmen der Umorientierung auf eine neoliberale 
Industrie- und Außenhandelspolitik Mitte der 70er 
Jahre zog sich der Staat aus der Wirtschaftsplanung 
weitgehend zurück. Die bestehenden sektoralen 
Wirtschaftsförderorganisationen verloren ihren 
Einfluß und wurden teilweise aufgelöst. Die Förde-
rung der Region Tarapacá wurde jedoch aus geo-
strategischen Gründen aufrechterhalten. Mit der 
Absicht, marktkonforme Entwicklungsimpulse aus-
zulösen und eine effiziente Allokation der lokalen 
Ressourcen zu erreichen, wurde 1975 ein umfang-
reiches Freihandelssystem eingerichtet: Dies umfaßt 
die Freihandelszone in Iquique sowie die erweiterte 
Freihandelszone und die freien Produktionszonen in 
Iquique und Arica. Die Verwaltung erfolgte durch 
die Zona Franca de Iquique (ZOFRI), die dem Fi-
nanzministerium unterstellt wurde. Die radikale 
Öffnung zum Weltmarkt führte Mitte der 70er Jahre 
jedoch zu einer Deindustrialisierung im Bereich der 
Automobil- und Elektroindustrie, die insbesondere 
Arica negativ betraf. Der folgende Aufschwung 
induzierte einen industriellen Strukturwandel, aus 
dem die exportorientierte Fisch- und Bekleidungs-
industrie gestärkt hervorging. 
Nach dem Regimewechsel wurde das wirtschaftspo-
litische Leitbild zugunsten eines sozial ausgewoge-
nen Wirtschaftswachstums modifiziert und die Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit der lokalen Indust-
rie zu einem wichtigen Ziel erklärt. Damit veränder-
te sich auch die Rolle der Institutionen der regiona-
len Standortpolitik in der Region Tarapacá. 
Aktuelle Ansätze der Standortpolitik: In Tarapacá 
wird die Entwicklung in den beiden wichtigsten 
Wirtschaftsräumen Iquique und Arica hauptsächlich 
von speziellen Wirtschafts- und Förderregimen be-
stimmt, die auf nationaler Ebene ausgearbeitet wur-
den. Regionale und kommunale Initiativen für Wirt-
schaftsentwicklung blieben bisher ohne größere 
Bedeutung. 
Die Zona Franca de Iquique (ZOFRI) wurde 1989 
von einer öffentlichen Institution zu einer Aktienge-
sellschaft umgewandelt.99 Sie setzt jährlich um die 
vier Milliarden US$ um und bietet heute mehr als 
10.000 Arbeitsplätze.100 Obwohl sie auch freie Pro-
duktionszonen umfaßt, liegt der Schwerpunkt zu-
nehmend im Handelssektor. So waren von den 1997 
angesiedelten 1813 Firmen 96 Prozent Handelsun-
ternehmen und 4 Prozent Industrieunternehmen. 
Mittlerweile ist die ZOFRI zu einem wichtigen 
Zentrum des internationalen Handels in Südamerika 
avanciert. Die Importe erfolgen überwiegend aus 
Asien und den USA, die Exporte gehen bevorzugt in 
lateinamerikanische Länder. Die in der ZOFRI an-
gesiedelten Unternehmen profitieren von  
– Zoll-, Mehrwert- und Gewinnsteuerbefreiun-
gen,  
– Unterstützung in der Logistik durch niedrige 
Lagerkosten und Vermittlung von Transport-
dienstleistungen,  
– Online-Informationsdiensten und einem Daten-
verarbeitungssystem,  
– einem Verkaufszentrum und  
– Möglichkeiten zu Geschäftskontakten mit den 
Nachbarländern.  
 
Die Unternehmen können ausländische Waren ohne 
Kontrolle durch die Zentralbank importieren und re-
exportieren. Finanzielle Anreize sollen die Investiti-
onen in Gebäude, Maschinen und Ausrüstung för-
dern. Die ZOFRI verwaltet auch den Industriepark 
Chacalluta nördlich der Stadt Arica. Hier stehen 
ansiedlungswilligen Industrieunternehmen erschlos-
sene Flächen zur Verfügung. 
Die Region profitiert nicht nur durch die Schaffung 
von Arbeitsplätzen: 15 Prozent der Einnahmen der 
ZOFRI (ungefähr 4 Mio. US$) gehen an die Kom-
mune Iquique und die Regionalregierung. Außer-
dem gibt es ein Ausbildungsprogramm für Jugendli-
                                                     
99 Der Staat besitzt durch CORFO 51 Prozent des Aktienka-
pitals. Andere Anteilseigner sind beispielsweise inländi-
sche Versicherungskonzerne. 
100 Vgl. http://www.chile.cl/primera/contenid/negocios/ 
incent/zofriq.htm, 12.11.1999. 
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che in Zusammenarbeit mit der Universität Arturo 
Pratt in Iquique.  
Das Wirtschaftsförderungsprogramm Plan Especial 
Provincias de Arica y Parinacota wurde als Reakti-
on auf die Gründung einer Freihandelszone in der 
peruanischen Grenzstadt Tacna ins Leben gerufen. 
Diese setzt den Standort Arica / Parinacota einem 
verstärkten Konkurrenzdruck aus. Ziel des Plan 
Especial ist es, private Investitionen anzuziehen. Zu 
den Instrumenten zählen Steuerkredite für Investiti-
onen,101 unterstützende Dienstleistungen, wie Ex-
portzentren zur Lagerung und Kommerzialisierung 
von Waren, und Deregulierungsmaßnahmen. Dar-
über hinaus sollen Verwaltungsprozesse vereinfacht 
werden, um eine schnellere Bearbeitung von Inves-
titionsanträgen zu ermöglichen. Auch wird die Qua-
lifizierung der Arbeitskräfte durch bedarfsorientierte 
Berufsausbildungsprogramme für Jugendliche ver-
bessert. 
Die zweite Version des Plan Arica, die im April 
2000 verabschiedet wurde, verfolgt nach wie vor 
den doppelten Ansatz: Neben einer weiteren Erhö-
hung der allgemeinen Steuer- und Zollerleichterun-
gen, die geostrategisch gerechtfertigt wird, zielt sie 
auf eine stärkere Förderung von Qualitätswettbe-
werb durch die Schaffung von spezifischen Stand-
ortvorteilen wie Industrieparks oder Im- und Ex-
portzentren. Sektoral ist die Förderstrategie breit 
ausgelegt: Für Handel, Tourismus, verarbeitende 
Industrie, Landwirtschaft, Fischerei und Bergbau 
existieren Fördermöglichkeiten. Dabei geht es vor-
nehmlich um die Vertiefung der Wertschöpfung und 
Diversifizierung der Produktpalette. Zu den Maß-
nahmen zählen der Ausbau der Infrastruktur, insbe-
sondere die Vereinfachung des Grenzverkehrs mit 
Peru und Bolivien und die Verbesserung der Ver-
bindungsstraße nach La Paz. In der Landwirtschaft 
soll das Bewässerungssystem verbessert werden. Im 
Bereich des Bergbaus wurden neue Flächen für die 
Ausbeutung von Bodenschätzen freigegeben. 
                                                     
101 20 Prozent auf jene Investitionen, die 2000 UTM (ca. 
110.000 US$) in Arica oder 1000 UTM (ca. 55.000 US$) 
in Parinacota überschreiten. 
Wichtig für die Region Tarapacá ist nach einhelliger 
Meinung der Gesprächspartner eine fortschreitende 
Integration mit den Nachbarstaaten. Der Wirt-
schaftsraum von Arica und auch von Iquique wird 
weniger durch Staatsgrenzen bestimmt als durch 
seine geographische Nähe zu Peru und Bolivien. 
Langfristige Entwicklungsstrategien sollten sich an 
der Nutzung dieses Potentials der internationalen 
Verflechtung orientieren.  
4.1.2 Die Region Bío-Bío 
Bío-Bío ist gemessen am regionalen Anteil des 
Bruttoinlandsprodukts nach der Región Metropoli-
tana und neben der Region Valparaíso die wirt-
schaftlich bedeutendste Region in Chile. Außerdem 
ist der Anteil an den landesweiten Exporten und an 
der Industrieproduktion hoch. Allerdings ist die 
Entwicklung in den letzten Jahren geprägt durch 
Wachstumsraten, die weit unter dem nationalen 
Durchschnitt liegen.102 Bei einer Einwohnerzahl von 
1,8 Millionen liegt das Pro-Kopf-Einkommen der 
Region mit 2828 US$ (1997) an viertletzter Stelle in 
Chile.103 
 
Zusätzlich erschwert wurde die Entwicklung in Bío-
Bío in jüngster Zeit durch die Asienkrise, die sich 
aufgrund der Konzentration der Exporte auf den 
asiatischen Raum stärker als im Land insgesamt 
auswirkte. Hinzu kam eine Trockenheit im Zuge des 
klimatischen Phänomens El Niño, welche die Pro-
duktion in der Land- und Holzwirtschaft beeinträch-
tigte. Während also die chilenische Wirtschaft ins-
gesamt 1998 um 3,4 Prozent wuchs, schrumpfte die 
Produktion in Bío-Bío um 3,9 Prozent. 
In der Region Bío-Bío gibt es vier Provinzen: Con-
cepción, Bío-Bío, Ñuble und Arauco. In Concepción 
(ca. 850.000 Einwohner) konzentriert sich die In-
                                                     
102 Zwischen 1990 und 1997 wuchs das BIP in Bío-Bío im 
Durchschnitt um 4,4 Prozent jährlich, landesweit aber um 
7,6 Prozent. Vgl. Abbildung 3.  
103 Eigene Berechnungen auf der Basis von Zahlen aus 
MINECON (1999a). 
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dustrie. Arauco (ca. 150.000 Einwohner) ist beson-
ders betroffen von der Strukturkrise im Kohleberg-
bau. Hier und in den Provinzen Ñuble (ca. 420.000 
Einwohner) und Bío-Bío (ca. 330.000 Einwohner) 
findet vor allem Ressourcenbewirtschaftung statt. 
Die Potentiale der Region Bío-Bío liegen in den 
Bereichen verarbeitende Industrie, Handel und 
Transport sowie in der Bewirtschaftung der natürli-
chen Ressourcen in der Forstwirtschaft, der Land-
wirtschaft, im Fischereisektor und dem Ener-
giesektor. Weitere Potentiale liegen in den Be-
reichen Wissenschaft, Forschung, Technologie und 
Tourismus.  
Die verarbeitende Industrie kann auf die Weiter-
verarbeitung der vielfältigen Produkte aus Land-, 
Forstwirtschaft und Fischerei setzen, um ihre Wett-
bewerbsfähigkeit auszubauen. Durch die industrielle 
Tradition in Bío-Bío ist Know-how in der Verarbei-
tung dieser Produkte sowie in anderen industriellen 
Bereichen vorhanden. Es kommt nun darauf an, 
gezielt die Vertiefung von Wertschöpfungsketten zu 
fördern. Die metallverarbeitende Industrie z.B. 
könnte an den vorhandenen Kapazitäten ansetzen 
und sich als Zulieferer der anderen Industrien vor 
Ort etablieren. 
Der Sektor Handel und Transport wird dadurch 
begünstigt, daß Infrastruktur wie Straßen, Häfen 
oder Gas-Pipelines vorhanden sind bzw. stark aus-
gebaut werden. Zu nennen ist vor allem der wichtige 
Transportweg zwischen Argentinien und den Häfen 
an der Pazifikküste über den Paso de Pino Hacha-
do. Dadurch wird auch der Gütertransport, die Pro-
duktvermarktung, das Kommunikationswesen sowie 
der Sektor Finanz- und Versicherungsdienstleistun-
gen stimuliert.  
Die Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen 
wird durch die naturräumlichen Voraussetzungen 
stark begünstigt. Dies trifft für Land- und Forstwirt-
schaft sowie den Fischereisektor zu. In der Land-
nutzung hat in den letzten Jahren eine Verschiebung 
stattgefunden – weg vom Weizen- und Obstanbau, 
hin zum vermehrten Anbau von Gemüse sowie Kie-
fern- und Eukalyptusplantagen. Auch im Energie-
sektor kommen Bío-Bío seine natürlichen Ressour-
cen zugute: Zwischen 1998 und 2002 fließen durch 
private Investitionen insgesamt 880 Millionen US$ 
in Wasserkraftwerke mit einer Leistung von insge-
samt 751 MW.104 
Der Bereich Wissenschaft, Forschung und Tech-
nologie wird hauptsächlich durch die Universitäten 
in Concepción, technologische Institute und die 
vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten in den In-
dustriebetrieben und der Wirtschaft vor Ort begüns-
tigt. Als ein möglicher Schwerpunktbereich für zu-
künftige Forschung wird die Biotechnologie be-
trachtet. 
Auch in dem bis jetzt noch relativ marginalen Tou-
rismussektor werden viele Entwicklungschancen 
gesehen; Vorraussetzung für ein Wachstum dieses 
Sektors ist touristische Infrastruktur und eine geeig-
nete Strategiebildung zur Vermarktung der vielen 
Naturattraktionen von Bío-Bío. 
Eine wirtschaftlich, sozial und ökologisch nachhal-
tige Entwicklung der Region Bío-Bío kann durch 
die folgenden Problembereiche beeinträchtigt wer-
den: die periphere Wirtschaftsstruktur der Region, 
die hohe Armutsquote und die starke Beanspru-
chung der natürlichen Ressourcen. 
Obwohl Bío-Bío und vor allem das Ballungsgebiet 
Concepción wichtiges Industriezentrum in  
 
Chile ist, weist die Region eine periphere Wirt-
schaftsstruktur auf, die eine regional integrierte 
Entwicklung erschwert. Sie wird durch folgende 
drei Punkte charakterisiert: (a) Der Anteil der Regi-
on an ausländischen Direktinvestitionen, an privaten 
Investitionen und an Investitionen des öffentlichen 
Sektors ist niedriger als der Anteil der Bevölkerung 
es rechtfertigen würde.105 (b) Die meisten großen 
                                                     
104 SUBDERE (1999b), S. 17. 
105 Von 1990 bis 1998 betrug der Anteil Bío-Bíos an den 
ausländischen Direktinvestitionen in ganz Chile gerade 
2 Prozent. Der Anteil an privaten Investitionen von 1998 
bis 2002 beträgt einer Prognose zufolge 6,7 Prozent und 
der Anteil der Investitionen des öffentlichen Sektors betrug 
von 1990 bis 1997 11,3 Prozent. Alle Zahlen sind niedriger 
als der Anteil der Bevölkerung in Bío-Bío von 
12,8 Prozent. Vgl. MINECON (1999a); SUBDERE 
(1999b), S. 16 ff. 
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Unternehmen, die in der Region tätig sind, haben 
ihren Sitz in Santiago, und viele weisen ausländi-
sche Kapitalanteile auf. Sie suchen mit ihren Betrie-
ben in Bío-Bío schnelle Rentabilität, die Reinvesti-
tionsquote der Gewinne in der Region ist niedrig.106 
(c) Unternehmen der verarbeitenden Industrie kon-
zentrieren sich vor allem auf die traditionellen Sek-
toren und wenig auf die dynamischen Zukunftssek-
toren wie Informatik oder Ausrüstungsgüter. Die 
Technologieintensität ist dementsprechend nicht 
sehr hoch. 
Die im Vergleich zum Landesdurchschnitt hohe 
Armutsquote107 in der Region Bío-Bío ist auf drei 
Gründe zurückzuführen: prekäre Arbeitsverhältnis-
se, hohe Arbeitslosigkeit und niedrige Einkommen. 
Diese drei Gründe lassen sich durch folgende Struk-
turmerkmale der wirtschaftlichen Entwicklung er-
klären: (a) die Beschaffenheit des Arbeitsmarkts, 
gekennzeichnet durch Zeitarbeit, Saisonarbeit, Sub-
Unternehmertum und Heimarbeit, selbst in den dy-
namischen Wirtschaftssektoren; (b) die radikale 
wirtschaftliche Anpassungspolitik unter der Militär-
diktatur, die die Umstrukturierung der Wirtschaft 
beschleunigte und die Krise in der inländisch ausge-
richteten und protektionierten verarbeitenden In-
dustrie in Bío-Bío verschärfte (c) das niedrige 
Lohnniveau in den traditionellen Sektoren Land-
wirtschaft und Bergbau. Die ärmsten Kommunen 
sind vor allem in ländlichen Gebieten zu finden, 
aber auch in den ehemaligen Kohlegebieten.108 
Die starke Beanspruchung natürlicher Ressour-
cen zeigt sich vor allem in der Fisch- und Holzwirt-
schaft. Überfischung sowohl von seiten des indus-
triellen Fischfangs als auch von Kleinfischern, die 
Ausbreitung von Plantagenwäldern sowie Luft und 
Wasser verschmutzende Zellulosefabriken und an-
dere Industrien sind inzwischen stark diskutierte 
Themen in Bío-Bío. Nutzungskonflikte um Res-
sourcen zwischen den verschiedenen Wirtschafts-
                                                     
106 Aquevedo Soto (1998), S. 210 ff. 
107 Im Jahr 1998 lag die Armutsquote bei 32,3 Prozent in Bío-
Bío, landesweit bei 21,7 Prozent; die Quote extremer Ar-
mut  bei 10 Prozent, landesweit bei 5,6 Prozent. Vgl. 
Ministerio de Hacienda (1999a). 
108 Aquevedo Soto (1998). 
zweigen (z.B. zwischen Holzwirtschaft und Land-
wirtschaft / Tourismus) sind an der Tagesordnung. 
Weitere Umweltprobleme sind der Mangel an Müll-
deponien, fehlende Raumordnung vor allem in der 
Küstenzone sowie ein Defizit im Management von 
natürlichen Ökosystemen.109 Ihre Lösung zugunsten 
einer langfristig nachhaltigen Entwicklung in wirt-
schaftlicher, sozialer und ökologischer Hinsicht ist 
eine der großen Herausforderungen für die Region 
Bío-Bío und die ländlich geprägten Wirtschaftsräu-
me im speziellen. 
Politische und institutionelle Rahmenbe-
dingungen 
Um eine Einführung in die Ansätze der regionalen 
Standortpolitik in Bío-Bío zu geben, wird zunächst 
die Rolle der Regionalregierung dargestellt. Dann 
wird kurz auf die Förderpolitik in den struktur-
schwachen Zonen Lota und Arauco eingegangen.  
Neben der Región Metropolitana ist Bío-Bío die 
einzige Region, deren öffentliche Investitionen pro 
Kopf kleiner sind als im Landesdurch- 
schnitt.110 Darüber hinaus werden im Vergleich zum 
nationalen Durchschnitt weniger Investitionsmittel 
unter Mitsprache der Regionalregierung vergeben. 
So lag der Investitionshaushalt regionaler Zuwei-
sung (IDR) in Bío-Bío 1998 bei 27,9 Prozent, wäh-
rend der nationale Durchschnitt 33 Prozent betrug. 
Dennoch ist die aktive Rolle der Regionalregierung 
von Bío-Bío in der Regionalpolitik auffällig. Zu 
erwähnen sind:  
– die Aufwertung der Rolle der Regionalverwal-
tung, ersichtlich auch daran, daß die Abtei-
lungsdirektoren an den Kabinettssitzungen des 
Intendenten mit den SEREMI teilnehmen;  
                                                     
109 MIDEPLAN / SERPLAC (1991), S. 26; CONAMA 
(1999). 
110 Die gesamten öffentlichen Investitionen in der Region, 
(IDS und IDR) waren 1997 mit 10,6 Prozent Anteil an den 
landesweiten öffentlichen Investitionen kleiner als der Be-
völkerungsanteil der Region an der Gesamtbevölkerung 
Chiles, allerdings waren sie größer als der Anteil von Bío-
Bío am Bruttoinlandsprodukt. Vgl. MINECON (1999b), S. 
20. 
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– die jährliche strategische Abstimmung der Poli-
tik zwischen SEREMI, den Regionaldirektoren 
der Servicios, der Regionalverwaltung und den 
Regionalräten unter Leitung des Intendenten;  
– das Engagement für eine bessere strategische 
Planung und Raumordnung in den Gemeinden 
durch ein mehrjähriges Programmabkommen 
(Convenio de Programación) mit dem Ministe-
rium für Wohnungswesen und Stadtentwick-
lung; und schließlich  
– das Engagement für die partizipative Erarbei-
tung der Regionalen Entwicklungsstrategie und 
die Vermarktung der Region durch eine private 
Consulting. 
In den strukturschwachen Zonen Lota und Arauco 
gibt es spezielle Förderprogramme: In den Händen 
von CORFO und SENCE liegt der Plan de Acción 
de la Zona de Arauco. Er wurde 1994 angestoßen 
und 1996 durch den zusätzlichen Plan Especial de 
Lota ergänzt. Pfeiler dieses Plans sind investitions-
fördernde Maßnahmen und Projekte zur Wiederein-
gliederung von Arbeitslosen in das Berufsleben, die 
vom Niedergang des Kohlebergbaus betroffen 
sind.111 Die GTZ unterstützt diese Pläne durch Bera-
tungsleistungen. 
Zusätzlich existiert der Plan Arauco, der im Rah-
men der Regierungspolitik zur Förderung struktur-
schwacher Gebiete im Jahr 1999 vom Wirtschafts-
ministerium angestoßen wurde.112 Damit soll die 
Initiative der Privatwirtschaft gefördert, aber auch 
die aktivierende Rolle des öffentlichen Sektors in 
der Wirtschaftsentwicklung gestärkt werden. Im 
Unterschied zu den Planes Especiales de Zonas 
Extremas für die nördlichsten und südlichsten Ge-
biete Chiles verfügt der Plan Arauco allerdings 
nicht über vergleichbare Steuererleichterungen. 
Instrumente sind die Förderung von Investitionen, 
der Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen, der 
Ausbildung und Beschäftigung und des Ausbaus der 
wirtschaftlichen und sozialen Infrastruktur. Dabei 
                                                     
111 Vgl. MINECON (1999b), S. 26 sowie El Mercurio (1999), 
S. 7 f. 
112 MINECON (1999b), S. 26; MINECON (1999d): Boletín 
Regional 15, S. 7. 
wird auf vorhandene Instrumente der Servicios zu-
rückgegriffen und eine Fokussierung angestrebt. 
Sektoral werden Fischerei und Weiterverarbeitung 
der Fischprodukte, Landwirtschaft, Holzwirtschaft 
und Tourismus gefördert.  
4.2 Dezentralisierung und Verwaltungs-
reform 
In Chile ist Dezentralisierung kein neues Thema.113 
Ihre derzeitige Ausrichtung geht auf die 70er Jahre 
zurück, als die Militärdiktatur v.a. über die Einrich-
tung regionaler Verwaltungsstrukturen sowie eine 
Verlagerung von Aufgaben der Schulbildung und 
Gesundheitsversorgung auf die Kommunen eine 
Steigerung der staatlichen Effizienz herbeiführen 
wollte. Die Dezentralisierung wurde daher nicht aus 
dem eigenen Entwicklungsinteresse der Regionen 
und Kommunen oder aus den Anforderungen der 
Demokratisierung heraus  
begründet. Das Resultat war eine punktuelle, von 
Santiago verordnete, administrative Dekonzentrie-
rung, die staatliche Aufgaben und in beschränktem 
Umfang auch fiskalische Einnahmen in erster Linie 
auf die Kommunen verlagerte, ohne politische 
Kompetenzen oder Ressourcenverantwortung in 
größerem Umfang abzutreten. Die Regionen blieben 
von Santiago abhängige und weitgehend militari-
sierte Verwaltungseinheiten. Diese „halbe“ Dezent-
ralisierung belastet auch heute noch die Handlungs- 
und Politikfähigkeit der subnationalen Ebenen und 
behindert eine auf die spezifischen Bedürfnisse der 
jeweiligen Region oder Kommune zugeschnittene 
Standortpolitik. Daher kann man in Chile bisher 
nicht von einer wirklich regionalen, d.h. regional 
konzipierten und koordinierten, Standortpolitik 
sprechen: Regionale und lokale Entscheidungsträger 
haben nach wie vor nur beschränkte Kompetenzen, 
während die wichtigsten standortpolitischen Institu-
tionen wie geschildert immer noch auf der zentral-
staatlichen Ebene angesiedelt sind. Die meisten der 
zentralstaatlichen Förderinstrumente sind zudem 
weiterhin sektoral ausgerichtet. In den 90er Jahren 
                                                     
113  Zu den folgenden Ausführungen vgl. Minkner-Bünjer 
(1997), S. 114-131; Rounds Parry (1997); Insunza Flores 
(1997), S. 13-22. 
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hat der Reformprozeß allerdings eine neue Dynamik 
bekommen, wie im folgenden Abschnitt ausgeführt 
wird.  
4.2.1 Zum Stand der Dezentralisierung 
Unter den demokratisch gewählten Regierungen 
Aylwin und Frei läßt sich ein deutlicher Trend zur 
Dezentralisierung beobachten, der auch die Verlage-
rung politischer Kompetenzen einschließt. Regionen 
und Kommunen verfügen heute über erweiterte 
Mitspracherechte bei der Formulierung, Durchfüh-
rung und Finanzierung von Entwicklungsprojekten. 
Die Veränderungen werden von einer lebhaften 
Debatte über die angemessene künftige Struktur 
eines dezentralisierten Staates begleitet, bei der 
heute insbesondere die Frage einer politischen Auf-
wertung der Regionen (z.B. durch die Direktwahl 
des Intendenten) diskutiert wird. Diese Debatte hat 
bislang jedoch noch nicht zu einer umfassenden 
Strategie institutioneller Entwicklung der Regionen, 
Provinzen und Kommunen geführt. 
Mit der Politik der regionalen Wirtschaftsentwick-
lung (Política de Desarrollo Productivo Regional) 
hat die Regierung Frei sich 1994 verpflichtet, die 
Kompetenzen der regionalen Akteure im Bereich 
der wirtschaftlichen Entwicklung zu stärken. Das 
betrifft in erster Linie die Regionalregierungen 
(GORE), die bereits 1993 durch ein Gesetz geschaf-
fen wurden und seit 1996 funktionieren. Seit Beginn 
ihrer Aktivitäten haben sich die Funktionen der 
Regionalregierung im Bereich der wirtschaftlichen 
Entwicklung kontinuierlich erweitert. Heute reichen 
sie von der Formulierung einer regionalen Entwick-
lungsstrategie bis zur besonderen Förderung be-
nachteiligter Gebiete. 
Auf der kommunalen Ebene haben die Gemeinde-
verwaltungen an finanzieller und politischer Auto-
nomie gewonnen: Bereits 1979 gewährte das Gesetz 
über die kommunalen Einnahmen (Ley de Rentas 
Municipales) den Kommunen eigene Einnahmen, 
die überwiegend aus Grundsteuern, Zulassungen für 
Kraftfahrzeuge und Gewerbelizenzen für ökonomi-
sche Aktivitäten (patentes) stammen. Mit der Neu-
formulierung der Kommunalverfassung (Ley Or-
gánica Constitucional de Municipios) wurde 1992 
die Direktwahl der Bürgermeister beschlossen. 
Durch ihre eigene Ressourcenbasis und diese unab-
hängige Legitimation haben die Kommunalregie-
rungen mehr Möglichkeiten, Aufgaben in der Förde-
rung der wirtschaftlichen Entwicklung wahrzuneh-
men. In der letzten Gesetzesreform 1999 wurde 
dieser Bereich dann auch zum ersten Mal als Auf-
gabengebiet der Kommunen erwähnt. 
Trotz dieser Reformen muß die Beteiligung der 
regionalen und lokalen Institutionen an der Planung, 
Durchführung, Supervision und Evaluierung der 
territorialen Standortpolitik noch weiter ausgebaut 
werden. Die Kritik der Akteure in den Regionen und 
Kommunen bezieht sich in erster Linie auf Defizite 
in der Institutionenstruktur. Sie können im wesentli-
chen unter drei Aspekte gefaßt werden: (1) das Feh-
len einer territorialen Orientierung in der Wirt-
schafts- und Beschäftigungsförderung, 
(2) beschränkte Möglichkeiten der subnationalen 
politischen Einheiten, Politik aktiv zu gestalten und 
(3) das Fehlen von Anreizen für Standortpolitik auf 
kommunaler und regionaler Ebene.  
Das Fehlen einer territorialen Orientierung 
In beiden untersuchten Regionen verwiesen die 
Gesprächspartner immer wieder darauf, daß die 
gegenwärtige Struktur der Wirtschafts- und Be-
schäftigungsförderung eine engere Abstimmung der 
Instrumente vor Ort nach wie vor behindere. Die 
mangelnde territoriale Orientierung ist zum einen 
auf unterschiedliche Grade der Dekonzentration und 
Dezentralisierung in den beteiligten Institutionen 
zurückzuführen, was Kommunikations- und Koor-
dinationsprozesse auf lokaler und regionaler Ebene 
häufig erschwert. Dies ist eine Folge fehlender Ein-
heitlichkeit bei den internen Reformen der standort-
politisch relevanten Institutionen – ein Thema, das 
im Abschnitt 4.2.2 ausführlicher behandelt wird. 
Zum anderen verhindern aber auch doppelte Hierar-
chien innerhalb des Institutionengeflechts und die 
sektorale Ausrichtung zahlreicher Förderinstitutio-
nen die Koordination von Instrumenten und -
maßnahmen auf regionaler und lokaler Ebene. 
Die regionale Ebene: Die Vertreter der wichtigsten 
regionalen Institutionen befinden sich politisch wie 
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auch administrativ in einer doppelten Abhängig-
keit. Sie sind einerseits gegenüber den regionalen, 
andererseits aber auch gegenüber zentralstaatlichen 
Institutionen verantwortlich. Hierdurch wird eine 
eigenständige regionale Politik behindert.  
Dies gilt vor allem auch für den Intendenten selbst: 
Er wird vom Präsidenten ernannt und gilt als sein 
Repräsentant in der Region. Entscheidend für die 
Berufung ist im allgemeinen die (partei-) politische 
Profilierung auf zentralstaatlicher Ebene. Auch sei-
ne weitere politische Zukunft hängt wesentlich von 
Santiago ab. Andererseits wird vom Intendenten 
erwartet, daß er die Interessen der Region gegen-
über dem Zentralstaat vertritt. Als Vorsitzender des 
Regionalrats nimmt er drittens schließlich Einfluß 
auf die öffentlichen Investitionen in der Region und 
muß ggf. regionale gegenüber provinziellen oder 
kommunalen Interessen geltend machen. 
Auch die Regionalvertreter der Ministerien 
(SEREMI) befinden sich in einer Situation doppel-
ter Abhängigkeit: Einerseits sollen sie Funktionen 
sektoraler Koordination erfüllen und sind Repräsen-
tanten der nationalen Ministerien. Andererseits ge-
hören sie dem Kabinett des Intendenten an, der zu-
dem auf ihre Berufung (über eine Dreierliste) 
Einfluß nimmt. Häufig sind die SEREMI nicht aus 
der Region, und ihre berufliche Karriere wird stär-
ker von den Ministerien als von den Regionalregie-
rungen bestimmt.  
Die Regionalbüros der Servicios (CORFO, 
SERCOTEC, FOSIS, INDAP, PROCHILE etc.) 
hängen von ihren Zentralen in Santiago und so indi-
rekt von den zuständigen Ministerien auf der zent-
ralstaatlichen Ebene ab. Sie sind weder dem jewei-
ligen SEREMI noch der Regionalregierung unter-
stellt. Die erfolgreiche Durchführung von Maßnah-
men ist andererseits ohne ein Minimum an Zusam-
menarbeit mit der Regionalregierung kaum zu ge-
währleisten.  
In einigen regionalen Sekretariaten der Ministe-
rien, wie z.B. dem des Ministeriums für öffentliche 
Bauten, sind sogar die unterschiedlichen Abteilun-
gen direkt ihren jeweiligen Fachabteilungen im 
nationalen Ministerium unterstellt, ohne daß es eine 
klare hierarchische Zuordnung zum regionalen 
SEREMI gäbe. 
Aus diesen doppelten, unklaren bzw. informellen 
Abhängigkeitsverhältnissen resultieren Informati-
ons- und Koordinationsprobleme: Die Informati-
onsasymmetrie zwischen den verschiedenen Ebenen 
innerhalb einer Organisation und der sektoral defi-
nierte Informationsfluß zwischen den verschiedenen 
Institutionen verhindern eine bessere Abstimmung 
von Planungsprozessen auf regionaler Ebene.114 
Wenn die Koordination auf regionaler Ebene erfolg-
reich ist, dann ist dies oftmals stärker auf die Lei-
tungskompetenz der jeweiligen  
 
Person als auf die institutionellen Arrangements 
zurückzuführen. 
Die Provinzebene: Auch auf der Provinzebene 
besteht eine starke Abhängigkeit von der überge-
ordneten Ebene: Der Gouverneur wird vom Staats-
präsidenten auf der Basis eines Vorschlags des In-
tendenten der Region eingesetzt. Sein Aufgabenbe-
reich erstreckt sich auf Verwaltungsangelegenheiten 
(z.B. Ausländerangelegenheiten) und die öffentliche 
Ordnung. In einigen Provinzen, insbesondere in 
marginalen bzw. ländlichen Gebieten Chiles, über-
nimmt der Gouverneur zusätzliche standortpoliti-
sche Beratungs- und Koordinationsfunktionen für 
kommunale Politiken und Projekte. In der Region 
Bío-Bío wurden hierfür in drei der vier Provinzen 
sog. ‚Programm- und Projekteinheiten‘ (Unidades 
de Programas y Proyectos, UPP) eingerichtet.115 
Die Verantwortlichen werden von der Regionalre-
gierung auf die Provinzebene entsandt, sind im 
Gouverneursamt angesiedelt und stehen den Kom-
munen in Förderfragen beratend zur Seite. Eine 
Evaluierung ihrer Tätigkeit hat noch nicht stattge-
funden, die Rückmeldungen aus den Kommunen 
sind jedoch positiv. 
Die kommunale Ebene: Im Fall der Bürgermeister 
und Gemeinderäte (Consejales) stimmen die Wäh-
                                                     
114 Vgl. Gutiérrez / Rojas (1998), S. 9. 
115 Ausnahme: die Provinz Concepción, wo es zu Unstimmig-
keiten zwischen der UPP und der Gouverneurin gekommen 
war.  
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lerbasis und die Zielgruppe der Politik überein. Seit 
1992 werden beide Institutionen direkt gewählt und 
die Komunen haben die Möglichkeit, Angestellte 
direkt unter Vertrag zu nehmen. Als Ergebnis dieser 
Schritte in Richtung einer politischen Dezentralisie-
rung sind die Kommunen zu potentiell wichtigen 
Akteuren der lokalen ökonomischen Entwicklung 
geworden. In vielen Fällen nutzen die Kommunen 
allerdings ihre Spielräume noch nicht aus. Dies ist 
oft eine Folge knapper Ressourcen, die eine ausrei-
chende Personalausstattung nicht erlauben. Häufig 
fehlt jedoch auch noch die Bereitschaft, den lokalen 
Strukturwandel als eine Aufgabe der Kommune und 
ihrer Akteure anzusehen. 
Beschränkte Möglichkeiten der subnatio-
nalen Ebenen, Politik aktiv zu gestalten 
Der Mehrheit der regionalen und lokalen Institutio-
nen mangelt es an Möglichkeiten, eigene Politiken 
zu entwerfen, zum Teil aufgrund des fehlenden 
politischen Profils, zum Teil aufgrund der geringen 
Kohärenz von Aufgaben, Kompetenzen und Res-
sourcenverantwortung (AKV-Prinzip). 
Die regionale Ebene: Wie bereits oben angespro-
chen, verfügt die Regionalregierung nicht über eine 
eigenständige Legitimitätsbasis. Dies reduziert ihre 
Mobilisierungsmacht und ihre Möglichkeiten, poli-
tisch initiativ zu werden. Insbesondere der Regio-
nalrat (CORE) als parlamentarische Vertretung hat 
ein schwaches Profil. Das ist einerseits auf die indi-
rekte Wahl der Regionalräte durch Provinzver-
sammlungen (Asambleas Provinciales) der Ge-
meinderäte (Consejales Municipales) zurückzufüh-
ren, was in der Praxis eine Aufteilung der Posten 
unter den politischen Parteien bedeutet. Anderer-
seits verfügt der CORE weder über die Kompeten-
zen noch über die technischen Kapazitäten, um le-
gislative und kontrollierende Funktionen angemes-
sen wahrzunehmen: Während der Intendent einen 
eigenen Verwaltungsstab hat, steht dem CORE le-
diglich ein schwach besetztes Sekretariat zur Verfü-
gung. 
Die geringe Managementfähigkeit der Regionalre-
gierung ist auch auf die Verletzung des AKV-
Prinzips zurückzuführen: Obwohl zunehmend Auf-
gaben des Zentralstaats dekonzentriert werden, 
beschränken sich die Kompetenzen der Regional-
regierung (GORE) im Bereich der Wirtschaftsent-
wicklung in der Praxis auf die Prüfung und Durch-
führung öffentlicher Investitionsvorhaben im Rah-
men von Projekten und punktuellen Initiativen, die 
Verteilung des FNDR und die Allokation der sekt-
oralen Investition regionaler Zuweisung (Inversión 
Sectorial de Asignación Regional, ISAR). Daher ist 
die Schaffung von Investitionsprogrammen auf der 
Basis von mehrjährigen Abkommen zwischen einer 
oder mehreren Regionalregierungen und einem oder 
mehreren Ministerien (Convenios de Programación) 
grundsätzlich zu begrüßen. Es darf jedoch nicht 
verkannt werden, daß die strategische Definitions-
macht der Mehrheit der relevanten Politiken für die 
territoriale ökonomische Entwicklung, einschließ-
lich der damit verbundenen Haushaltsentscheidun-
gen, in der Hand der Ministerien und der Servicios 
verbleibt.116 
                                                     
116 Vgl. Alvez Catalán (1999), S.52. 
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In Hinblick auf die Ressourcenverantwortung 
muß festgestellt werden, daß der Umfang des Inves-
titionshaushalts regionaler Zuweisung (IDR) gestie-
gen ist, der Entscheidungsspielraum jedoch weiter-
hin sehr eingeschränkt bleibt. Die IDR-Mittel haben 
in den letzten Jahren stetig zugenommen: Wurde 
1994 lediglich über 20,8 Prozent der öffentlichen 
Investitionen regional entschieden, so waren es 
1998 bereits 33,34 Prozent und 1999 44 Prozent. 
Laut Francisco Vidal, dem Subsecretario de Desar-
rollo Regional y Administrativo im Innenministeri-
um der Regierung Lagos, soll der Prozentsatz in den 
kommenden sechs Jahren auf 50 bis 55 Prozent 
steigen. 
Trotzdem kann von finanzieller Autonomie der 
Regionalregierungen nicht gesprochen werden. Den 
Gesamtumfang des FNDR definiert das Finanzmi-
nisterium (Ministerio de Hacienda) ohne Mitspra-
cherecht der Regionen. Die Verteilung der Mittel 
zwischen den Regionen ist durch Gesetz reglemen-
tiert. Die Regionalregierung wählt lediglich die 
Projekte aus, die durch den FNDR finanziert wer-
den. Die Kriterien für die technische Bewertung der 
Projekte, für die der Regionalvertreter des Pla-
nungsministeriums (Secretario Re- 
  
gional Ministerial del Ministerio de Planificación, 
SERPLAC) zuständig ist, werden im Planungsmi-
nisterium festgelegt. Über ein Drittel der Gelder ist 
für bestimmte Bereiche reserviert (provisiones). Für 
das Jahr 2000 umfaßt der Haushalt des FNDR bei-
spielsweise 141.472 Mio. Pesos, wovon 52.198 
Mio. Pesos für solche provisiones vorgesehen 
sind.117 89.274 Mio. Pesos bleiben für Investitionen 
in anderen Bereichen disponibel.  
Die Modalität ISAR betrifft Investitionsprogramme 
und -projekte unter der Verantwortung eines Minis-
teriums oder seiner Förderinstitutionen, die auf-
grund ihres spezifisch regionalen Charakters in der 
Region entschieden werden (z.B. Wegebau und das 
Programm zur Verbesserung der Wohnsituation 
Chile Barrio). In der Praxis behält allerdings das 
jeweilige Ministerium umfangreiche Kontrollmög-
lichkeiten über die Ausgaben. ISAR hat in den letz-
ten Jahren an Bedeutung verloren, vor allem durch 
die Einführung der Convenios de Programación. 
Durch diese Abkommen können die Regionalregie-
rungen an der Entscheidung über sektorale Investi-
tionen partizipieren und Maßnahmen für einen Zeit-
raum von bis zu fünf Jahren planen. Die Convenios 
de Programación reduzieren andererseits aber auch 
den Handlungsspielraum der Regionalregierung, 
indem immer mehr Mittel des regionalen Haushalts 
gebunden werden. Sie sind darüber hinaus von der 
Haushaltsausstattung der beteiligten Ministerien 
abhängig, so daß auch in diesem Fall keine voll-
ständige Planungssicherheit für die Regionen be-
steht. 
Die Provinzebene: Die Provinz hat weder die Auf-
gabe noch die Kompetenz oder Ressourcenverant-
wortung, Inititativen der territorialen ökonomischen 
Entwicklung auf den Weg zu bringen, aber sie 
                                                     
117 Beispiele: Provisión für ländliche Elektrifizierung oder für 
Infrastruktur im Bildungssektor. Vgl. hierzu Ministerio de 
Hacienda (1999b), S. 80.  
Abbildung 8: Zusammensetzung der regionalen Investitionsentscheidungen (1999) 
 in Mio. Pesos in Prozent 
FNDR 141.340 40,69 
ISAR 76.671 22,07 
IRAL 20.826 6,00 
Convenios de Programación 77.243 22,24 
Andere 31.306 9,01 
IDR 347.387 100,00 
Quelle: Martelli / Valenzuela (1999) 
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könnte als Koordinatorin der Politikentwürfe der 
Kommunen fungieren. Im Moment hängt es vom 
politischen Willen und der Eigeninitative des Gou-
verneurs ab, ob die Provinzebene in diesem Bereich 
etwas beiträgt. Der CESPRO wurde von den Ge-
sprächspartnern mehrmals als ein potentiell wichti-
ges Gremium für die interkommunale wirtschaftli-
che Entwicklung genannt, aber in den meisten Pro-
vinzen funktioniert er nicht entsprechend. 
Die kommunale Ebene: Im Prozeß der Dezentrali-
sierung wurden wichtige Aufgaben an die Kommu-
nen delegiert, insbesondere in den Bereichen Bil-
dung, Basisgesundheit und Sozialhilfe, aber auch in 
Fragen der Verkehrsinfrastruktur und des Touris-
mus. Hierfür erhalten sie Transfers des Zentralstaa-
tes, die an der regionalen Ebene vorbei direkt von 
der nationalen Ebene an die Kommunen fließen. 
Dabei ist die Kompetenzverteilung zwischen 
Kommunen, Ministerien und anderen öffentlichen 
Stellen häufig nicht scharf definiert.118 Eindeutige 
Kompetenzen haben die Kommunen, um Projekte 
für die verschiedenen auf Wettbewerbsbasis verge-
benen Fonds in allen Politikbereichen zu entwi-
ckeln. In Hinblick auf das Hervorbringen einer in-
tegrierten und strategischen Politik erschöpfen sich 
die Kompetenzen der Kommune allerdings in der 
Ausarbeitung des Kommunalen Entwicklungsplans 
(Plan de Desarrollo Comunal, PLADECO), der in 
der Praxis bislang wenig Relevanz hat. 
Betrachten wir die Ressourcenverantwortung, so 
muß darauf hingewiesen werden, daß die Transfers 
des Zentralstaats überwiegend stark konditioniert 
sind und den Kommunen wenig Entscheidungsmög-
lichkeiten lassen. Bei der Vergabe der Mittel aus 
Ministeriumshaushalten im Rahmen der Modalität 
IRAL ist dieser Spielraum wesentlich größer, hier 
können lokale Entwicklungsprioritäten berücksich-
tigt werden. Darüber hinaus haben die Kommunen, 
im Unterschied zu den Regionen, eigene Einnah-
men, über die sie frei verfügen können, und erhalten 
Mittel aus dem Kommunalen Ausgleichsfonds 
(FCM). 
                                                     
118 Vgl. Sassenfeld (1999b), S. 59. 
Eine wichtige Quelle zusätzlicher Ressourcen für 
lokale Entwicklungsprojekte sind die verschiedenen 
auf Wettbewerbsbasis vergebenen Fonds. Die Wett-
bewerbsvergabe setzt Anreize für eine hohe techni-
sche Qualität der Projekte, aber sie birgt auch die 
Gefahr, daß die Ausarbeitung der Projekte sich an 
dem Angebot von Mitteln für bestimmte Bereiche 
orientiert, statt lokale Bedürfnisse und Entwick-
lungspotentiale in den Mittelpunkt zu stellen und 
stringente lokale Politiken zu verwirklichen. Dar-
über hinaus privilegiert das Wettbewerbssystem die 
finanziell besser gestellten Kommunen, die erfahre-
ne Consultants für den Entwurf der Projekte unter 
Vertrag nehmen können. Die Notwendigkeit, exter-
ne Unterstützung für die Projektformulierung in 
Anspruch zu nehmen, resultiert allerdings auch aus 
der großen Zahl der Fonds mit ihren unterschiedli-
chen Anforderungen und Bewerbungsformalitäten.  
Mangel an Anreizen für Standortpolitik 
Regionale Ebene: Die Rolle der Regionalregierung 
hat sich in den ersten Jahren ihrer Existenz ent-
scheidend verändert: 1998 wurde die regionale 
Standortpolitik erstmals als eine Aufgabe der Regi-
onalregierung definiert. Die Regionalverfassung 
(Ley Orgánica Constitucional sobre Gobierno y 
Administración Regional, Art.18) schreibt den Re-
gionalregierungen verschiedene Funktionen in der 
Standortpolitik zu:  
– zur Formulierung nationaler Politiken der Wirt-
schaftsförderung beizutragen,  
– technische Unterstützung zu leisten und die 
berufliche Qualifizierung zu verbessern,  




– wissenschaftliche und technologische For-
schung zu unterstützen sowie 
– den Tourismus zu fördern.  
Seit 1998 werden auch Projekte der Wirtschaftsent-
wicklung über den FNDR realisiert, der vorher fast 
ausschließlich für Investitionen in den Bereichen 
Infrastruktur und soziale Entwicklung eingesetzt 
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wurde. Es wurde ein Mindestsatz für den Bereich 
der Wirtschaftsförderung in Höhe von 2 Prozent des 
FNDR festgelegt. Dies führte dazu, daß die Wirt-
schaftsförderung in das Spektrum möglicher Projek-
te aufgenommen wurde, und trug damit zu einem 
Bewußtseinswandel auf regionaler Ebene bei. Fak-
tisch wurden im Jahr 1998 5,2 Prozent des FNDR in 
den Bereich der Wirtschaftsförderung investiert, mit 
steigender Tendenz: Für das Jahr 2000 plant die 
Regionalregierung von Bío-Bío die Allokation von 
8 Prozent des FNDR in diesen Bereich. 
Trotz dieser Tendenzen bleibt die Rolle der Regio-
nalregierung in der Standortpolitik begrenzt. Ein 
grundsätzliches Problem liegt in der bestehenden 
Anreizstruktur. Für die sektoralen Institutionen ist 
es häufig naheliegender, ihre Machtanteile zu ver-
teidigen, als auf eine bessere Koordination ihrer 
Ausgabenentscheidungen zu setzen. Die Regionen 
ihrerseits profitieren nicht vom unternehmerischen 
Erfolg auf ihrem Gebiet, da sie keine Einkünfte aus 
Unternehmensaktivitäten erhalten. Im Ergebnis 
existieren nur wenige ökonomische Anreize für eine 
regionale Standortpolitik. Die Schaffung eigener 
Einnahmen wäre in diesem Zusammenhang ein 
sinnvolles Mittel. Dabei muß allerdings berücksich-
tigt werden, daß das Entwicklungsniveau der Regi-
onen sehr heterogen ist. Ein System der eigenen 
Einnahmen ohne Kompensationsmechanismen wür-
de die Investitions- und Wachstumschancen der 
ärmsten Regionen verringern. Außerdem weisen 
viele Institutionen auf der regionalen Ebene immer 
noch ein unzureichendes Bewußtsein für Wirt-
schaftsentwicklung auf. Die Verbreitung dieses 
Themas und das Angebot der spezifischen Qualifi-
zierung in diesem Bereich ist eine wichtige Heraus-
forderung, die von der zentralstaatlichen Ebene 
wahrgenommen werden sollte, beispielsweise durch 
das Subsekretariat für regionale und Verwaltungs-
entwicklung im Innenministerium (SUBDERE). 
Kommunale Ebene: Die Kommunen können eine 
wichtige Rolle für die territoriale wirtschaftliche 
Entwicklung spielen, vor allem durch die Verbreite-
rung und Vertiefung der strategischen Planung 
(PLADECOs), durch die gewissenhafte Durchfüh-
rung der Raumordnung (Planos Reguladores) und 
durch die Formulierung von Projekten. Trotzdem 
verstehen sich viele Kommunen nicht als wichtige 
Akteure in der lokalen Wirtschaftsentwicklung. In 
einigen Fällen überrascht der Mangel an Informati-
onen über die lokalen unternehmerischen Aktivitä-
ten und der Mangel an Visionen für die kommunale 
Entwicklung. Die Einnahmen der Kommunen aus 
den wirtschaftlichen Aktivitäten in ihrem Verwal-
tungsgebiet reichen in den meisten Fällen offen-
sichtlich nicht aus, um als echte Anreize für stand-
ortpolitische Initiativen zu wirken. Darüber hinaus 
sind diese Anreize wenig spezifisch, da die Grund-
steuern und Gewerbelizenzen nicht mit dem produ-
zierten Mehrwert in Beziehung stehen. Eine Steuer-
reform in diesem Sinne könnte zusätzliche Anreize 
für eine Entwicklung schaffen, die sich am Konzept 
des Qualitätswettbewerbs orientiert. 
4.2.2 Dezentralisierung und interne 
Reformen der Servicios 
Die Servicios haben in den letzten Jahren weitrei-
chende Reformen in Richtung auf eine stärkere Re-
gionalisierung ihrer institutionellen Strukturen, die 
Dezentralisierung von Aufgaben, Kompetenzen und 
teilweise auch Ressourcen sowie eine stärkere Ziel-
gruppenorientierung durchgeführt. Nur in einigen 
wenigen Servicios ist es allerdings auch zu einer 
Abkehr von sektoralen Ansätzen hin zu einer territo-
rialen, integrierenden Orientierung gekommen. 
Viele Reformbemühungen zielten vor allem auf eine 
Regionalisierung und Dezentralisierung der insti-
tutionellen Strukturen der Servicios ab. Den regio-
nalen Direktionen wurden Aufgaben und Kompe-
tenzen übertragen, teilweise wurde ihnen sogar Res-
sourcenverantwortlichkeit in Form eigener Haushal-
te abgetreten (FOSIS, SERCOTEC, auch CORFO 
verfügt zum Teil schon über regionale Haushalte 
und wird im Jahr 2000 die Mittelvergabe noch wei-
ter dezentralisieren). Für die Regionaldirektionen 
der meisten Servicios bleibt der Spielraum aller-
dings immer noch deutlich eingeschränkt, die Re-
formen blieben punktuell. So werden z.B. beim 
Nationalen Ausbildungs- und Beschäftigungsdienst 
SENCE nach wie vor sämtliche Projekte und Res-
sourcenallokationen auf nationaler Ebene beschlos-
sen. Für alle Servicios gilt weiterhin, daß aus-
schließlich die nationalen Büros in Santiago die 
strategischen Leitlinien, die Haushalte für die ein-
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zelnen Programme und die Kriterien der Projekt-
auswahl festlegen.  
Eine der wichtigsten Forderungen des modernen 
Verwaltungsmanagements ist die Kunden- bzw. 
Zielgruppennähe. Auch eine an der Entwicklung 
von lokalen und regionalen Standorten ausgerichtete 
Politik muß sich an den Bedürfnissen und Voraus-
setzungen ihrer jeweiligen Zielgruppe orientieren; 
nur die betroffene Bevölkerung verfügt über das 
detaillierte Wissen über die Probleme und Potentiale 
einer Region, auf welches die Institutionen der 
Standortförderung angewiesen sind. Darüber hinaus 
sind sie die eigentlichen Akteure jeder sozialen und 
wirtschaftlichen Standortentwicklung. Zur Verbes-
serung der Integration der Zielgruppen in ihre Pro-
jekte haben einige Servicios Reformideen umgesetzt 
wie etwa die Schaffung von Gremien und internen 
Teams zur besseren Koordination zwischen öffentli-
chen und privaten Akteuren (z.B. CORFO), die 
Einrichtung von sogenannten ventanillas únicas 
(einer Art one-stop-agencies) (SERCOTEC, 
FOSIS), bis zum Aufbau von Internet-Informations-
systemen (SENCE, SERCOTEC). Einige Institu-
tionen setzen auch bereits partizipative Planungs-
methoden ein und beteiligen die Betroffenen an der 
Projektdurchführung (z.B. FOSIS). 
Diese Ansätze zeigen, daß das Bewußtsein für die 
Notwendigkeit einer Einbeziehung der Zielgruppen 
sowie einer besseren Fokussierung der vorhandenen 
Instrumente auf die Bedürfnisse dieser Zielgruppen 
durchaus vorhanden ist; aber es scheint, daß die 
immer noch vorherrschenden vertikalen und sekt-
oralen Organisationsstrukturen der Servicios einer 
rascheren Umsetzung dieser Erkenntnisse im Wege 
stehen. 
4.2.3 Die Modernisierung der 
Verwaltung 
Damit die chilenischen öffentlichen Institutionen 
den durch die Dezentralisierung und die neuen Poli-
tiken der Standortförderung entstehenden Her-
ausforderungen gewachsen sind, ist eine Moder-
nisierung der Verwaltungsapparate und die Aus- 
und Fortbildung ihrer Mitarbeiter unerläßlich. 
Die Regierungen Aylwin und Frei haben in dieser 
Hinsicht in den letzten Jahren bereits wichtige Re-
formen angestoßen, insbesondere mit der Schaffung 
der Regionalregierungen. Aber auch in den beste-
henden Institutionen hat sich vieles getan: So wur-
den die Servicios regionalisiert und Kompetenzen 
dekonzentriert, es wurden neue Kontroll- und Eva-
luierungsmechanismen eingeführt und die Instru-
mente der Projektimplementation modernisiert. Es 
bleiben aber beträchtliche Herausforderungen zu 
bewältigen, vor allem (1) im Bereich der internen 
und externen Kommunikation und Informations-
weitergabe, (2) im Bereich der bürokratischen 
Effizienz sowie (3) im Bereich des Verwaltungs-
managements. 
(1) Kommunikationsprobleme sind ein zentrales 
Problem in der chilenischen Institutionenlandschaft 
– die Kommunikations- und Informationsflüsse 
sowohl zwischen den öffentlichen Institutionen und 
ihren Kunden, als auch zwischen verschiedenen 
Institutionen oder sogar innerhalb derselben sind 
häufig gestört. Eines der augenfälligsten Beispiele 
ist die mangelnde Informationslage im Hinblick auf 
die in einer Kommune oder Region angesiedelten 
Unternehmen und deren geschäftliche Aktivitäten. 
Obwohl Unternehmensdatenbanken durchaus vor-
handen sind, befindet sich die Information häufig 
nicht in den Händen der lokalen Entscheidungsträ-
ger. In manchen Fällen sind nicht einmal die für die 
lokale Planung zuständigen Stellen wie die Kom-
munalen Sekretäre für Planung und Koordination 
(SECPLAC), über die Zahl der in ihrer Gemeinde 
ansässigen Unternehmen informiert. Information 
wird nicht weitergegeben aus Unkenntnis über die 
Informationsnachfrage, aus Mangel an funktionie-
renden Kommunikationswegen oder auch aus 
machtpolitischen Erwägungen. In einigen Fällen hat 
dies dazu geführt, daß verschiedene Stellen (Kam-
mern, Unternehmensverbände, Regionalregierun-
gen) parallel mit der Sammlung derselben Daten 
befaßt sind. 
Auch bei den Zielgruppen kommen wichtige Infor-
mationen häufig nicht an. So erfahren die Kommu-
nen von Projekten der staatlichen Sektor-
institutionen (z.B. des Bauministeriums oder von 
SENCE) manchmal erst, wenn die Maßnahmen 
schon begonnen haben oder die Antragsfristen be-
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reits abgelaufen sind. Hier mangelt es den relevan-
ten Ministerien und Servicios eindeutig an Kunden-
orientierung. Ein weiteres Problem ist die große 
Zahl von Förderangeboten an die Kommunen im 
Bereich der Standortförderung. Vor allem die armen 
Kommunen haben oft keinen Überblick über die 
verschiedenen Töpfe und Programme, die ihnen 
theoretisch zur Verfügung stünden. Es fehlen Mitt-
lerinstitutionen, die den Gemeinden und anderen 
Zielgruppen die benötigte Information weiterleiten 
und sie bei der Beantragung von Fonds oder Projek-
ten unterstützen. Auch die Vereinfachung der An-
tragsformalitäten wäre eine wichtige Aufgabe, um 
insbesondere den kleineren Kommunen den Zugang 
zu den auf Wettbewerbsbasis vergebenen Fonds 
(fondos concursables) zu erleichtern. 
(2) Das zweite wichtige Problem ist das der man-
gelnden Effizienz von Verwaltungsleistungen. Ver-
fahren wie die Lizensierung von Gewerbebetrieben, 
die Erstellung von Umweltgutachten oder die For-
malisierung informeller Unternehmen sind immer 
noch zu aufwendig und langwierig. Ein Beispiel, 
welches die Bedeutung dieses Problems für die 
Standortpolitik deutlich macht, ist der Aufbau eines 
Gewerbeparks in Alto Hospicio, einer Siedlung in 
der Gemeinde Iquique (Region Tarapacá): Hier wird 
eine private Initiative der Ansiedlung von Kleinst- 
und Kleinunternehmen (KKU),119 für die bereits 
Investitionszusagen vorliegen, durch umständliche 
bürokratische Verfahren erheblich verzögert: Da ein 
aktualisierter Raumordnungsplan der Kommune 
fehlt und das für den Verkauf öffentlicher 
Grundstücke zuständige Ministerium für nationales 
Eigentum (Bienes Nacionales) bislang nicht zu einer 
Entscheidung gekommen ist, zieht sich das Projekt 
bereits über drei Jahre hin. Mittlerweile ist die Ko-
ordination von Projekten der Gewerbeansiedlung 
auf die Regionalbüros von CORFO übertragen wor-
den, wovon man sich eine Beschleunigung und Fle-
xibilisierung der Verfahren verspricht. 
Ein zusätzliches Problem im Zusammenhang mit 
der Effizienz ist der Mangel an Durchsetzungsfä-
                                                     
119 Träger ist der Verband von Kleinindustriellen und Hand-
werkern von Iquique (AGPIA), der bereits zwei Gewerbe-
parks unterhält.  
higkeit der öffentlichen Institutionen gerade in für 
die regionale und lokale Standortentwicklung rele-
vanten Bereichen wie etwa dem Umwelt- und Res-
sourcenschutz. Hier fehlt es einerseits an gesetzlich 
geregelten Sanktionsmöglichkeiten, wie etwa aus-
reichend hohen Bußgeldern oder anderen wirksa-
men Strafen für Umweltverschmutzung, und ande-
rerseits an Geld und Technologie. So kann z.B. die 
für den Fischereibereich zuständige staatliche Auf-
sichtsbehörde SERNAPESCA die Einhaltung der 
Fangquoten und die Beachtung der zugewiesenen 
Fischereizonen nicht wirksam überwachen, da es ihr 
hierfür an Personal und Schiffen fehlt. Überfischung 
sowie ständige Konflikte zwischen industrieller und 
Kleinfischerei sind die Folge. Auch eine effektive 
Begrenzung industrieller Emissionen durch kom-
munale Aufsichtsbeamte ist in der Praxis kaum zu 
gewährleisten, da Personal und technische Kompe-
tenzen nicht vorhanden sind und zudem die Bußgel-
der zu niedrig sind, um einen echten Anreiz für die 
Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen zu 
schaffen. Probleme wie Überfischung und Umwelt-
verschmutzung verhindern aber in den betroffenen 
Regionen eine Entwicklung der endogenen Potentia-
le, da sie Kleinfischern, Bauern und Kleinunter-
nehmern Möglichkeiten der Einkommenserwirt-
schaftung nehmen. 
(3) Das dritte für die Standortentwicklung bedeut-
same Thema ist das Verwaltungsmanagement. 
Hier lassen sich zwei wichtige Bereiche identifizie-
ren, an denen zukünftige Reformbemühungen an-
setzen müssen: Erstens der Übergang von der büro-
kratischen Regel- zur Ergebnissteuerung und zwei-
tens die Etablierung von Systemen, die  
output-orientierte Evaluationen und institutionelles 
Lernen ermöglichen. 
Die Ergebnissteuerung ist eines der Hauptthemen 
des New Public Management. Chile hat im Bereich 
der Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung be-
reits Erfahrung mit der output-orientierten Pro-
jektsteuerung. So werden bei FOSIS und CORFO 
Projekte über (private oder öffentliche) Durchfüh-
rungsorganisationen realisiert, mit denen Leistungs-
vereinbarungen getroffen werden. Die outcome-
orientierte Steuerung, bei der die gesellschaftlichen 
Wirkungen von Maßnahmen zum zentralen Erfolgs-
kriterium werden, steht jedoch noch in den Anfän-
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gen. In den meisten Fällen enthalten die eingesetz-
ten Steuerungsmechanismen keine Wirkungskom-
ponente, von einer integrativen Betrachtung der 
territorialen Projektwirkungen ganz zu schweigen. 
Dazu fehlen schon die Voraussetzungen in Form 
von Methoden der Wirkungsanalyse einerseits so-
wie einer Integration sämtlicher Projekte und Pro-
gramme – und insbesondere der kommunalen Poli-
tiken – in eine umfassende territoriale Entwick-
lungsstrategie andererseits. 
Da output- und wirkungsorientierte Evaluationsme-
thoden für eine ergebnisorientierte Steuerung un-
verzichtbar sind, ist die Entwicklung solcher Me-
thoden eines der zentralen Themen in der aktuellen 
Debatte über Verwaltungsmodernisierung in Chile. 
Die meisten öffentlichen Institutionen verfügen über 
Methoden der ex-ante Evaluation, aber nur wenige 
führen auch systematische ex-post Evaluationen 
durch. Letztere beschränken sich obendrein zumeist 
auf die Bewertung nach internen Effizienzkriterien. 
Nur sehr wenige Institutionen setzen bereits Metho-
den der Wirkungsanalyse ein. Dabei handelt es sich 
zumeist um Institutionen, die im Bereich der 
Kleinstgewerbeförderung tätig sind, wie FOSIS, 
INDAP und die Nationale Umweltkommission 
(CONAMA). Einige Servicios arbeiten zur Zeit an 
der Einführung neuer Evaluationsinstrumente, so 
z.B. CORFO für seinen Technischen Unterstüt-
zungsfonds (Fondo de Asistencia Técnica, FAT) 
und den Fonds für technologische Innovation (Fon-
do de Innovación Técnica, FONTEC). 
Ein weiteres Managementproblem der öffentlichen 
Institutionen ist der Mangel an etablierten Mecha-
nismen des institutionellen Lernens. Nur wenige 
Servicios haben bis jetzt damit begonnen, solche 
Mechanismen zu entwickeln. Hier sind insbesonde-
re SERCOTEC und FOSIS hervorzuheben. Moti-
viert durch die Reformen der internen Regionalisie-
rung und mit Unterstützung durch die deutsche EZ 
haben beide Institutionen in jüngerer Zeit Systeme 
institutionellen Lernens entwickelt. Diese beruhen 
auf regelmäßiger Auswertung und systematischer 
Verbreitung von Innovationen, dem verstärkten 
Einsatz von Fortbildungsmaßnahmen und partizipa-
tiven Lernmethoden sowie dem Aufbau horizontaler 
(internetgestützter) Kommunikationsnetze, über 
welche Erfahrungen zwischen den Abteilungen und 
Regionalbüros weitergegeben bzw. abgerufen wer-
den können.  
Unabhängig von diesen punktuellen Ansätzen ist 
jedoch nach wie vor ein deutlicher Mangel an Lern-
fähigkeit der Institutionen auf allen Ebenen des 
chilenischen Systems zu konstatieren. Dieser Be-
fund steht vermeintlich in Widerspruch zur offen-
sichtlich großen Reformbereitschaft in der öffentli-
chen Verwaltung Chiles. Es wird aber noch zu we-
nig gewährleistet, daß Informationen und Innovati-
onen systematisch evaluiert und verbreitet werden. 
Dieses Defizit wird durch die ministerialbürokrati-
sche Versäulung der chilenischen Verwaltung be-
günstigt und zusätzlich durch die gängige und gera-
de wieder aktuelle Praxis verschärft, bei Regie-
rungswechseln die Leitungsebenen der betroffenen 
Verwaltungen komplett auszutauschen, wobei In-
formationen häufig aus politischen oder persönli-
chen Erwägungen nicht an Kollegen und Nachfolger 
weitergereicht werden. Besonders eklatant ist dieser 
Mangel jedoch auf der Ebene der seit ca. vier Jahren 
funktionsfähigen Regionalregierungen, die für ihre 
Aufgaben erst noch Instrumente und Routinen ent-
wickeln müssen. Hier fehlen Kommunikations- und 
Lernnetze, mittels welcher die vielfältigen Initiati-
ven und Lösungsansätze ausgetauscht und die Er-
gebnisse der zahllosen Pilotprojekte einer größeren 
Zahl von Akteuren zugänglich gemacht werden 
können. 
Manche der geschilderten bürokratischen Probleme 
auf regionaler und kommunaler Ebene sind sicher-
lich eine Folge der großen Dynamik der chileni-
schen Reformen in den letzten Jahren. Vor allem die 
neu geschaffenen Regionalregierungen, aber auch 
die Servicios und Kommunen, müssen mit vielfälti-
gen neuen Aufgaben zurechtkommen. Gerade in den 
älteren nationalen Institutionen fehlt es zudem aber 
an verwaltungstechnischer Effizienz. Die Verbesse-
rung der Verwaltungsstrukturen und -prozesse bleibt 
auf jeden Fall eine zentrale Herausforderung für 
neue wie alte Institutionen und eine Voraussetzung 
für eine weitere Dynamisierung der regionalen und 
kommunalen Entwicklung in Chile. 
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4.3 Planung, Koordination und 
Kooperation 
Dieses Kapitel gibt Aufschluß über den Stand und 
die Defizite der regionalen und lokalen Standortpo-
litik in Chile in den Bereichen Planung, Koordinati-
on und Kooperation. 
4.3.1 Planung 
Strategische Planung im Sinne einer indirekten, 
marktkonformen Steuerung des Strukturwandels ist, 
wie unter 2.2.2 geschildert, eine der zentralen Vor-
aussetzungen, um Standortpolitik als Qualitätswett-
bewerb zu betreiben. Es gibt in Chile inzwischen 
einige Instrumente der strategischen Planung auf 
regionaler, provinzieller und kommunaler Ebene. 
Allerdings bestehen noch Defizite in ihrer Ausarbei-
tung und Umsetzung. Auch in einigen Ministerien 
und Servicios wird strategische Planung betrieben. 
Sie ist jedoch noch unzureichend an regionale oder 
lokale Gesamtstrategien angepaßt. 
Folgende Defizite fallen bei der strategischen Pla-
nung der territorialen Akteure (Regionen, Provin-
zen und Kommunen) ins Auge:  
– Die Verbindung zwischen Planung und öffent-
lichen Ressourcenentscheidungen ist schwach. 
Dies liegt in erster Linie an der Trennung zwi-
schen jenen Akteuren, die strategische Planung 
betreiben, und jenen, die über die Ressourcen 
entscheiden.  
– Das sektorale und zentralisierte Finanzierungs-
system der auf Wettbewerbsbasis vergebenen 
Fonds erschwert die Umsetzung einer integrier-
ten strategischen Planung. 
– Die Verbreitung und Leitbildwirkung der Pläne 
und Strategien ist gering.  
– Strategische Planung findet nicht flächen-
deckend statt und ist kein iterativer und anpas-
sungsfähiger Prozeß.  
– Die Partizipation des öffentlichen Sektors, der 
Privatwirtschaft, der Zivilgesellschaft und der 
akademischen Welt ist nicht ausreichend und 
wird von den Beteiligten als unbefriedigend 
empfunden. 
– Die Ergebnisse der Planung sind oft wenig 
konkret und erschöpfen sich in allgemeinen 
Aussagen. 
Auf regionaler Ebene existieren vor allem zwei 
strategische Steuerungsinstrumente: (1) die regiona-
le Entwicklungsstrategie (Estrategia Regional de 
Desarrollo) und (2) das regionale Forum für Wirt-
schaftsentwicklung (Foro Regional de Desarrollo 
Productivo), das vom jeweiligen SEREMI des Wirt-
schaftsministeriums koordiniert wird.  
(1) Die regionale Entwicklungsstrategie ist das 
zentrale Planungsinstrument der Regionalregierung. 
Sie ist in der Regionalverfassung verankert. Es be-
steht aber nur eine schwache Verbindung zwischen 
Planung und öffentlichen Ressourcenentscheidun-
gen: Zum einen nehmen nicht alle wichtigen Akteu-
re mit Ressourcenverantwortung an der Ausarbei-
tung der Strategien teil. Sie sind deshalb häufig 
wenig motiviert, die Kompromisse einzuhalten. 
Zum anderen orientieren sich die vielen verschiede-
nen Fonds mit eigenen Vergabekriterien nicht an der 
Regionalen Entwicklungsstrategie. Oft geschieht 
eher das Gegenteil: Die strategische Planung be-
rücksichtigt das segmentierte Finanzierungssystem 
und bleibt sehr allgemein, um der Region nicht den 
Zugang zu den Finanzierungsquellen zu verbauen. 
Damit ist ihr Hauptzweck, strategische Entwick-
lungslinien zu definieren, nicht erfüllt. 
Die Erfahrung aus den Interviews zeigt, daß die 
regionale Entwicklungsstrategie wenig bekannt und 
ihre Leitbildwirkung für die sektorale und kommu-
nale Investitionsplanung gering ist. Sowohl in Tara-
pacá als auch in Bío-Bío, wo die Planung auf fünf 
Jahre ausgelegt ist, wurde die Entwicklungsstrategie 
nicht rechtzeitig überarbeitet, um eine lückenlose 
Aktualisierung zu gewährleisten. Von den beiden 
Regionen hat nur Bío-Bío erreicht, daß ein breiterer 
Kreis von Akteuren an der Ausarbeitung der Ent-
wicklungsstrategie mitarbeitet. Allerdings waren die 
befragten Vertreter des privaten Sektors, der Wis-
senschaft und der Zivilgesellschaft mit den Ergeb-
nissen der strategischen Planung nicht zufrieden, 
weil der Bezug zwischen ihrer Mitwirkung und den 
Resultaten für sie nicht deutlich wurde. 
58 Christian von Haldenwang et al. 
 
(2) Das Wirtschaftsministerium hat unter der Regie-
rung Frei mit den regionalen Foren für Wirt-
schaftsentwicklung (Foros Regionales de Desar-
rollo Productivo) eine Initiative gestartet, die unter 
breiter Partizipation Leitlinien für die Standortpoli-
tik festlegen soll. Die Foren stoßen in der Privat-
wirtschaft, Zivilgesellschaft und der akademischen 
Welt aber auf Kritik: Es sind keine großen Spiel-
räume für Beteiligung gegeben, weil die strategische 
Planung keine Ressourcenentscheidungen im öffent-
lichen Sektor nach sich zieht. Die Beteiligung führt 
letztlich nur zu einem Meinungsaustausch. Außer-
dem werden die Foren nicht kontinuierlich weiter-
geführt. Zusätzlich hat die Krise von 1998 dazu 
geführt, daß die strategische Planung zugunsten 
kurzfristiger Lösungen von drängenden Problemen 
zurückgestellt wurde. 
Auf Provinzebene ist der CESPRO zu erwähnen, 
ein öffentlich-privates Komitee, das als partizipati-
ves Koordinations- und Planungsinstrument des 
Gouverneurs dienen soll und ebenfalls gesetzlich 
verankert ist (Ley 19.175). Dieses Komitee spielt in 
den meisten Provinzen bisher allerdings eine sehr 
unbedeutende Rolle, weil auch in diesem Fall der 
Einfluß auf politische und Ressourcenentscheidun-
gen äußerst gering ist. Das Funktionieren des 
CESPRO hängt im übrigen stark vom Engagement 
des Gouverneurs ab. 
Auf kommunaler Ebene gibt es den Kommunalen 
Entwicklungsplan (PLADECO), der als zentrales 
strategisches Planungsinstrument fungiert. Hinzu 
kommen in verschiedenen Kommunen Einrichtun-
gen wie das lokale Komitee zur Wirtschaftsförde-
rung (Comité Local de Fomento Productivo), der 
Wirtschafts- und Sozialrat der Kommune (Consejo 
Económico y Social Comunal, CESCO) und lokale 
Entwicklungsgesellschaften (Agencias de Desarrol-
lo Local). Dabei handelt es sich um öffentlich-
private Gremien zur Überwachung, Planung und 
Koordination von Projekten, Programmen und Poli-
tiken. 
Der PLADECO sollte laut Kommunalverfassung in 
allen Gemeinden existieren und mindestens auf vier 
Jahre ausgelegt sein. Viele Kommunen verfügen 
aber noch nicht über einen Kommunalen Entwick-
lungsplan. In Bío-Bío wurde zwischen der Regio-
nalregierung und dem Ministerium für Wohnungs-
wesen und Stadtentwicklung ein Convenio de Pro-
gramación geschlossen, welches die flächendecken-
de Erstellung von PLADECOs zum Ziel hat. Bis-
lang gilt jedoch für beide besuchten Regionen, daß 
der PLADECO (dort, wo er existiert) oft keine Leit-
bilder der wirtschaftlichen Entwicklung enthält. Er 
konzentriert sich stärker auf die von den Gemeinden 
vordringlich wahrgenommenen Aufgaben in der 
Verwaltung und Sozialpolitik. Außerdem wird die 
Umsetzung der Planung, ähnlich wie bei der Regio-
nalen Entwicklungsstrategie, durch das segmentierte 
Finanzierungssystem der Gemeinden erschwert. 
Jenseits der kommunalen Eigenmittel kann nur fi-
nanziert werden, was den Förderrichtlinien der sekt-
oralen Fonds und Servicios entspricht. Schließlich 
sind bei der partizipativen Ausarbeitung der kom-
munalen Entwicklungspläne Defizite festzustellen. 
Nicht immer werden die Bürger einer Gemeinde 
konsultiert. Gerade in kleineren Kommunen kommt 
es vor, daß ein Consulting-Unternehmen den 
PLADECO ohne Beteiligung der Kommunalregie-
rung selbst ausarbeitet. Die Folge davon ist zwar die 
Erfüllung der gesetzlichen Vorschriften, aber keine 
Neuorientierung, Koordination und Motivation der 
Akteure lokaler Standortpolitik. 
Das lokale Komitee zur Wirtschaftsförderung 
existiert nicht in allen Gemeinden. In Tarapacá 
spielt es in einigen ländlichen Gemeinden eine 
wichtige Rolle bei der Koordination von Projekten 
der Servicios, vor allem im Tourismussektor. In 
Bío-Bío besteht ein derartiges Komitee beispiels-
weise seit 1999 in der Gemeinde Ranquil, die als 
ärmste Gemeinde Chiles gilt: Es wird angestrebt, 
Projekte zur Förderung der Landwirtschaft über 
dieses Komitee abzustimmen, zu beantragen und 
durchzuführen. 
Der CESCO könnte wegen seines partizipativen 
Charakters eine wichtige Rolle in der strategischen 
Planung einer Gemeinde spielen. Er ist in der 
Kommunalverfassung verankert. Seine Umsetzung 
hängt von der spezifischen Ausgestaltung in der 
Gemeinde ab. In den beiden untersuchten Regionen 
ließ sich jedoch kein Fall beobachten, wo der 
CESCO für die Steuerung des Strukturwandels von 
Bedeutung gewesen wäre. 
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Lokale Entwicklungsgesellschaften (Agencias de 
Desarrollo Local) sind öffentlich-private Einrich-
tungen mit dem Ziel, den Rahmen für lokale oder 
auch interkommunale Standortpolitik abzustecken. 
Beispiele hierfür finden sich in ländlichen Kommu-
nen beider Regionen. Auch in der Stadt Concepción 
existiert eine lokale Entwicklungsgesellschaft (A-
gencia de Desarrollo Urbano), in der neben öffent-
lichen auch private und gesellschaftspolitische Ak-
teure den Bürgermeister beraten und Rahmenbedin-
gungen für die Stadtentwicklung setzen sollen. Die 
Gründung von lokalen Entwicklungsgesellschaften 
wird vom Subsekretariat für regionale und Verwal-
tungsentwicklung (SUBDERE) und teilweise auch 
von der GTZ unterstützt. Die Erfahrungen sind je-
doch noch zu kurzfristig, um Aussagen über Erfolg 
oder Mißerfolg der Entwicklungsgesellschaften zu 
machen. 
Auch in den Ministerien und Servicios gibt es An-
sätze zur strategischen Planung mit territorialer 
Ausrichtung und partizipativen Elementen. So ver-
fügt das Ministerium für öffentliche Bauten z.B. 
über eine auf mehrere Jahre ausgelegte Regionale 
Planungsstrategie (Estrategia de Planificación Re-
gional). FOSIS betreibt mehrjährige Planung im 
Rahmen seines Systems zur Fokussierung von In-
vestitionen auf regionaler wie auch auf kommunaler 
Ebene. Auch SERCOTEC arbeitet dreijährige stra-
tegische Pläne aus. Die Defizite bei der strategi-
schen Planung der Ministerien und Servicios liegen 
weniger in den einzelnen Planungsprozessen selbst 
als in der mangelnden Abstimmung, die aus dem 
sektoralen Ansatz resultiert. Hinzu kommt die zent-
ralistische Ausrichtung vieler sektoraler Akteure, 
was dazu führt, daß Ansätze von einem Wirtschafts-
raum auf den anderen übertragen werden, ohne sie 
an die spezifischen Gegebenheiten anzupassen. 
Raumordnung 
Die Bedeutung der Raumordnung kann in Chile zur 
Zeit kaum überschätzt werden. Der Bedarf ist groß, 
konnte aber bisher von seiten des Staates nicht aus-
reichend gedeckt werden. Dies führt zu erhöhten 
Kosten für die Unternehmer wie auch den Staat und 
erschwert eine ökologisch nachhaltige Entwicklung. 
Ein wesentlicher Grund für die Defizite in der 
Raumordnung liegt in der Verteilung der Zustän-
digkeiten auf viele verschiedene Institutionen, die 
sich untereinander nur unzureichend koordinieren 
(s. Kasten 2). 
Verbesserungen in der Raumordnung sind nicht nur 
eine Forderung öffentlicher Akteure: In beiden Re-
gionen hat sich gezeigt, daß gerade bei den Unter-
nehmern die Nachfrage nach Raumordnung groß ist. 
Vor allem auf Gemeindeebene ist die Einteilung der 
Flächen durch die kommunalen Raumordnungsplä-
ne (Planes Reguladores Comunales) mangelhaft. In 
vielen Gemeinden existieren solche Pläne gar nicht. 
Andernorts sind sie veraltet oder decken nur den 
städtischen Teil der Gemeindefläche ab, ohne länd-
liche Gebiete zu berücksichtigen. Auch interkom-
munale Raumordnungspläne (Planes Reguladores 
Intercomunales), d.h. Pläne für städtische Gebiete 
mit mehr als einer Gemeinde, weisen Probleme in 
der Umsetzung auf, die auf unzureichende Abstim-
mung der verschiedenen Akteure zurückzuführen 
sind. So ist zum Beispiel der Raumordnungsplan für 
Concepción noch nicht verabschiedet, obwohl er 
schon 1994 ausgearbeitet wurde. Dies ist unter an-
derem auch auf die geringe Partizipation der Kom-
munen in der Ausarbeitung und den sich nachträg-
lich ergebenden Abstimmungsbedarf zu-
rückzuführen. 
Infolge derartiger Defizite werden private Investiti-
onen verzögert, auf andere Standorte umgeleitet 
oder gänzlich verhindert. Wenn sie dennoch statt-
finden, zuweilen ohne raumordnerische Grundlage, 
können sich negative Folgen in ökonomischer, sozi-
aler und ökologischer Hinsicht einstellen, die durch 
eine angemessene Planung vermeidbar wären. 
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Regionale und lokale Raumordnung hängt von zahl-
reichen zentralstaatlichen Instanzen ab, die durch 
langsame Bearbeitung die Erstellung und Verab-
schiedung von Raumordnungsplänen verzögern. 
Hinzu kommt gerade in den ärmeren Kommunen 
das Problem fehlender technischer Kapazitäten und 
finanzieller Mittel, um die Pläne zu erstellen. Auch 
dies verzögert den Prozeß und führt in einigen Fäl-
len dazu, daß die Kommunen durch die Unterstüt-
zung des Ministeriums für Wohnungswesen und 
Stadtentwicklung faktisch um ihre Zuständigkeit in 
diesem Gebiet gebracht werden. 
Um diese Defizite zu beheben, bietet es sich an, daß 
die Regionalregierung und die Kommunen als terri-
toriale Akteure eine führende Rolle in der Raum-
ordnung übernehmen. Dies beinhaltet die Erstellung 
und Verabschiedung der Raumordnungspläne sowie 
vor allem auch die Abstimmung mit den umliegen-
den Territorien, den Fachministerien und Behörden. 
Dabei sollten gemäß dem Prinzip der Subsidiarität 
Abstimmungsaufgaben zwischen Gemeinden unter 
Einschluß der Regionalregierung erfolgen. Um die-
ser führenden Rolle gerecht zu werden, müssen den 
territorialen Akteuren sowohl finanzielle Mittel als 
auch die technischen Kapazitäten zur Verfügung 
stehen. Schließlich ist von den anderen sektoralen 
Akteuren, die an der Raumordnung beteiligt sind, 
eine unterstützende Rolle einzufordern, die das Ver-
fahren nicht langwieriger macht, sondern die Raum-
ordnung technisch verbessert und beschleunigt. Um 
diese Koordination zwischen den Akteuren zu er-
möglichen, wäre es dienlich, in der administrativen 
Dezentralisierung voranzuschreiten.  
Auch ist es notwendig, die Raumordungspläne an 
den strategischen Plänen zu orientieren, da Raum-
ordnungspläne operatives Element einer strategi-
schen Planung sind und Orientierung, Motivation 
und Koordination vor allem für private Investitionen 
leisten. Außerdem können sie damit auf einen vor-
hergehenden Konsens zurückgreifen, was gerade für 
die Erarbeitung von interkommunalen Raumord-
nungsplänen wichtig ist.  
Besonders in Bío-Bío werden heute Anstrengungen 
für eine Verbesserung der Raumordnung unter-
nommen. Hierzu wurde, wie erwähnt, zwischen der 
Regionalregierung und dem Ministerium für Woh-
nungswesen und Stadtentwicklung ein Convenio de 
Programación geschlossen, um die Erstellung von 
kommunalen Entwicklungs- und Raumordnungs-
plänen in 35 der 52 Kommunen der Region zu för-
dern und damit zu einer vollständigen regionalen 
Deckung zu kommen. Die frühzeitige Einbeziehung 
Kasten 2: Zuständige Akteure in der Raumordnung 
Den Kommunen obliegt es, den kommunalen Raumordnungsplan zu erstellen. Er muß vom Gemeinderat beschlossen 
werden. Erst mit der Neufassung der Kommunalverfassung von 1999 muß der Plan die ganze Gemeindefläche einschließ-
lich der ländlichen Gebiete umfassen. Die Kommunen haben außerdem ein Vetorecht bei der Verabschiedung der inter-
kommunalen Raumordnungspläne. Sie müssen aber ihre eigenen Raumordnungspläne an den interkommunalen Plänen 
ausrichten, wenn diese einmal verabschiedet sind.  
Das Ministerium für Wohnungswesen und Stadtentwicklung (MINVU) ist sowohl für die technische Überwachung der 
Planes Reguladores zuständig als auch für die Ausarbeitung der Planes Reguladores Intercomunales.  
Die Regionale Umweltkommission (Comisión Regional de Medio Ambiente) führt eine allgemeine Umweltverträglich-
keitsprüfung durch und bestätigt die Übereinstimmung mit den gesetzlichen Umweltschutzbestimmungen.  
Dem Regionalrat (CORE) fällt es zu, die lokalen Raumordnungspläne zu bestätigen. Die Regionalregierung arbeitet Leit-
linien für die Raumordnung in der Region aus und kann ggf. die Erstellung bzw. Aktualisierung der Pläne finanziell un-
terstützen.  
Das Ministerium für öffentliche Bauten befindet über die Verkehrswege- und Infrastrukturplanung.  
Das Landwirtschaftsministerium mit seinen untergeordneteten Behörden (CONAF und SAG) muß bei Veränderungen der 
Landnutzung im ländlichen Raum herangezogen werden. 
Neben diesen Hauptakteuren in der Raumordnung gibt es noch weitere Akteure, die wichtige Kompetenzen innehaben. 
Dazu zählen das Ministerium für öffentliches Eigentum, das Planungsministerium, das Transportministerium, die nationa-
len Behörden für Elektrizität und Brennstoffe, Energie, zivile Luftfahrt sowie Sanitärwesen, das Verteidigungsministeri-
um und die Marine (in Küstenzonen). 
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von Umweltaspekten bei der Erstellung der Pläne in 
Bío-Bío kommt sowohl den Kommunen als auch 
den Investoren zugute, die damit weniger Aufwand 
für die Beurteilung der Umweltverträglichkeit ihrer 
Projekte haben. Auch die GTZ kooperiert mit der 
Regionalregierung in einem Projekt zur Raumord-
nung in der Küstenzone. Das Projekt soll folgende 
Ziele erreichen:  
– Erarbeitung von Instrumenten, die die gesamt-
räumliche Planung und Koordination der Ak-
teure erlauben;  
– Stärkung der Fachbehörden mit dem Ziel der 
Entwicklung eines Beteiligungsverfahrens;  
– Ausbau der Fachkompetenzen der Mitarbeiter 
der Institutionen;  
– Verbesserung der Abstimmung der verschiede-
nen Kompetenzbereiche der Akteure.  
4.3.2 Koordination 
Die Koordination zwischen den öffentlichen Institu-
tionen im allgemeinen hat nach Aussage der meisten 
Befragten aus diesem Sektor in den letzten Jahren 
beträchtlich zugenommen. Insbesondere der regel-
mäßige Informationsaustausch, gemeinsame Pla-
nungsforen und, allerdings seltener, gemeinsame 
Ressourcenentscheidungen und Projektdurchfüh-
rungen bilden heute einen wichtigen Bestandteil der 
institutionellen Realität. Dieses positive Bild wird 
jedoch eingeschränkt durch die häufig wiederkeh-
rende Aussage, daß die Mehrzahl der bestehenden 
Koordinationsanstrengungen auf persönlichen Kon-
takten basiere oder stark vom Engagement der rele-
vanten Personen abhinge. Die nach wie vor geringe 
Institutionalisierung und Integration der bestehen-
den Beziehungen zwischen den verschiedenen 
standortpolitischen Akteuren sowie die zentralisti-
sche und sektorale Struktur der meisten Institutio-
nen und Instrumente erschweren die Koordination 
auf Regional- und Kommunalebene. Neben der 
bilateralen Koordination, die sich aus spezifischen 
Abstimmungsdefiziten heraus anbietet, fehlt es an 
systematischer und übergreifender multilateraler 
Koordination der verschiedenen sektoralen und 
territorialen Akteure. 
Die Analyse der Koordinationsbeziehungen zwi-
schen öffentlichen Institutionen wird nach den in-
volvierten Akteursgruppen getrennt vorgenommen. 
Zunächst werden die Beziehungen der sektoralen 
Akteure (Ministerien / SEREMI und Servicios) und 
der territorialen Akteure (Regionalregierungen und 
Kommunen) untereinander untersucht, dann die 
Koordination zwischen diesen beiden Akteurstypen. 
Anschließend werden Defizite in den bilateralen 
und Tendenzen in den multilateralen Koordinations-
instanzen benannt. 
Koordination zwischen sektoralen Akteu-
ren 
Die Koordination öffentlicher Institutionen und 
Maßnahmen setzt zunächst und vor allem einen 
vertieften Informationsaustausch voraus. In der 
Vergangenheit war das Fehlen von Informationen 
über die örtlichen Aktivitäten anderer Institutionen 
nach allgemeiner Einschätzung der Gesprächspart-
ner ein zentrales Hindernis für regionale und lokale 
Standortpolitik in Chile. Mittlerweile haben sich 
Foren herausgebildet, die regelmäßige Treffen er-
möglichen. Hierunter fällt vor allem das schon er-
wähnte Comité de Asignación Regional de Recursos 
para la Microempresa (CAR), in dem Servicios wie 
SERCOTEC, FOSIS, INDAP und andere ihre Pro-
jekte zur Förderung der Kleinstunternehmen auf 
regionaler Ebene koordinieren (siehe multilaterale 
Koordination). In einigen Fällen bestehen perma-
nente Beziehungen des Informationsaustausches 
zwischen zwei Institutionen, wie z.B. zwischen 
CORFO und ProChile in Bío-Bío, bei dem letztere 
die kooperationsorientierten Förderprojekte 
(PROFO) von CORFO als Ausgangspunkt für wei-
tere mögliche Projekte nutzt. Auch im Bereich der 
Planung sind Beziehungen zwischen den verschie-
denen Akteuren entstanden, so z.B. die gemeinsame 
Planung von Bewässerungsprojekten zwischen 
INDAP und dem Ministerium für öffentliche Bau-
ten. 
Auch die Koordination im Bereich der Ressourcen- 
und Investitionsentscheidungen hat zugenommen. 
Ein großer Teil der Vorhaben richtet sich auf spezi-
fische Projektbereiche, wie z.B. die Zusammenar-
beit von SERCOTEC mit ProChile in der Kommer-
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zialisierung von Exportprodukten oder die von 
SENCE und INDAP mit FOSIS im Jugendförder-
programm Chile Joven. Aber auch zwischen den 
Ministerien und Servicios bestehen Beziehungen 
und Koordinationsanstrengungen wie dies z.B. in 
der Zusammenarbeit in Programmen oder Projekten 
zum Ausdruck kommt: ProChile arbeitet mit dem 
Landwirtschaftsministerium im Bereich der Export-
förderung für ökologische Produkte zusammen; 
FOSIS kooperiert mit dem Ministerium für öffentli-
che Bauten bei der Trinkwasserversorgung in länd-
lichen Gebieten. 
Koordination zwischen territorialen Ak-
teuren 
Die Koordination zwischen den verschiedenen terri-
torialen Instanzen – Regionalregierungen, Provinz- 
und Kommunalverwaltung – hat sich in den Inter-
views als weniger ausgeprägt erwiesen als die der 
sektoralen Akteure. Sogar was den Informationsaus-
tausch betrifft, nannten die Gesprächspartner selten 
ihre territorialen counterparts als Koordinations-
partner. Es gibt auf der lokalen Ebene jedoch viel-
versprechende erste Erfahrungen mit Zusammen-
schlüssen von Kommunen, die gemeinsame Ent-
wicklungsagenturen gründen, wie z.B. die Asocia-
ción de Municipios Rurales in Tarapacá und die 
Asociación del Secano in Bío-Bío. Auch zwischen 
Regionalregierungen und Kommunen lassen sich 
erste Kooperationsanstrengungen feststellen. So 
fördert die Regionalregierung in Bío-Bío Infrastruk-
turprojekte der Kommunen in ihrer Region über das 
von SUBDERE verwaltete Programm zur Stadter-
neuerung (Programa de Mejoramiento Urbano, 
PMU). Dennoch beschränken sich die Beziehungen 
zwischen Regionalregierungen und Kommunen in 
den meisten Fällen auf die Beantragung von Pro-
jektmitteln aus dem FNDR durch die Kommunen. 
Die Koordinationsanstrengungen zwischen Kom-
munen, Regionalregierungen und Provinzver-
waltung sind bisher sehr spärlich. In Einzelfällen 
übernimmt die Provinzebene jedoch Funktionen bei 
der Mobilisierung und Koordination lokaler stand-
ortpolitischer Akteure, so etwa im Fall der Provinz 
Parinacota in Tarapacá: Dort ist die Sonnenfinster-
nis 1994 zum Anlaß genommen worden, alle wich-
tigen Organisationen, Unternehmen und staatlichen 
Vertreter aus der Provinz an einen Runden Tisch zu 
versammeln, um ein gemeinsames Konzept zur 
touristischen Vermarktung dieses Phänomens zu 
erarbeiten. Seither finden regelmäßig Treffen dieser 
Art statt, um die Entwicklung des Tourismus in der 
Provinz zu fördern. 
Koordination zwischen sektoralen und ter-
ritorialen Akteuren 
Im Zuge des Dezentralisierungsprozesses haben die 
Kommunen eine wachsende Zahl von Beziehungen 
zu den zentralstaatlichen Ministerien und den Servi-
cios aufgebaut. Zu den ersteren zählen die Kontakte 
mit dem Gesundheits- und Bildungsministerium, 
deren Transfers nicht selten den größten Teil des 
kommunalen Haushalts ausmachen. Mehr Relevanz 
für die regionale und lokale Standortpolitik haben 
das Ministerium für Wohnungswesen und Stadtent-
wicklung (MINVU) und das Ministerium für öffent-
liche Bauten (MOP). Mit dem MINVU besteht Zu-
sammenarbeit bei der Erstellung der lokalen Raum-
ordnungspläne. Im übrigen sind die Beziehungen 
zwischen Kommunen und Ministerien jedoch eher 
hierarchischer Natur. Dies zeigt sich darin, daß die 
Kommunen lediglich durch- oder ausführen, was in 
den zentralstaatlichen Ministerien geplant und ent-
worfen wurde. Nur wenige der befragten lokalen 
Akteure nannten die Ministerien als wichtige Part-
ner beim Informationsaustausch oder bei Investiti-
ons- und Ressourcenentscheidungen.  
Was die Beziehungen der Kommunen mit den Ser-
vicios betrifft, so ergibt sich ein ambivalenteres 
Bild. Mehrere Servicios betonten die große Bedeu-
tung, die die Kommunen für ihre Arbeit haben, und 
einige beziehen diese bereits in Planungsprozesse 
ein. Diesbezüglich stechen FOSIS und INDAP her-
vor, die kommunale Akteure systematisch in die 
Planung und Durchführung von Maßnahmen einbe-
ziehen. Sie haben in den letzten Jahren eine Reihe 
von innovativen Ansätzen mit hohem Partizipati-
onsgrad entwickelt, wie z.B. die Bildung von loka-
len Arbeitstischen für die Projektkonzeption. Den-
noch hat die Mehrzahl der befragten kommunalen 
Entscheidungsträger zu verstehen gegeben, daß sie 
sich in die Planung und Durchführung von Projek-
ten der Servicios nicht ausreichend einbezogen 
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fühlt. Oftmals fänden Projekte statt, von deren An-
laufen sie nicht einmal in Kenntnis gesetzt worden 
seien. 
Die Beziehungen der Regionalregierungen zu den 
sektoralen Akteuren gestalten sich strategischer als 
die der Kommunen. Die Zahl der Convenios de 
Programación zwischen Regionalregierungen und 
Ministerien steigt von Jahr zu Jahr. So sind landes-
weit die Mittel, die im Rahmen von Convenios ver-
geben werden, von nur 8,8 Mrd. Pesos (ca. 34 Mio. 
DM) 1996 auf 77,2 Mrd. Pesos (ca. 302 Mio. DM) 
1999 angewachsen.120 Auch die Koordinationsan-
strengungen zwischen Regionalregierung und Servi-
cios nehmen zu – wie daran zu sehen ist, daß der 
Anteil der Gelder, die über den Vergabemodus 
IRAL vergeben werden, zunimmt. Dieser Modus 
sieht vor, daß die Regionalregierungen jene Kom-
munen auswählen, in denen Projekte von FOSIS 
und SUBDERE durchgeführt werden sollen. Sie 
erhalten also mehr Einflußmöglichkeiten als bei den 
stark konditionierten, rein sektoral ausgerichteten 
und auf Einzelprojekte beschränkten anderen Ver-
gabemodi. Bei vielen Servicios wächst außerdem 
die Bereitschaft, sich an den Anforderungen der 
regionalen Entwicklungsstrategien zu orientieren. 
Hier fehlt es allerdings noch an institutionalisierten 
Beziehungen, die über Lippenbekenntnisse hinaus-
gehen. Was die Koordination auf einer höheren 
Intensitätsstufe angeht, so ist die Kofinanzierung 
von einzelnen Projekten der Servicios mit Mittel der 
regionalen Investitionshaushalte zu nennen. 
Die Koordinationsanstrengungen zwischen Regio-
nalregierungen, Kommunen und sektoralen Akteu-
ren sollten weiter erhöht werden. Dies gilt vor allem 
für die regionale Koordination der in den einzelnen 
Kommunen durchgeführten Projekte. Die zentralis-
tische Struktur der Ministerien und Servicios und 
die sektoral ausgerichtete Mittelvergabe durch die 
Regionalregierungen erschweren den Überblick 
über die zahlreichen in den Kommunen durchge-
führten Projekte, ganz zu schweigen von strategi-
schen Abstimmungen. In den Regionalregierungen 
gibt es keine Instanz, bei der die Informationen über 
die in ihrem Gebiet stattfindenden Projekte und 
                                                     
120 Vgl. Martelli / Valenzuela (1999). 
Aktivitäten der Ministerien und Servicios systema-
tisch zusammengeführt und auf ihre territoriale Ko-
härenz hin überprüft würden. 
Bilaterale Koordination 
In den Interviews manifestierte sich ein großes De-
fizit und daraus resultierend eine große Nachfrage 
nach bilateraler Koordination. Dabei kristallisierten 
sich einige Institutionen heraus, die aufgrund ihrer 
thematischen Bedeutung oder ihres großen Budgets 
wichtigere Koordinationspartner sind als andere. 
Um ihre zentrale Rolle optimal auszufüllen, sollte 
erhöhte Aufmerksamkeit auf eine Öffnung und Ko-
ordinationsbereitschaft dieser Institutionen gegen-
über anderen staatlichen Einrichtungen gelegt wer-
den.  
Im Bereich der Wirtschaftsförderung ist CORFO die 
zentrale Institution, mit der viele andere Institutio-
nen kooperieren wollen. Im Bereich der Investitio-
nen in Infrastruktur ist das Ministerium für öffentli-
che Bauten sehr wichtig. Sowohl Kommunen als 
auch zivilgesellschaftliche Institutionen beklagten 
sich über die Unzugänglichkeit dieses Ministeriums. 
Im Bereich Raumordnung spielt das Ministerium für 
Wohnungswesen und Stadtentwicklung gegenwärtig 
eine zentrale Rolle. Allerdings wird es von einigen 
Kommunen als sehr bürokratische Institution wahr-
genommen. Im Bereich der strategischen Planung 
verlangen schließlich die sektoralen öffentlichen 
Akteure von der Regionalregierung eine Führungs-
rolle.  
Auch die Universitäten wurden oft als mögliche 
Kooperationspartner genannt. Eine engere Zusam-
menarbeit zwischen Forschung einerseits und Poli-
tik und Verwaltung andererseits könnte die techni-
sche Kompetenz der Entscheidungsträger stärken. 
Noch ist allerdings die Zusammenarbeit punktuell 
und die Vernetzung der beiden Systeme gering. 
Allerdings existiert ein Programm von SUBDERE 
zur Förderung der Zusammenarbeit von Universitä-
ten und Regionalregierungen. 
Es gibt auch neue Institutionen, die sich in das regi-
onale politische System erst einfinden müssen: Die 
Nationale Umweltkommission (Comisión Nacional 
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del Medio Ambiente, CONAMA) z.B. etabliert sich 
immer mehr als wichtiger Akteur wegen ihrer Kon-
trollaufgaben bei der Planung und dem Design von 
Förderinstrumenten und ihrer Zuständigkeit im Be-
reich der Umweltverträglichkeitsanalyse. Ihr sind 
regionale Kommissionen vorgeschaltet, die erst-
instanzlich über die Umweltverträglichkeit von Plä-
nen und Investitionsvorhaben befinden und sich aus 
Vertretern des Regionalrats und der einschlägig 
befaßten Servicios zusammensetzen. Eine weitere 
Stärkung der technischen Kompetenzen dieser regi-
onalen Kommissionen erscheint sinnvoll, um die 
Qualität, aber auch die Legitimität der Entscheidun-
gen zu erhöhen und eine verbesserte Abstimmung 
der regionalen standortpolitischen Akteure zu ge-
währleisten. 
Multilaterale Koordination 
Über bilaterale Beziehungen lassen sich häufig nur 
punktuelle Defizite in der Koordination lösen. Für 
eine systematische und integrierte Koordination von 
Politiken, Programmen und Projekten ist es deshalb 
sinnvoll, multilaterale Koordinationsgremien zu 
etablieren bzw. zu stärken.  
Foren für multilaterale Koordination existieren in 
verschiedenen Bereichen der Politik zur Wirt-
schaftsentwicklung. Sie nehmen an Zahl und Bedeu-
tung zu. Es gibt aber immer noch sehr wenige Ko-
mitees, in denen Ressourcenentscheidungen getrof-
fen oder vorbereitet werden. Meist handelt es sich 
um Gremien des Informationsaustauschs oder der 
Planung ohne direkten Einfluß auf Ressourcenent-
scheidungen.  
Das einzige Beispiel für eine multilaterale Koordi-
nation von Ressourcenentscheidungen ist das Komi-
tee regionaler Mittelzuweisungen für Kleinstunter-
nehmensförderung (Comité de Asignación Regional 
de Recursos para la Microempresa, CAR), eine 
Initiative von SERCOTEC. Es hat sich in den letz-
ten Jahren zu einem wichtigen Abstimmungsinstru-
ment der Förderinstitutionen über die Kleinstunter-
nehmensförderung hinaus entwickelt. Sowohl auf 
nationaler Ebene als auch auf regionaler Ebene tau-
schen sich die Institutionen aus und koordinieren im 
besten Fall ihre Ressourcenentscheidungen. Nach-
dem jedoch FOSIS seine Förderpraxis seit Anfang 
des Jahres 2000 stärker auf die Mitwirkung der 
Kommunen verlagert hat, bringt nur noch 
SERCOTEC seine Ressourcen für Kleinstunter-
nehmen in dieses Komitee ein. Das Wirtschaftsmi-
nisterium arbeitet derzeit an einer Initiative zur 
Stärkung des CAR, da es hier großes Entwicklungs-
potential und eine Pilotfunktion für andere Politik-
bereiche sieht. Dafür ist aber ein stärkeres Engage-
ment der beteiligten Akeure mit dem Ziel der ge-
meinsamen Planung, Ressourcenentscheidung und 
Evaluierung der Projekte erforderlich. Außerdem 
sollten weitere Servicios einbezogen werden, wie 
z.B. SENCE oder CONAMA. Das würde die För-
derpolitik für Kleinstunternehmen auf eine breitere 
Basis stellen, da wichtige Bereiche wie Aus- und 
Fortbildung und Umweltverträglichkeit von Instru-
menten schon im Vorfeld der Förderentscheidung 
diskutiert werden könnten. Außerdem wäre es auch 
sehr wichtig, die Regionalregierungen einzubezie-
hen, damit die Entscheidungen im CAR mit der 
regionalen Strategie für Wirtschaftsentwicklung 
übereinstimmen. 
Andere Instanzen zur multilateralen Koordination 
auf regionaler Ebene sind die Komitees des Kabi-
netts des Intendenten (Comités del Gabinete del 
Intendente), wie z.B. das Komitee für Infrastruktur 
oder das Komitee für Wirtschaftsförderung. Sie 
bestehen aus den zuständigen SEREMI und den 
Verwaltungsspitzen der Regionalregierung. Eine 
stärkere Dezentralisierung der Ministerien und da-
mit Verlagerung von Entscheidungsbefugnis auf die 
SEREMI könnte diesen Komitees als Koordinati-
onsinstanzen stärkere Relevanz verleihen. Es wäre 
auch wichtig, die Zusammenarbeit zwischen dem 
Kabinett und dem Regionalrat zu stärken, um Initia-
tiven des Kabinetts mehr Unterstützung im Regio-
nalrat zu sichern. Ein gutes Beispiel in dieser Hin-
sicht sind die informellen Klausurtagungen (retiros 
espirituales) der Regionalregierung in Bío-Bío: 
Jedes Jahr koordinieren hier unter Führung des In-
tendenten der Region die Direktoren der Regional-
verwaltung, die SEREMI, die Regionalräte und die 
Regionaldirektoren der Servicios ihre Politiken. 
Eine weitere Initiative für multilaterale Koordinati-
on zwischen Servicios und den Regionalregierungen 
ist das Programm zur räumlichen Wirtschaftsent-
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wicklung (Programa de Desarrollo Territorial) von 
CORFO, das sich noch in der Pilotphase befindet 
und zum Ziel hat, die Akteure regionaler Standort-
politik unter der Führung CORFOs zu koordinieren. 
Teil dieser Politik ist das Programm TodoChile, ein 
Abkommen zwischen CORFO und den Regionalre-
gierungen, um private Investitionen in die Regionen 
zu ziehen, das inzwischen in allen Regionen ange-
laufen ist. Weitere Komponenten dieser Strategie 
zur räumlichen Wirtschaftsentwicklung sind in Pla-
nung.  
Auf kommunaler Ebene existieren der CESCO, 
das Lokale Komitee zur Wirtschaftsförderung und 
lokale Entwicklungsgesellschaften. Die Effektivität 
dieser Instanzen hängt wesentlich von ihrer spezifi-
schen Umsetzung und vom Engagement des Bür-
germeisters ab. Weitere Ansätze für multilaterale 
Koordination sind z.B. die kommunalen Arbeits-
gruppen (Mesas de Trabajo Comunal) von FOSIS, 
INDAP und den Kommunen für die Projektplanung, 
oder das Programm zur Förderung lokaler Wirt-
schaftsagenturen von SUBDERE. 
4.3.3 Öffentlich-Private Kooperation 
In diesem Abschnitt diskutieren wir die Kooperation 
zwischen dem öffentlichen und dem privaten Sektor 
(Public-Private Partnership) sowie die Beteiligung 
der zivilgesellschaftlichen Organisationen an der 
Planung und Gestaltung von Standortpolitik. 
Public-Private Partnership (PPP) 
Die Zusammenarbeit öffentlicher mit privaten Ak-
teuren bei der Planung, Durchführung und Finanzie-
rung von Maßnahmen ist in den letzten Jahren zu 
einem weltweit vieldiskutierten und -angewandten 
Entwicklungsinstrument geworden. Ziel ist die Be-
schleunigung von Entwicklungsprozessen durch 
eine verbesserte und im besten Fall komplementäre 
Mobilisierung öffentlicher wie privater Ressour-
cen.121 Auch in Chile sind in der letzten Dekade auf 
allen Ebenen des politischen Systems neue Ge-
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sprächs- und Kooperationsforen öffentlich-privater 
Natur entstanden. Dennoch gestaltet sich die Koope-
ration zwischen öffentlichem Sektor und Unterneh-
merschaft in der Praxis schwierig. PPP wird nicht 
als das effektive Instrument genutzt, als das es in 
der Standortpolitik dienen könnte. Die Mehrzahl der 
bestehenden institutionalisierten Foren ist in ihrer 
Reichweite und Wirkung aus zwei Gründen stark 
begrenzt: 
– Es fehlen Anreize für die Beteiligung des priva-
ten Sektors. Oft gibt es angesichts der fiskali-
schen Zentralisierung des chilenischen Staates 
nur eine sehr mittelbare Beziehung zwischen 
den öffentlich-privaten Geprächs-und Pla-
nungsforen und der öffentlichen Ressourcenal-
lokation. 
– Es existiert in Chile bislang keine Kooperati-
onskultur, weder in den staatlichen Institutio-
nen noch unter den Unternehmern. 
Formen von PPP 
PPP hat eine vertragliche Dimension, bei der es um 
die Durchführung konkreter Investitionsvorhaben 
geht. Sie hat jedoch häufig auch eine strategische 
Dimension, bei der die Verständigung der beteilig-
ten Akteure über Leitbilder und -projekte zur Be-
wältigung des Strukturwandels im Vordergrund 
steht. Vor diesem Hintergrund lassen sich drei Arten 
der Einbeziehung des Unternehmersektors in die 
Standortpolitik unterscheiden: Die erste ist die Par-
tizipation von privatwirtschaftlichen Vertretern in 
Koordinations- und Planungsinstanzen (strategische 
PPP). Die zweite besteht in der Kofinanzierung und 
der gemeinsamen Durchführung von einzelnen Pro-
jekten. Die dritte Art stellt die Vergabe von Konzes-
sionsverträgen an private Unternehmen für das Be-
reitstellen bestimmter Dienstleistungen dar.  
In Chile gibt es zahlreiche institutionalisierte Foren 
für strategische PPP. Einige, wie die provinziellen 
und kommunalen Wirtschafts- und Sozialräte 
(CESPRO und CESCO) sind sogar in den Rahmen-
gesetzen der jeweiligen territorialen Instanzen ver-
ankert. In ihrer Mehrzahl sind diese Gremien jedoch 
ohne standortpolitische Relevanz. Auf zentralstaat-
licher Ebene bestehen allerdings mit dem Runden 
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Tisch für sozialen Dialog (Mesa de Diálogo Social) 
und dem Öffentlich-privaten Komitee für die Klein-
industrie (Comité Público-Privado de la Pequeña 
Empresa) zwei Gremien, von denen vor allem das 
zweite im Zuge der Wirtschaftskrise der letzten 
Jahre zu einem wichtigen Instrument der Politikges-
taltung geworden ist.122 Auch auf lokaler Ebene 
kommt es immer wieder zur Bildung öffentlich-
privater Kooperationsgremien, die unterschiedliche 
institutionelle Formen annehmen können. Eine zent-
ralstaatliche Steuerung dieser Prozesse über institu-
tionelle Vorgaben hat sich bislang als wenig erfolg-
reich erwiesen. Wichtiger scheint hier die Schaffung 
einer Anreizstruktur für öffentlich-private Koopera-
tion auf der lokalen Ebene zu sein, die unterschied-
liche Arten der Institutionalisierung zuläßt. In die-
sem Zusammenhang hat sich die Einrichtung lokaler 
bzw. interkommunaler Entwicklungsgesellschaften 
als interessanter Ansatz erwiesen, da diese von 
vornherein auf die Durchführung konkreter Maß-
nahmen abzielen. 
Die zweite Form der öffentlich-privaten Kooperati-
on, die auf die Durchführung einzelner Projekte 
ausgerichtet ist, läßt sich in Chile bislang nur ver-
einzelt beobachten, scheint jedoch zunehmende 
Bedeutung zu erlangen. Beobachtet wurden folgen-
de Fälle: 
– Auftragsvergabe für die Durchführung von 
Studien an öffentliche Institutionen oder Kofi-
nanzierung bestimmter Projekte durch die Pri-
vatwirtschaft. So nimmt z.B. das Forschungs-
zentrum für Umweltstudien der Universität 
Concepción (EULA) Aufträge aus dem öffent-
lichen und privaten Sektor an und führt alljähr-
lich durch den Privatsektor kofinanzierte Um-
weltchecks des Flusses Bío-Bío durch; 
– Kooperation in der Projektplanung oder in be-
stimmten Politikbereichen (z.B. die Planung 
des Industrieparkes Chacalluta durch die Regi-
onalregierung Tarapacá, CORFO und die Frei-
handelszone Iquique oder das Erstellen von 
Absichtserklärungen zur Einhaltung von Um-
weltnormen durch die CONAMA und den Pri-
vatsektor bzw. Unternehmerverbände); 
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– punktuelle Kooperation von privaten Akteuren 
mit dem Ministerium für öffentliche Bauten bei 
Infrastrukturprojekten (so die Hafenbetreiber-
gesellschaft in Iquique). 
Die dritte Form der öffentlich-privaten Kooperation, 
die Vergabe von Konzessionsverträgen, fand sich in 
folgenden Ausprägungen wieder: private Hafen-
betreibergesellschaften (1998 wurde die Verwaltung 
aller Häfen privatisiert), öffentlich-private Betrei-
bergesellschaft für die Freihandelszone Iquique 
sowie private Betreiber von Exportzentren (das 
Exportzentrum Puerta America in Arica gehört zu 
75 Prozent einem bolivianischen Unternehmen, zu 
25 Prozent einer Immobilienfirma und hat vom Fi-
nanzministerium einen Konzessionsvertrag erhal-
ten). 
Fehlende Anreize und geringe Koopera-
tionsbereitschaft 
Auf den ersten Blick zeigt sich eine große Bandbrei-
te an Foren für die Kommunikation und Kooperati-
on zwischen staatlichem und privatem Sektor. In der 
Praxis ist jedoch festzustellen, daß die Mehrzahl 
dieser Foren nicht richtig funktioniert. Die befragten 
privaten Akteure gaben oftmals an, keines der exis-
tierenden Gremien zu nutzen. Abgesehen von der 
öffentlich-privaten Kooperation in konkreten Pro-
jekten wurden die meisten Kooperationsinstanzen 
als reine Gesprächskreise bezeichnet, die sich zu-
dem unregelmäßig treffen und an denen die relevan-
ten öffentlichen Akteure nicht teilnehmen (z.B. 
wurde mehrfach die geringe Teilnahme der Bür-
germeister an den lokalen Wirtschaftsförderungs-
komitees moniert). In vielen Fällen existieren die 
gesetzlich vorgeschriebenen Institutionen gar nicht, 
wie z.B. die CESCO, oder die Unternehmer wissen 
nichts von der Existenz dieser Gremien. Neuen Ini-
tiativen, wie etwa den Regionalen Foren zur Wirt-
schaftsentwicklung (Foros Regionales de Desarrol-
lo Productivo) droht die Gefahr, daß sie nach einem 
vielversprechenden Beginn mit viel örtlicher Promi-
nenz sehr rasch an Dynamik verlieren und weder die 
öffentlichen Entscheidungsträger noch die Unter-
nehmer eine weitere Mitarbeit in Betracht ziehen.  
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Die Erklärung für diese mangelhafte Funktionswei-
se der strategischen PPP liegt darin, daß viele der 
bestehenden Foren nicht systematisch an Ressour-
cenentscheidungen oder andere strategische Ent-
scheidungsprozesse geknüpft sind. Für den Privat-
sektor besteht kein Anreiz zur Nutzung der öffent-
lich-privaten Foren, wenn die Ergebnisse der Ab-
stimmungsprozesse nicht greifbar sind, keine kon-
kreten Aktivitäten geplant werden und die Interes-
sen der Beteiligten nicht nachvollziehbar berück-
sichtigt werden. Gegenwärtig scheint das Interesse 
der chilenischen Unternehmerschaft an öffentlich-
privater Kooperation eher gering. 
Beteiligung der Zivilgesellschaft 
In den letzten Jahren haben es einige Vorreiter unter 
den Servicios geschafft, die Zivilgesellschaft stärker 
an der Politikgestaltung zu beteiligen. Servicios wie 
FOSIS, SERCOTEC oder INDAP beziehen heute 
soziale Organisationen in die Planung und Durch-
führung von Projekten ein. So nehmen bei FOSIS 
z.B. Nicht-Regierungsorganisationen (NROs) und 
Nachbarschaftsorganisationen an den lokalen Ar-
beitstischen teil, in denen anstehende Projekte dis-
kutiert und ausgewählt werden. Andere Servicios 
wie CORFO haben langjährige, institutionalisierte 
Beziehungen zu Unternehmerverbänden aufgebaut. 
Viele Befragte aus dem öffentlichen Sektor machten 
ihr Interesse an einer Annäherung an die gesell-
schaftlichen Organisationen deutlich, was auf eine 
steigende Nachfrage nach partizipativen Planungs-
prozessen hindeutet. In der Praxis finden sich diese 
bis auf die gerade genannten Vorreiter jedoch kaum.  
Es bieten sich zwei Erklärungen für die begrenzte 
Partizipation der Zivilgesellschaft an der Politikges-
taltung an: Zum einen der nach wie vor geringe 
Organisationsgrad der chilenischen Gesellschaft. 
Vielerorts sind Nachbarschaftsorganisationen die 
einzige funktionierende Organisation. Gewerkschaf-
ten und Kleinunternehmerverbände weisen häufig 
eine geringe Repräsentativität, schwache Organisa-
tionstrukturen und daher wenig Durchsetzungs-
macht auf, was ihnen nicht erlaubt, systematisch zu 
standortpolitischen Planungsprozessen beizutra-
gen.123 Zum anderen mangelt es an funktionierenden 
Partizipationsmechanismen von seiten des öffentli-
chen Sektors. Der immer noch stark zentralstaatlich, 
sektoral und technisch ausgerichtete Charakter des 
chilenischen Systems stellt ein gewichtiges Hinder-
nis für eine funktionierende Beteiligung der gesell-
schaftlichen Organisationen dar. Viele regionale 
und lokale Akteure haben nicht die notwendige 
Entscheidungsautonomie für die Einberufung von 
dezentralen Foren mit zivilgesellschaftlicher Parti-
zipation bzw. das Durchsetzen von in solchen Foren 
getroffenen Beschlüssen. Je dezentraler daher die 
Entscheidungsstrukturen im öffentlichen Sektor in 
Zukunft sein werden und je zielgruppennäher die 
Verwaltungsprozesse gestaltet werden, desto besser 
stehen die Aussichten für eine stärkere Einbezie-
hung der Zivilgesellschaft. 
4.4 Standortbezogene Wirtschafts-
förderung 
Wie in Kapitel 3 beschrieben, ist die makroökono-
mische Situation in Chile vergleichsweise stabil und 
bietet den Unternehmen verläßliche Rahmenbedin-
gungen für Investitionen. Die Unternehmenssteuern 
sind im internationalen Vergleich niedrig. Es beste-
hen Anreize für Investitionen und Export und zu-
sätzliche Förderinstrumente für die geographisch 
entlegenen Regionen des Landes. Die Wirtschafts-
förderung ist bisher allerdings nicht standortbezo-
gen. Sie besteht vielmehr wie geschildert in sektoral 
orientierten Förderprogrammen und –institutionen 
und ist größtenteils noch stark zentralistisch organi-
siert. Dezentralisierungsprozesse finden in diesem 
Bereich bisher nur punktuell statt. 
Standortbezogene Wirtschaftsförderung bietet zwei 
Vorteile: Erstens orientiert sie sich an der Nachfrage 
der Unternehmen und erreicht so eine höhere Kun-
dennähe. Zweitens zielt sie auf verstärkte Koopera-
tion und Verflechtung der Unternehmen in einem 
Wirtschaftsraum ab. Hierüber können bestehende 
Wertschöpfungsketten vertieft bzw. neue geschaffen 
werden. 
                                                     
123 Siehe auch Abalos König (2000). 
68 Christian von Haldenwang et al. 
 
Zur Verwirklichung dieser beiden Prinzipien einer 
standortbezogenen Wirtschaftsförderung sind in 
Chile noch einige Hindernisse zu überwinden. Re-
formbedarf konnte auf drei Gebieten identifiziert 
werden: Erstens zeigen sich gravierende Probleme, 
was den Informationsfluß zwischen Förderinstituti-
onen und Unternehmen angeht (4.4.1). Zweitens 
gibt es einen Anpassungsbedarf der inhaltlichen 
Schwerpunkte der Förderung an die Nachfrage der 
Unternehmen (4.4.2). Drittens besteht noch ein 
deutliches Defizit bei der Kooperation und Ver-
flechtung der Unternehmen in den untersuchten 
Regionen (4.4.3). 
4.4.1 Das Informationsproblem: Systeme 
zur Nachfrageermittlung und die 
Verbreitung von Informationen 
über Förderlinien 
Ein dichter Informationsfluß zwischen Förderinsti-
tutionen und Unternehmen ist eine wichtige Voraus-
setzung für nachfrageorientierte Wirtschaftsförde-
rung. In den untersuchten Regionen haben wir je-
doch Informationsprobleme auf beiden Seiten fest-
gestellt: Zum einen sind Förderinstitutionen nicht 
angemessen über die Nachfrage der Unternehmen 
informiert. Zum anderen sind Unternehmer nicht 
zureichend über das Förderangebot informiert. 
Im Hinblick auf den ersten Aspekt ließ sich feststel-
len, daß die Information der Förderinstitutionen 
über die Nachfrage nach Förderleistungen bei den 
Unternehmen häufig nicht ausreicht, um die angebo-
tenen Leistungen an dieser Nachfrage zu orientie-
ren. Häufig besitzen die Institutionen nicht einmal 
Kenntnisse über die in ihrem Wirtschaftsraum ange-
siedelten Unternehmen. Wo diese Daten existieren, 
stehen sie den für die Planung und Gestaltung der 
Förderleistungen zuständigen Behörden nicht immer 
zur Verfügung. Auch das nationale Statistikinstitut 
(Instituto Nacional de Estadísticas, INE) ist nicht 
systematisch in die Informationsverwaltung und –
verbreitung eingebunden. Unternehmerverbände, 
die ebenfalls eine stärkere Rolle in der Verbreitung 
von Informationen über die bestehenden Unterneh-
men übernehmen könnten, haben häufig zu schwa-
che organisatorische Strukturen bzw. keine ausrei-
chenden finanziellen Mittel, um derartige Aufgaben 
zu erfüllen. 
Systeme zur Nachfrageermittlung, wie etwa regel-
mäßige Unternehmensbefragungen, kommen nur in 
Einzelfällen zur Anwendung. Servicios wie z.B. 
SERCOTEC verlassen sich als Informationsquelle 
auf die Unternehmen, die Projekte beantragen. Eini-
ge andere Institutionen wie z.B. CORFO greifen auf 
Unternehmerverbände bzw. auf private Durchfüh-
rungsorganisationen zurück. In der Vergangenheit 
hat diese Praxis jedoch Probleme mit sich gebracht: 
Angesichts von Subventionssätzen bis zu 80 Prozent 
der Investitionssumme erwies es sich für die priva-
ten Durchführer teilweise als lukrativ, selbst mit 
Projektvorschlägen an CORFO heranzutreten und 
dem pro forma beteiligten Unternehmen ein Hand-
geld auszuzahlen. Inzwischen liegen die Subventi-
onssätze von CORFO bei maximal 60 Prozent, was 
diese Praxis unterbindet, aber immer noch haben die 
Durchführungsorganisationen ein starkes Eigeninte-
resse an der Einwerbung von Projektmitteln, und die 
Information über die Nachfrage der Unternehmen 
wird hiervon beeinflußt. 
Insgesamt ließ sich feststellen, daß insbesondere der 
hohe Zentralisierungsgrad in der Programmgestal-
tung verhindert, daß die Regionalbüros der Servicios 
sich im Sinne einer nachfrageorientierten Wirt-
schaftsförderung um die systematische Nachfrage-
ermittlung bei den Unternehmen und um eine An-
passung der Instrumente und Programme an die 
Nachfrage kümmern. Dieser geringe Grad an Nach-
frageorientierung bringt das Risiko mit sich, daß 
Unternehmen sich für Projekte bewerben, die nicht 
ihren eigentlichen Bedürfnissen entsprechen, um die 
Fördermittel, die zur Verfügung stehen, abzuschöp-
fen. Eine weitere Gefahr ist, daß sich immer wieder 
dieselben Unternehmen um Fördermittel bewerben, 
auf deren Bedürfnisse die bestehenden Angebote am 
besten zugeschnitten sind. 
Ein zusätzliches Informationsproblem auf seiten der 
Institutionen besteht im Fehlen von Evaluierungs-
systemen (s. Kap. 4.2.3): Fehlende Information über 
die Wirkung der durchgeführten Projekte erschwert 
eine Anpassung an die Nachfrage der Unternehmen. 
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Auf der anderen Seite wissen viele Unternehmen, 
vor allem die große Zahl der Kleinst- und Klein-
unternehmen (KKU), nicht, welche Förderinstru-
mente und -programme angeboten werden. Dies 
scheint zum Teil an der unzureichenden Informati-
onspolitik der Institutionen zu liegen. Sie gehen sehr 
wenig direkt auf Unternehmer zu. Ein zusätzliches 
Problem liegt im mangelnden Organisationsgrad der 
Unternehmerverbände, über die Informationen an 
die Unternehmen kanalisiert werden könnten. Die-
ses Problem ist mittlerweile erkannt. Ein Beispiel 
für Reformanstrengungen in diesem Zusammenhang 
ist die Handelskammer in Iquique (Tarapacá), die 
als einen Schwerpunkt ihrer Arbeit die Beratung 
von Unternehmen über Fördermöglichkeiten ansieht 
und im Rahmen einer Kammernpartnerschaft von 
der IHK Aachen beraten wird. 
Auch die öffentlichen Institutionen auf regionaler 
und kommunaler Ebene übernehmen bislang nur in 
vereinzelten Fällen die Rolle von Mittlerorganisati-
onen, die die Informationsverbreitung koordinieren. 
Ein sinnvoller Schritt bestünde in der Einrichtung 
von Wirtschaftsförderungsbüros auf kommunaler 
Ebene, die über die Angebote der verschiedenen 
Institutionen informieren. Ein solches Büro ist das 
Informationszentrum für Unternehmer (Centro de 
Información Empresarial, CIE) in Arica, dem aller-
dings noch der nötige finanzielle und politische 
Rückhalt fehlt: Es besteht nur aus einer festange-
stellten Fachkraft, die kaum Unterstützung von sei-
ten der Kommunalregierung erhält und ihrer Aufga-
be nur sehr begrenzt nachkommen kann.  
4.4.2 Nachfrageorientierung der 
standortpolitischen Institutionen 
Die Ausrichtung der standortpolitischen Institutio-
nen an der bestehenden regionalen und lokalen Un-
ternehmensnachfrage ist in Chile nicht immer ge-
währleistet. Durch die Interviews ließen sich insbe-
sondere in vier Bereichen Defizite bei der Nachfra-
georientierung und der Förderpraxis erkennen. Die-
se vier Bereiche sind: Unternehmensfinanzierung, 
Investitionsförderung, Exportförderung und öffent-
liche Verwaltung. 
Das meistgenannte Defizit, insbesondere für kleine 
Unternehmen, ist die unzureichende Unterneh-
mensfinanzierung. Dies liegt allerdings nicht an 
fehlenden Kreditinstitutionen: Neben den kommer-
ziellen Banken, von denen sich einige auf den 
KMU-Bereich spezialisiert haben (wie die Entwick-
lungsbank, Banco del Desarrollo), wurde 1998 ein 
Ableger des staatlichen Banco del Estado geschaf-
fen, der den KKU-Bereich abdecken soll (Banestado 
Microempresa). Darüber hinaus existieren zahlrei-
che Kreditkooperativen und Finanzierungsgesell-
schaften (Financieras), die auf Konsumentenkredite 
spezialisiert sind. 
Der Zugang zu längerfristigen und zinsgünstigen 
Krediten ist für KKU jedoch aus mehreren Gründen 
stark eingeschränkt: Erstens ist die Verzinsung von 
Kleinkrediten aufgrund der relativ hohen Verwal-
tungskosten hoch im Vergleich zum Marktzinssatz, 
was insbesondere die Kreditaufnahme für längerfris-
tige Investitionen verhindert. Um dieses Problem 
anzugehen, zahlen FOSIS mit seinem Kreditpro-
gramm (Programa de Asistencia Crediticia) und 
INDAP eine Subvention für die Verwaltungskosten 
kleiner Kredite. Diese Subvention geht jeweils an 
die kreditvergebende Bank und liegt im Falle von 
FOSIS bei durchschnittlich ca. 80 US$. 
Zweitens sind die Laufzeiten der Kredite zu kurz, 
um Finanzierung zu fördern, die über Arbeitskapital 
hinausgeht und Investitionen ermöglicht. Zwar exis-
tieren längerfristige Kreditlinien vom Banco del 
Estado, aber die Zugangsbedingungen (nur formali-
sierte Unternehmen, Garantien und Rechnungsle-
gung) verhindern eine breitere Streuung dieser Kre-
dite. 
Drittens können viele KKU nicht die geforderten 
Garantien beibringen, auch wenn sie durchaus zah-
lungsfähig wären. Das liegt auf der einen Seite dar-
an, daß sie über ein zu geringes Vermögen verfü-
gen. Auf der anderen Seite liegt es an der Buchfüh-
rungs- und Rechnungslegungspraxis vieler KKU, 
die oft nicht so ausgereift ist, daß anhand der Belege 
die Zahlungsfähigkeit nachgewiesen werden könnte. 
Um dieses Problem anzugehen wurde vor einigen 
Jahren ein staatlicher Kreditgarantiefonds für Klein-
unternehmen (Fondo de Garantía para la Pequeña 
Empresa, FOGAPE) eingeführt. Durch diesen 
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Fonds werden 80 Prozent der Garantiesumme für 
einen Kredit abgedeckt, um das Risiko für die kre-
ditvergebende Institution zu vermindern. Bisher 
scheint sich die Verfügbarkeit von Krediten für 
KKU durch diesen Fonds aus Sicht der Unterneh-
mer nicht ausreichend verbessert zu haben. An-
scheinend kommt es öfters vor, daß die Banken bei 
der Kreditvergabe die notwendigen Sicherheiten 
höher veranschlagen, sobald sie wissen, daß die 
Unternehmen vorhaben, Mittel aus dem FOGAPE 
zu beantragen. 
Viertens haben viele der KKM-Unternehmer einen 
Eintrag bei der DICOM (entspricht der deutschen 
Schutzgemeinschaft für allgemeine Kreditsicherung, 
Schufa) wegen nicht zurückgezahlter Konsumen-
tenkredite, insbesondere aus dem Krisenjahr 1998. 
Dies verhindert die Aufnahme von produktiven 
Krediten und damit im Einzelfall auch die Rückzah-
lung der fälligen Konsumentenkredite. Dieses Prob-
lem ist im Bereich der Förderinstrumente von 
CORFO gelöst worden, indem die Eintragungen des 
Jahres 1998 gestrichen wurden.124 
Fünftens haben viele Banken Vorbehalte gegen 
Firmen, die mit staatlichen Fördermitteln arbeiten, 
da sie solche "Projektunternehmen" automatisch als 
risikoreich einstufen. 
Diese Finanzierungsprobleme lassen sich nicht al-
lein durch regionale Standortpolitik beseitigen. 
Gleichwohl können regionale Akteure in diesem 
Bereich zu einer Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen für Unternehmen beitragen. Vor allem kön-
nen sie als Vermittler zwischen Finanzsystem und 
den regionalen Unternehmen fungieren, wechselsei-
tig relevante Informationen bereitstellen und zur 
Modernisierung der KKMU in Bereichen wie Rech-
nungslegung und Buchführung beitragen. 
Der zweite Defizitbereich ist die Investitionsförde-
rung. Diese befindet sich sowohl lokal als auch 
regional noch in den Anfängen. Die Kommunen 
betreiben, mit wenigen Ausnahmen, keine aktive 
Investitionsförderung. Ein positives Beispiel ist das 
CIE in Arica (s.o.), das auch potentiellen Investoren 
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offensteht. Die fehlende Investitionsförderung läßt 
sich insbesondere auf zwei Ursachen zurückführen: 
Erstens lagen die Aufgaben der Kommunen bisher 
vor allem bei der Verwaltung von zentralstaatlich 
zugeteilten Geldern und im sozialen Bereich. Stand-
ortpolitik wird oft noch nicht als Aufgabe wahrge-
nommen. Zweitens sind die Anreize für eine aktive 
Standortpolitik gering, da die Kommunen nur einen 
niedrigen Steueranteil der Unternehmen beziehen, 
die sich auf ihrem Gebiet befinden. Ein weiteres 
Problem auf kommunaler Ebene sind, wie schon 
angesprochen, die veralteten oder nicht existieren-
den Raumordnungspläne (Planes Reguladores). 
Potentielle Investoren werden abgeschreckt, da kei-
ne Klarheit über mögliche Unternehmensstandorte 
besteht und eine Investitionsentscheidung mit er-
höhtem bürokratischem Aufwand verbunden ist.  
Auf regionaler Ebene existieren zwei Arten von 
Investitionsförderprogrammen: Im vergangenen 
Jahr wurde das Programm TodoChile ins Leben 
gerufen, bei dem die Regionalregierungen, CORFO, 
ProChile und teilweise private Partner (z.B. die 
Industrie- und Handelskammer von Concepción) 
zusammenarbeiten, um die Regionen als Standorte 
zu vermarkten. In diesem Rahmen wurden auch 
One-Stop-Agencies für Investoren in den Regional-
direktionen von CORFO eingerichtet. Über die Ar-
beit dieser Büros liegen allerdings noch keine Er-
kenntnisse vor. 
Eine zweite Form der Investitionsförderung sind die 
sogenannten Planes Especiales. Hierbei handelt es 
sich um vom Wirtschaftsministerium festgelegte 
Fördergebiete, die aufgrund ihrer geopolitischen 
bzw. wirtschaftlichen Lage für besonders förde-
rungswürdig gehalten werden. So besteht, wie in 
Kap. 4.1 beschrieben, ein Plan Especial für den 
Wirtschaftsraum Arica / Parinacota. In diesen Pla-
nes Especiales werden Investitionsanreize durch 
Steuererleichterungen und Zollsenkungen gesetzt. 
Diese Art der Förderpraxis geht jedoch eher in 
Richtung eines Kostenwettbewerbs als in die eines 
Qualitätswettbewerbs und fördert einzelne Regionen 
zum Nachteil anderer, die nicht über vergleichbare 
Anreize verfügen. Fraglich ist auch, ob durch diese 
Art der Anreizsetzung die regionale Wirtschaft ge-
stärkt wird, oder ob nicht viel eher eine Struktur 
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geschaffen wird, die sich im Moment des Wegfal-
lens der Subventionen als ineffizient erweist.  
Der dritte Defizitbereich ist die Exportförderung. 
Zwar existiert mit ProChile eine Förderinstitution 
mit langjähriger Erfahrung, aber in den letzten Jah-
ren ist die Anzahl der exportierenden Firmen nicht 
gestiegen und die Fluktuation der Exporteure ist 
hoch (30 Prozent der exportierenden Firmen wech-
seln jährlich). Die exportierten Produkte sind wei-
terhin meist rohstoffnah und die Wertschöpfung 
daher gering. Zwar läßt sich in einigen Branchen 
eine Tendenz zur allmählichen Vertiefung der Wert-
schöpfung beobachten. So werden etwa im Holzsek-
tor anstelle von Holzstämmen und –chips zuneh-
mend Zellulose, Bretter und Sperrholz exportiert. 
Dennoch sind die Hauptexportprodukte weiterhin 
Rohstoffe und rohstoffnahe Produkte (Bergbauer-
zeugnisse, Zellulose, Früchte, Wein). 
ProChile arbeitet eng mit CORFO zusammen und 
fördert bevorzugt solche Unternehmen, die nicht-
traditionelle Produkte exportieren, eine vertiefte 
Wertschöpfung aufweisen oder neue Märkte er-
schließen (produktbezogen bzw. regional). Proble-
me bestehen bei der Erfassung der Unternehmen, 
die potentiell exportieren könnten, und in der Förde-
rung von KMU, die exportfähig wären. In diesen 
Bereichen könnte ProChile z.B. enger mit den För-
derinstitutionen zusammenarbeiten, die auf die För-
derung von KKMU spezialisiert sind (SERCOTEC, 
INDAP, FOSIS), oder verstärkt mit regionalen Un-
ternehmensverbänden kooperieren. 
Der vierte Bereich, in dem die Nachfrageorientie-
rung der Institutionen verbesserungsfähig ist, ist die 
öffentliche Verwaltung. Bürokratische und lang-
same Verfahren behindern die Umsetzung von un-
ternehmerischen Initiativen. Viele Förder-
instrumente sind mit einem unnötig hohen bürokra-
tischen Aufwand verbunden, häufig auch mit Reisen 
nach Santiago. Dies bürdet insbesondere kleineren 
Unternehmen hohe Kosten auf. Auch die Formali-
sierung von Unternehmen ist aufwendig: Zwischen 
40 und 100 Verfahrensschritte sind erforderlich, was 
viele informelle Unternehmen davon abhält, sich zu 
formalisieren, und sie damit auch von Förderpro-
grammen ausschließt. Zudem fehlen den Kleinstun-
ternehmern oft die notwendigen Kenntnisse und 
Kapazitäten, um auf bestehende Förderprogramme 
zugreifen zu können, da diese relativ komplizierte 
Antragsverfahren mit sich bringen. 
Die Unternehmensformalisierung soll mit einem 
kürzlich erschienenen Handbuch des Wirtschafts-
ministeriums erleichtert werden, in das die Erfah-
rungen eines Pilotprogramms zur Verfahrensverein-
fachung eingeflossen sind.125 Unter anderem wird 
darin angestrebt, die Anzahl der Verfahrensschritte 
zur Unternehmensformalisierung drastisch zu redu-
zieren. 
4.4.3 Unternehmenskooperation 
In Chile existieren verschiedene Programme zur 
Förderung von horizontalen Unternehmensko-
operationen. Es ließ sich in den Interviews jedoch 
ein sehr niedriges Niveau an Kooperation feststel-
len. Die große Mehrheit der befragten Unternehmen 
in den Regionen kooperiert nicht mit anderen Un-
ternehmen. Dies gilt insbesondere für die großen 
und modernen Unternehmen. Die Gründe hierfür 
liegen zum einen in der individualistischen Unter-
nehmerkultur, zum anderen im niedrigen Grad der 
Integration in regionale Produktionssysteme und 
drittens in der fehlenden Intermediation durch staat-
liche Institutionen. 
Im Bereich der KMU-Förderung bietet vor allem 
CORFO kooperationsorientierte Projekte an 
(PROFO), bei denen gemeinsame Aktivitäten (Mes-
sebesuche, Seminare, gemeinsame Kommerzialisie-
rung oder technologische Innovationen) von min-
destens fünf KMU unterstützt werden. Darüber hin-
aus macht CORFO innerhalb des Fonds für techno-
logische Innovation (FONTEC) und des technischen 
Hilfsfonds (Fondo de Asistencia Técnica, FAT) 
Förderangebote an Zusammenschlüsse von wenigs-
tens drei Unternehmen. Bei der Förderung von 
Kleinst- und Kleinunternehmen haben besonders 
SERCOTEC, FOSIS und INDAP Instrumente ent-
wickelt, die von mehreren Unternehmen gemein-
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schaftlich in Anspruch genommen werden kön-
nen.126  
Diese Programme werden in den Regionen von 
einigen Unternehmen durchaus genutzt und auch 
positiv bewertet. Zum Teil wurden zudem Koopera-
tionen von Unternehmerverbänden initiiert und ge-
fördert, wie etwa von der Landwirtschaftlichen Ge-
sellschaft Bío-Bío (Sociedad Agrícola del Bío-Bío, 
SOCABIO). Insgesamt jedoch erschien das Koope-
rationsniveau bei den befragten Unternehmen nied-
rig. Auch Unternehmen, bei denen eine Kooperation 
sinnvoll erschien, um sich in den Wirtschaftsraum 
zu integrieren und eine bessere Marktposition zu 
erlangen, kooperierten häufig nicht. Ein Beispiel 
hierfür ist eine mittelständische Holzfirma in Bío-
Bío, die trotz positiver Erfahrungen mit einem 
PROFO keine Kooperationsbeziehungen mit ande-
ren KMU im Sektor unterhielt, obwohl dies die 
Marktposition gegenüber den großen Holzunter-
nehmen verbessern und die Modernisierung des 
Unternehmens befördern könnte. Darüber hinaus 
ging bei den befragten Unternehmen die Kooperati-
on selten über den Förderzeitraum des Programms 
hinaus, was darauf hindeutet, daß es weiterer Anrei-
ze zur Kooperation bedarf. Allerdings ist anzumer-
ken, daß eine systematische Erfassung der betriebli-
chen Kooperationsbeziehungen im Rahmen der 
vorliegenden Studie nicht vorgenommen werden 
konnte. 
Was die vertikale Verflechtung von Unternehmen 
mit ihren Zulieferern angeht, besteht in Chile vor 
allem eine Förderlinie, die ebenfalls von CORFO 
angeboten wird: Das Programm für die Entwicklung 
von Zulieferern (Programa de Desarrollo de Pro-
veedores, PDP) bietet Groß- und Mittelunternehmen 
Fördermittel zur Kooperation mit ihren Zulieferern 
(mind. 10 KMU im Industrie- und Manufaktursek-
tor, mind. 20 im Agrarsektor). Finanziert werden 
hierbei bis zu 60 Prozent der Kosten für die Ent-
wicklung eines Kooperationsplanes und für die 
Durchführung von Maßnahmen, insbesondere zum 
subcontracting mit KMU. Es handelt sich hierbei 
um ein relativ neues Programm, das erst seit 1998 
läuft, so daß eine Bilanz schwierig ist. Einige von 
                                                     
126 Vgl. hierzu SERCOTEC (1999b). 
den befragten Unternehmen in den Regionen haben 
an derartigen Projekten teilgenommen und zeigten 
sich zufrieden. Zum Teil wurden die Zusammen-
schlüsse von NROs oder Unternehmerverbänden 
initiiert, wie etwa von der Entwicklungsgesellschaft 
von Arauco (Corparauco) in Bío-Bío, die im Mo-
ment zwei PDP-Projekte durchführt. Vereinzelt 
wurde allerdings angemerkt, daß die teilnehmenden 
Großunternehmen die erhaltenen Fördermittel nicht 
zu Kooperationszwecken, sondern zur Senkung der 
laufenden Kosten eingesetzt hätten. Insgesamt er-
schien auch das Verflechtungsniveau niedrig. Die 
meisten befragten Unternehmen hatte keine Koope-
rationsbeziehung mit ihren Zulieferern. 
Die Ergebnisse machen deutlich, daß zusätzliche 
Anreize für Kooperation und Verflechtung geschaf-
fen werden sollten. Diese sollten jedoch nicht in 
zusätzlicher materieller Förderung oder neuen Pro-
grammen und Fonds bestehen, da die bestehenden 
Programme positive Ansätze verfolgen, aber wenig 
genutzt werden. Vielmehr sollte der Schwerpunkt 
auf weiche Steuerungsinstrumente wie Absicherung, 
Information und Monitoring gesetzt werden. Vor-
bild könnte hier z.B. die Zusammenarbeit zwischen 
dem Minenunternehmen Doña Inés de Collahuasi 
und der Handelskammer von Iquique sein, die dem 
Unternehmen auf Anfrage Informationen über mög-
liche Zulieferer für bestimmte Produkte gibt. Anrei-
ze zu Verflechtung und damit Ansatzpunkte zu einer 
Vertiefung der Wertschöpfungsketten können dar-
über hinaus über die gezielte Förderung von Zulie-
ferern für die Großunternehmen in den Regionen 
geschaffen werden. In Tarapacá wären hier mögli-
che Ansatzpunkte die KMU der metallverarbeiten-
den Branche, die sich mit dem Minensektor vernet-
zen können. In Bío-Bío wäre dies u.a. die mittel-
ständische holzverarbeitende Industrie, die mit den 
großen Holzfirmen kooperieren kann. 
In diesem Zusammenhang ist außerdem eine geziel-
te Förderung von Existenzgründungen nötig. Hier 
besteht in Chile ein großes Defizit, es existieren nur 
vereinzelte Initiativen. Diese sind wiederum nicht 
an regionale Standortpolitiken geknüpft, schöpfen 
nicht systematisch die produktiven Potentiale des 
Standortes aus und knüpfen meist kaum an vorhan-
dene Produktionssysteme an. Zudem bestehen keine 
Instrumente für die Bereitstellung von Risikokapital 
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und Informationen und für die Kommerzialisierung 
neuer Produkte. Bei der Existenzgründung könnten 
regionale Institutionen eine wichtige Rolle spielen. 
Sie könnten strategische Branchen identifizieren, in 
denen neue Unternehmen geschaffen werden soll-
ten, und sie könnten die Eingliederung in neue 
Märkte erleichtern (Merchandising, Marketing). Ein 
wichtiges Element bei der Bereitstellung von Ge-
werbeflächen ist auch die Raumplanung, bei der 
regionale und lokale Akteure eine große Rolle spie-
len. Schließlich ist auch an eine aktivere Rolle der 
Universitäten zu denken, die Unternehmensgrün-
dungen aus dem Studium bzw. aus dem For-
schungsbetrieb anregen können. Eine derartige Ini-
tiative wird zur Zeit in der Ingenieursfakultät der 
Universidad de Concepción gestartet. 
5 Empfehlungen 
Chile verliert Entwicklungschancen aufgrund seiner 
zentralisierten und sektoralen institutionellen Struk-
tur. Das soll nicht heißen, daß die chilenische Wirt-
schaft in naher Zukunft keine Wachstumschancen 
hat, solange der Wachstumspfad der ressourcenna-
hen Produktion noch ausgeweitet werden kann 
(Holzwirtschaft, Fischerei, Bergbau). Ziel sollte es 
jedoch sein, das Wachstum in territorialer, sektora-
ler und sozialer Hinsicht auf eine breitere Grundlage 
zu stellen.  
In territorialer Hinsicht besteht die zentrale Her-
ausforderung darin, die endogenen Ressourcen der 
verschiedenen Wirtschaftsräume zu mobilisieren. 
Hier geht es nicht darum, ein gleichgewichtiges 
regionales Wachstum herbeizuführen: Auch unter 
den Bedingungen des Qualitätswettbewerbs werden 
einige Regionen sich dynamischer entwickeln als 
andere. Es macht jedoch aus zwei Gründen Sinn, 
der zunehmenden wirtschaftlichen Konzentration in 
der Hauptstadtregion entgegenzutreten: Zum einen 
hat sie diseconomies of agglomeration zur Folge, 
die teilweise über Transferleistungen und Subventi-
onen kompensiert werden. Zum anderen erschwert 
sie die Herausbildung von integrierten Produktions-
systemen in anderen Regionen des Landes.  
In sektoraler Hinsicht sollten bestehende Bemü-
hungen verstärkt werden, von der Konzentration auf 
wenige ressourcennahe Produktionszweige zu einer 
Vertiefung der Wertschöpfung sowie einer Diversi-
fizierung der Produktpalette zu gelangen. Dies führt 
zu geringerer Abhängigkeit von schwankenden 
Weltmarktpreisen der ressourcennahen Produkte 
und zu einer größeren Gestaltungsfähigkeit der 
Handelsbeziehungen. Außerdem kann es zu einer 
Entlastung der intensiven Ressourcennutzung vor 
allem in der Fischerei und der Forstwirtschaft füh-
ren. Zusätzlich bieten Aktivitäten mit größerer Ver-
arbeitungstiefe höherqualifizierte Arbeit und siche-
rere Arbeitsverhältnisse. 
In sozialer Hinsicht geht es darum, den starken 
Einkommensunterschieden, unsicheren Beschäfti-
gungsverhältnissen und der ungenügenden sozialen 
Absicherung eines großen Teils der chilenischen 
Bevölkerung entgegenzuwirken. Durch die Verbes-
serung von Rahmenbedingungen und Startchancen 
für unternehmerische Aktivitäten und die standort-
politische Förderung von Humankapital wird 
Wachstum langfristig stärker an die Innovations-
kraft der wirtschaftlichen Akteure angebunden und 
weniger an die Ausbeutung der Ressourcenbasis des 
Landes. 
Dieses Ziel der breiteren Grundlage des Wachstums 
kann durch die Förderung des Qualitätswettbewerbs 
in den Wirtschaftsräumen und Unternehmen erreicht 
werden. Dazu sind in Chile weitere institutionelle 
Reformen auf nationaler, regionaler und lokaler 
Ebene notwendig. Insgesamt hat die Untersuchung 
eine hohe Reformbereitschaft der chilenischen Insti-
tutionen aufgezeigt. Es gibt eine klare Tendenz, 
Konzepte der Entwicklung von Wirtschaftsräumen 
in die institutionelle Modernisierung einzubeziehen, 
wie auch die Politik der regionalen Wirtschaftsent-
wicklung der Regierung Frei deutlich macht. Aller-
dings fällt auf, daß diese Reformansätze in der Pra-
xis nicht vollständig umgesetzt und Reformerfah-
rungen nicht systematisch verbreitet werden, und 
somit Information über best practices häufig nicht 
verfügbar ist. So gibt es eine große Anzahl von Pi-
lotprojekten, aber nur ein kleiner Teil davon schließt 
eine Evaluierung und Verbreitung von Ergebnissen 
ein. Für ein politisches System, in dem regionale 
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und lokale Akteure eine zunehmend wichtige Rolle 
spielen, ist dies ein schwerwiegender Mangel.  
Trotz der Dynamik einzelner institutioneller Re-
formprozesse und der schon erfolgten Dezentralisie-
rungsschritte, gibt es in Chile derzeit kein kohären-
tes Modell der politischen, fiskalischen und admi-
nistrativen Modernisierung auf regionaler und loka-
ler Ebene. Es fehlte bislang der politische Wille, die 
Bekenntnisse zur Dezentralisierung mit klaren Re-
formschritten zu begleiten. Auf der zentralen Ebene 
wird von vielen politischen Akteuren ein Machtver-
lust zugunsten der Regionen und Kommunen be-
fürchtet. Es wird gefragt, ob die Einheit des Natio-
nalstaates durch ein dezentralisiertes politisches 
System gewährleistet werden könne. Auch wird die 
technische Kompetenz der untergeordneten Ge-
bietskörperschaften angezweifelt. 
5.1 Reformbedarf in der chilenischen 
Standortpolitik 
Kernelement und Ausgangspunkt der Empfehlungen 
dieser Studie ist vor diesem Hintergrund eine weite-
re Stärkung der dezentralen standortpolitischen 
Institutionen, insbesondere auf der regionalen Ebe-
ne. Daher richten sich die ersten drei Empfehlungen 
auf diese grundlegenden Reformen. Die institutio-
nelle Realität, der wir in Chile begegnet sind, gibt 
jedoch Anlaß zu einer Reihe weiterer Empfehlun-
gen. Sie entspringen der Tatsache, daß man zu-
nächst auf der bestehenden sektoralen und zentralis-
tischen Institutionenstruktur aufbauen und diese 
Schritt für Schritt in Richtung der angestrebten 
Struktur reformieren muß. Hierzu sollte die Koordi-
nation zwischen den Institutionen und die Integrati-
on der Programme und Instrumente gefördert, die 
Zielgruppennähe der Institutionen erhöht, Reform-
anstrengungen und Erfahrungen systematisiert, die 
existierenden Planungsinstrumente verbessert, die 
Partizipationsmöglichkeiten nichtstaatlicher Akteure 
erweitert und die Wirtschaftsförderung stärker auf 
die jeweiligen Standorte ausgerichtet werden. 
Die im folgenden ausgeführten Empfehlungen wen-
den sich nicht nur an die dezentralen Ebenen der 
chilenischen Institutionen: Es ist vor allem Aufgabe 
des Zentralstaates, ein kohärentes Modell der politi-
schen und administrativen Modernisierung zu ent-
wickeln, das den neuen Anforderungen an staatli-
ches Handeln gerecht wird. Dies beinhaltet Refor-
men im Bereich der politischen Repräsentation und 
Legitimation auf der Regionalebene, Reformen 
innerhalb der sektoralen Institutionen hin zu stärke-
rer Dezentralisierung und Orientierung an räumli-
cher Wirtschaftsentwicklung sowie nicht zuletzt 
auch einen Wandel im Selbstverständnis der zent-
ralstaatlichen Ministerialbürokratie, die unter den 
Bedingungen der Dezentralisierung ihre Weisungs-
befugnisse einschränken, aber ihre Kontroll-, Bera-
tungs- und Monitoringfunktionen ausbauen muß.  
Die Regionalregierungen politisch stärken: Aus 
standortpolitischer Sicht empfiehlt es sich, die poli-
tische Macht- und Legitimitätsbasis der Regionalre-
gierung zu stärken. Es ist daher zu begrüßen, daß in 
Chile gegenwärtig die Direktwahl des Regionalra-
tes, seines Präsidenten bzw. des Intendenten der 
Region diskutiert wird. Unter den Bedingungen der 
politischen Dezentralisierung kommt es dem Zent-
ralstaat zukünftig zu, die Arbeit der Regionalregie-
rungen zu überwachen, um eine größtmögliche Ko-
härenz der Entwicklungsstrategien zu gewährleisten. 
Aufgabe der Regionalregierungen ist es u.a., die 
Arbeit der Kommunen zu überwachen und zu unter-
stützen. Die politische Stärkung der Regionen durch 
direkte Wahlen verbessert nicht nur ihre Stellung 
gegenüber dem Zentralstaat, sondern erleichtert 
auch die Wahrnehmung von Kontroll- und Bera-
tungsfunktionen gegenüber den Kommunen. Diese 
stehen als Körperschaften mit einer autonomen Le-
gitimationsbasis den Interventionen der Regionalre-
gierungen bislang eher mißtrauisch gegenüber. 
Die regionale Institutionenstruktur reformieren: 
Damit die Region ihre Aufgaben im Bereich Stand-
ortpolitik effektiv wahrnehmen kann, ist eine Re-
form der institutionellen Struktur nach dem AKV-
Prinzip von entscheidender Bedeutung. Hierfür ist 
es wichtig, die technischen Kapazitäten der Regio-
nalregierungen zu stärken. Deshalb wäre eine Über-
tragung der Planungskompetenzen vom Regional-
vertreter des Planungsministeriums (SERPLAC) auf 
die Regionalregierung begrüßenswert. Dies würde 
auch dazu beitragen, die Rolle der Regionalregie-
rung in der strategischen Planung zu stärken. Damit 
würde neben den zwei bestehenden Abteilungen 
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Verwaltung und Finanzen und Analyse und Kon-
trolle eine dritte Abteilung für Planung entstehen. In 
einem weiterführenden Schritt sollten die Regional-
vertreter der Ministerien (SEREMI) und der Servi-
cios in die Regionalregierung integriert werden. 
Dabei sollte die personelle Zusammensetzung stär-
ker auf regionaler Ebene (durch Intendente und 
Regionalrat) als durch den Präsidenten bzw. die 
zentralstaatliche Ministerialbürokratie bestimmt 
werden.  
Die fiskalische Dezentralisierung weiterführen: 
Wir empfehlen die Schaffung eigener Einnahmen 
aus Steuern, Abgaben oder Gebühren für die Regio-
nalregierungen. Allerdings sollten diese auf unter-
nehmerischer Aktivität basieren, damit zusätzliche 
Anreize für ein Engagement der Regionen im Be-
reich der Wirtschaftsentwicklung entstehen. Dassel-
be gilt für die Kommunen: Ihre Einnahmen aus 
unternehmerischer Aktivität, im Moment vor allem 
die Ausstellung von Gewerbelizenzen, sollten er-
höht werden. Allerdings ist an Mechanismen zu 
denken, die sich stärker am Unternehmenserfolg 
orientieren als bisher. Die Schaffung eigener Ein-
nahmen sollte mit Ausgleichsfonds zwischen den 
Gebietskörperschaften einhergehen, um auch ärme-
ren Territorien Mittel zur Gestaltung ihrer Entwick-
lungsstrategie zukommen zu lassen.  
Ein weiterer wichtiger Schritt wäre die Loslösung 
der Finanzquellen von der starken sektoralen Kondi-
tionierung. Dazu ist zunächst eine stärkere Dezent-
ralisierung der Ressourcenverantwortung auf die 
Regionalsekretariate der Ministerien und die Regio-
naldirektionen der Servicios notwendig. Anschlie-
ßend sollten diese sektoralen Investitionshaushalte 
mit regionaler Ausrichtung unter dem Dach des 
Regionalhaushalts zusammengeführt werden. Das 
würde eine bessere Fokussierung der Wirtschafts-
förderungsinstrumente erlauben, die Koordination 
der verschiedenen Sektorprogramme erleichtern und 
die Ausrichtung der öffentlichen Investitionen an 
der strategischen Planung verbessern. 
Empfohlen wird schließlich auch die Ausdehnung 
des Finanzierungsmodus Convenios de Programa-
ción, der bisher nur zur Kofinanzierung zwischen 
Ministerien und Regionalregierungen zur Verfü-
gung steht, auf die Zusammenarbeit zwischen Mi-
nisterien und Kommunen bzw. Regionalregierungen 
und Kommunen. 
Die Koordination zwischen den Akteuren der 
regionalen und lokalen Standortpolitik ausbau-
en: Es wird empfohlen, neben der bilateralen Koor-
dination in einzelnen Sektoren vor allem die multi-
laterale Koordination mit Konzentration auf einzel-
ne Zielgruppen oder Politikfelder zu intensivieren. 
Auf regionaler Ebene ist dies über die oben themati-
sierte Integration der sektoralen Akteure in die Re-
gionalregierung erreichbar. Sehr wichtig ist aller-
dings auch die lokale Koordination von Sektorpoli-
tiken: Die Kommunen sollten hier zusätzliche 
Kompetenzen erhalten und mehr als nur das Recht 
auf Information über die Sektorpolitiken der Minis-
terien und Servicios. Es gibt heute bereits verschie-
dene Ansätze für die Koordination sektoraler Akteu-
re auf lokaler Ebene, z.B. lokale Entwicklungsge-
sellschaften oder die lokalen Komitees zur Wirt-
schaftsförderung. Diese Entwicklung gilt es weiter 
zu fördern. 
Auch die Koordination zwischen den territorialen 
Akteuren (Kommunen, Provinzen und Regionen) 
muß weiter ausgebaut werden. Standortpolitik ba-
siert in vielen Fällen auf interkommunaler Zusam-
menarbeit. Mit der Förderung interkommunaler 
Raumordnungspläne ist ein Schritt in die richtige 
Richtung unternommen worden, erforderlich ist 
jedoch die Ausdehnung von Koordinationsfeldern 
auf die Bereiche der Versorgungswirtschaft, des 
Verkehrswesens und des Standortmarketings. In 
ländlich geprägten und peripheren Gebieten sollten 
die Provinzgouverneure befähigt werden, Koordina-
tionsaufgaben zwischen Kommunen und Sektor-
institutionen zu übernehmen.  
Die Kunden- und Bürgerorientierung der öffent-
lichen Verwaltung stärken: Eine wichtige Aufga-
be für den öffentlichen Sektor besteht in der weite-
ren Umsetzung von Reformen zur Vereinfachung 
von Verwaltungsabläufen, um die Institutionen für 
Kunden und Bürger zugänglicher zu machen. Eben-
so sollte großer Wert auf die Verbreitung von In-
formationen über das staatliche Angebot an Dienst- 
und Förderleistungen sowie auf die Erfassung der 
Nachfrage des privaten Sektors gelegt werden. Da-
bei kann eine vertiefte Zusammenarbeit mit privaten 
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Durchführungsorganisationen hilfreich sein, da 
zahlreiche wirtschaftsnahe Dienstleistungen genau-
so gut oder besser von privaten Trägern erbracht 
werden können. 
Das institutionelle Lernen und die Verbreitung 
von best practices in der öffentlichen Verwaltung 
unterstützen: Um besseren Nutzen aus den vielfäl-
tigen Reformansätzen im Sinne des New Public 
Management in der öffentlichen Verwaltung zu 
ziehen, schlagen wir vor, Instrumente der Wir-
kungsanalyse für Interventionen des Staates im Be-
reich der Wirtschaftsentwicklung zu entwickeln und 
anzuwenden sowie Systeme institutionellen Lernens 
in den regionalen und lokalen Institutionen zu schaf-
fen. Schließlich ist auch die Verbreitung von best 
practices unter den Akteuren der Standortpolitik 
von herausragender Bedeutung, u. a. auch, um eine 
einheitliche und überschaubare institutionelle Ent-
wicklung zu gewährleisten. Die Schaffung von in-
ternetgestützten Kommunikationsnetzwerken bietet 
sich zum Informationsaustausch über Reformansät-
ze im öffentlichen Sektor an.  
Die strategische Planung verbessern: Die strategi-
sche Planung muß auf der regionalen und lokalen 
Ebene enger an die Ressourcenentscheidungen der 
öffentlichen Hand angekoppelt werden. Unterneh-
men, Bildungs- und Forschungsinstitutionen und die 
Zivilgesellschaft sollten am Planungsprozeß betei-
ligt werden, um einen breiten Konsens über die 
Entwicklungsziele zu erzielen, erreichbare und veri-
fizierbare Ziele zu formulieren und einen hohen 
Grad an Transparenz und gesellschaftlicher Kontrol-
le der Politik zu erreichen. Zudem ist es wichtig, die 
kommunale Planung mit der Regionalplanung abzu-
stimmen und Sektorpläne auf der Basis dieser terri-
torialen Pläne zu erstellen. 
Die Effizienz der Raumordnung erhöhen: Die 
technischen und administrativen Kompetenzen der 
Regionalregierungen und Kommunen in der Raum-
ordnung müssen weiter gestärkt werden, um die 
beschleunigte Modernisierung der Standorte zu 
gewährleisten. Die sektoralen Akteure der Raum-
ordnung (Ministerium für Wohnungswesen und 
Stadtentwicklung, Ministerium für öffentliche Bau-
ten, Landwirtschaftsministerium, etc.) sollten 
Dienstleisterfunktionen übernehmen, was lokale und 
regionale Raumordnungsaufgaben angeht. Hier ist 
besonders auf eine Verkürzung der sehr langwieri-
gen Verfahren zu achten. Bei überregionalen Pro-
jekten, wie z.B. dem Fernstraßenbau, sollte die Ver-
antwortung gemäß dem Prinzip der Subsidiarität 
jedoch nach wie vor bei den zentralstaatlichen In-
stanzen liegen. 
Öffentlich-private Kooperationen ausbauen: Die 
Zusammenarbeit zwischen dem öffentlichen Sektor 
und der Privatwirtschaft in der Standortpolitik sollte 
weiter intensiviert werden. Hierfür ist es wichtig, 
daß Prozesse der Leitbildformulierung zu konkre-
ten, gemeinsam realisierten Maßnahmen führen. 
Unter Berücksichtigung der geringen Erfahrung in 
Chile im Bereich der öffentlich-privaten Partner-
schaft sollte auch daran gedacht werden, die Unter-
nehmerverbände als Vermittler zwischen Unter-
nehmen und Staat zu stärken. Der rechtliche Rah-
men für öffentlich-private Kooperationen auf loka-
ler Ebene sollte den Kommunen mehr Freiräume in 
diesem Bereich einräumen. 
Die Organisationen der chilenischen Zivilgesell-
schaft stärken: Die Institutionen der Standortpoli-
tik brauchen repräsentative Ansprechpartner in der 
Zivilgesellschaft, die in der Lage sind, fähiges Per-
sonal und Wissen in die Planung und Implementie-
rung von Entwicklungsstrategien einzubringen. 
Deshalb ist die Beteiligung von Forschungs- und 
Bildungseinrichtungen an politischen Prozessen und 
die Förderung von Organisationen, Verbänden und 
Gewerkschaften in ihrer Rolle als Sprachrohr der 
gesellschaftlichen Interessen wichtig. Dies schließt 
mit ein, über den politischen und rechtlichen Rah-
men der Beteiligungsmöglichkeiten und Einfluß-
möglichkeiten der verschiedenen Gruppierungen 
nachzudenken. Besonders ins Auge fallen dabei die 
beschränkten Möglichkeiten der Gewerkschaften, 
die Interessen ihrer Klientel zu vertreten. 
Wirtschaftsförderung standortbezogen gestalten: 
Es wird empfohlen, standortbezogene Systeme der 
Nachfrageermittlung zu entwickeln, um Förderin-
strumente besser an die Unternehmernachfrage an-
passen zu können. Auch muß die Informationspoli-
tik der Förderinstitutionen weiter verbessert werden. 
In die Informationsvermittlung können zum einen 
die Unternehmerverbände stärker eingebunden wer-
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den. Zum anderen können regionale und lokale In-
stitutionen eine aktivere Rolle als Vermittler zwi-
schen Unternehmenssektor und Förderinstitutionen 
übernehmen und selbst Informationspolitik betrei-
ben, z.B. durch den Aufbau von kommunalen Wirt-
schaftsförderungsbüros. Damit Standortpolitik als 
kommunale bzw. regionale Aufgabe stärker als bis-
her wahrgenommen wird, ist es sinnvoll, die beste-
hende Anreizstruktur zu verbessern, z.B. über die 
angesprochene größere Teilhabe der Kommunen 
und Regionen an den Steuerzahlungen der Unter-
nehmen. 
Die Verflechtung der Unternehmen fördern: 
Bestehende Anreize für die horizontale und vertika-
le Kooperation zwischen den Unternehmen sollten 
ausgebaut und durch standortpolitische Maßnahmen 
auf lokaler und regionaler Ebene ergänzt werden. 
Hierzu zählen v.a. eine aktive Ansiedlungs- und 
Existenzgründungspolitik, der Aufbau von Infra-
struktur sowie die verstärkte Zusammenarbeit mit 
Universitäten und Forschungseinrichtungen. Die 
Unternehmerverbände sollten darin bestärkt werden, 
Kooperationsbeziehungen am Standort anzubahnen. 
Darüber hinaus sollten die KKMU, die als Zuliefe-
rer der strategischen Sektoren eines Wirtschafts-
raumes fungieren können, durch spezielle Pro-
gramme gefördert werden. Die strategische Steue-
rung des Strukturwandels sollte von vornherein auf 
eine vertiefte Kooperation der ansässigen Unter-
nehmen abzielen.  
5.2 Regionale Standortpolitik und 
Entwicklungszusammenarbeit (EZ) 
Neue Denkanstöße in der EZ betonen die Wichtig-
keit integrierter Förderansätze, die anstelle einer 
Förderung durch einzelne Projekte an der institutio-
nellen Ausstattung eines Landes ansetzen.127 Diese 
bestimmt u.a., welche Gruppen Zugang zu den in 
einer Gesellschaft vorhandenen Ressourcen haben 
und wem die Beteiligung an der Gestaltung von 
Politik möglich ist. Die vorliegende Studie hat die 
institutionelle Struktur im Bereich der Standortpoli-
tik analysiert und setzt damit bei der Frage der Insti-
                                                     
127 Vgl. z.B. Kochendorfer-Lucius / van de Sand (2000). 
tutionenförderung an. Vor dem Hintergrund der 
chilenischen Erfahrungen lassen sich folgende An-
satzpunkte für die EZ identifizieren: 
Stärkung von Mittlerinstitutionen: Unternehmer-
verbände, Kammern und zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen müssen in ihrer Funktion als Mittler 
zwischen marktförmigen und politischen Entschei-
dungssystemen gestärkt werden. Sie stellen wichtige 
Kanäle zur Interessenvermittlung zwischen Staat 
und Gesellschaft dar. Auch zur Beschleunigung 
wirtschaftlicher Lernprozesse und zur Förderung 
von Unternehmenskooperationen sind sie ein zentra-
les Element, weil sie Informationen bereitstellen 
und als Vermittler zwischen den einzelnen Unter-
nehmern wirken können. Hier kann die EZ mit Aus-
bildungsangeboten und Beratung tätig werden, um 
die Stärkung und Reform dieser Mittlerorganisatio-
nen zu begleiten. Ein mögliches Instrument sind 
Kammernpartnerschaften, wie z.B. jene zwischen 
der Handelskammer in Arica und der IHK Aachen. 
Es ist aber notwendig, daß solche Partnerschaften in 
ihrer programmatischen Ausgestaltung auf strategi-
sche Schwerpunkte in der EZ Bezug nehmen und 
sich frühzeitig harten Erfolgskriterien unterwerfen. 
Wichtig ist zudem gerade in fortgeschrittenen Ent-
wicklungsländern wie Chile ein energischer Ausbau 
von Kooperationen mit Universitäten und For-
schungseinrichtungen im Rahmen der wissenschaft-
lich-technischen Zusammenarbeit. 
Dezentralisierung: Eine zielgruppennahe Standort-
politik setzt auf die Vorteile dezentraler Struktu-
ren.128 Deutschland mit seinem föderalen Aufbau 
kann hier auf eine Fülle von Erfahrungen und Kom-
petenzen zurückgreifen, die in der EZ zum Tragen 
gebracht werden können. Sinnvoll ist es jedoch, 
über punktuelle Beratungen hinaus auf die Formu-
lierung und Durchführung übergreifender und kohä-
renter Progamme der institutionellen Modernisie-
rung einzuwirken. Das Subsidiaritätsprinzip, die 
Einheit von Aufgaben, Kompetenzen und Ressour-
cenverantwortung und die Förderung der Kunden- 
und Bürgerorientierung in der Verwaltung sollten 
dabei die entscheidenden Leitlinien von Beratungs-
leistungen sein. Ein Beispiel für ein Projekt dieser 
                                                     
128 Vgl. Haldenwang (1999b); Simon (2000).  
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Art ist die Unterstützung von FOSIS durch die GTZ 
bzw. LUSO-Consult (als Durchführungsorgansati-
on) bei der internen Dezentralisierung seit 1996. 
Ziel des Projektes ist es, FOSIS durch Beratung im 
Bereich der organisatorischen Modernisierung effi-
zienter und zielgruppennäher zu machen und damit 
auch den Prozeß der Reform der chilenischen Servi-
cios insgesamt voranzutreiben. Ansatzpunkte sind 
die Verlagerung von Kompetenzen und Ressour-
cenverantwortung auf die Regionalbüros, die kon-
zeptionelle Gestaltung der Programmblöcke, die 
Weiterbildung von FOSIS-Mitarbeitern, Fortbildun-
gen in den Gemeinden und den Durchführungsorga-
nisationen, die Erstellung eines Handbuches über 
Planungsinstrumente sowie die Vernetzung mit 
anderen Organisationen. 
Stärkung der regionalen und lokalen Ebenen: 
Ein weiteres zentrales Tätigkeitsfeld für die EZ liegt 
darin, daß untergeordneten Gebietskörperschaften 
oft das nötige Know-how zur Gestaltung einer ef-
fektiven Standortpolitik fehlt. Ausbildung in Me-
thoden und Instrumenten der Planung und Raum-
ordnung sind ein wichtiger Ansatzpunkt zur Über-
windung der bestehenden Defizite. Hier sind durch 
die deutsche EZ in vergangenen Jahren effektive 
Ansätze entwickelt und umgesetzt worden. In Chile 
unterstützt die GTZ z.B. die Regionalregierung Bío-
Bío seit 1998 bei der regionalen Entwicklungspla-
nung und Raumordnung in der dortigen Küstenzone. 
Ziel des Projektes ist es, ein gesamträumliches Pla-
nungssystem (mit Integration von Umweltplanung) 
zu konzipieren und umzusetzen. Hierzu werden 
Planungsmethoden erarbeitet, die Fachkompetenzen 
und Koordination der beteiligten Institutionen ge-
stärkt und die Vereinheitlichung der von den ver-
schiedenen Institutionen verwendeten Normen und 
Kriterien angestrebt. Auch in diesem Fall ist es 
wichtig, daß Erfahrungen und Innovationen einem 
möglichst breiten Kreis von Institutionen zugänglich 
gemacht werden. Deswegen sollte verstärktes Ge-
wicht auf die Schaffung von Systemen institutionel-
len Lernens gelegt werden.  
KKMU-Förderung zur Wertschöpfungsvertie-
fung: Entwicklungsländer stehen heute vor der 
zentralen Herausforderung, die Wettbewerbsfähig-
keit von Standorten und Unternehmen und gleich-
zeitig die Breitenwirksamkeit des Wachstumsmus-
ters zu erhöhen. Ein zentraler Ansatzpunkt liegt hier 
in der KKMU-Förderung. Standortpolitik, die dar-
auf abzielt, das Wachstum auf eine breitere Grund-
lage zu stellen, muß sowohl Anreize für Großunter-
nehmen schaffen, um sich stärker zu verflechten, als 
auch KKMU in die Lage versetzen, die verlangten 
Qualitätsstandards zu erfüllen. Die EZ kann durch 
Beratung existierender Förderinstitutionen dazu 
beitragen, wirksame Instrumente zur Identifikation 
von kooperationsfähigen Unternehmen im KKMU-
Bereich und zur Förderung von Unternehmensgrün-
dungen zu entwickeln und anzuwenden. Sie kann 
über Projekte der beruflichen Aus- und Fortbildung 
und über die wissenschaftlich-technische Zusam-
menarbeit den Aufbau von Humankapital fördern 
und die gesellschaftlichen Lernprozesse beschleuni-
gen. Schließlich kann sie durch Projekte im Bereich 
der Organisationsentwicklung zur Entwicklung von 
kundenfreundlichen und effektiven Förderstrategien 
in den Bereichen Qualitätsstandards, Unternehmens-
finanzierung und Ausbildung für KKMU beitragen. 
Die EZ sollte bei allen diesen Ansatzpunkten be-
rücksichtigen, daß eine systemische Herangehens-
weise notwendig ist, wenn es um die Schaffung von 
effizienten und zielgruppennahen Strukturen geht. 
Daher ist der gegenwärtig vom BMZ betriebene 
Übergang von der Förderung durch Einzelprojekte 
zu Programmansätzen begrüßenswert und sollte 
zügig umgesetzt werden. Wichtig ist hier das Zu-
sammenspiel zwischen einer forcierten Strategie- 
und Leitbildformulierung einerseits und verstärkten 
Initiativen der Kooperation zwischen bestehenden 
Projekten andererseits, um möglichst rasch Erfah-
rungen in diesem Punkt zu sammeln. Einen derarti-
gen Ansatz verfolgt die GTZ gegenwärtig in der 8. 
Region: Dort werden fünf Projekte in den Bereichen 
Kleinstgewerbeförderung, berufliche Bildung, Aus-
bildung, betrieblicher Umweltschutz und KMU-
Exportförderung ein gemeinsames Programm mit 
dem Schwerpunkt der standortbezogenen Wirt-
schafts- und Beschäftigungsförderung aufbauen, das 
auf die Entwicklung eines Wirtschaftsraumes (des 
Secano) in der Provinz Ñuble abzielt. 
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Anhang: Liste der Interviewpartner 
Datum Organisation Person Funktion 
  
 Santiago 
15. 02. CONUPIA Ramiro Diaz Tapia Stellvertretender Leiter 
15. 02. FES Peter Gey Leiter Büro Chile 
16. 02. SUBDERE Luis Angulo Stellvertretender Abteilungsleiter  
16. 02. Wirtschaftsministerium Andrés González Leiter für Spezialpläne 
17. 02. FOSIS/GTZ/LUSO Doris Thurau Projekt-AP 
17. 02. FOSIS  Marcelo Monsalves Vizedirektor 
18. 02. Transversal Giorgio Martelli Direktor 
18. 02. Cecilia Montero Consultant 
  
 Iquique 
21. 02. Regionalregierung Jorge Esteban Munoz Abteilungsleiter 
21. 02. SERPLAC Edgardo Alvarez Abteilungsleiter 
21. 02. UCR Ximena Gutierrez Büroleiterin 
21. 02. Baukammer Jorge Pantoja Präsident 
21. 02. SEREMI Wirtschaftsministerium Alejandro Bell Regionalsekretär 
22. 02. Bergbauunternehmen Punta de Lobos Juan Carlos Flaquer Manager Produktion 
22. 02. SEREMI Bergbauministerium Rodrigo Valeriano Regionalsekretär 
22. 02. Industrieverband Virginia Escobar Präsident 
22. 02. Regionalrat Gabriel Abusleme Ausschuß f. Wirtschaftsförderung 
23. 02. Empresa Portuaria Ronnie Manzo Manager 
23. 02. ZOFRI Gonzalo Cid Manager Entwicklung 
23. 02. Industrie- und Handelskammer Pablo Daud Präsident 
23. 02. SERCOTEC Juan Luza Abt.-leiter Wirtschaftsförderung 
23. 02. Bergbauunternehmen Collahuasi Juan Carlos Palma Vizepräsident Außenbeziehungen 
24. 02. SEREMI Min. für öffentl. Bauten Patricia Román Regionalsekretärin 
24. 02. Verband der Fischindustrie José Carreno Technischer Leiter 
24. 02. Verband der ruralen Kommunen Sergio Medina Generalsekretär 
24. 02. Stadt Iquique Jorge Soria Bürgermeister 
24. 02. AGPIA Alberto Ahumada Direktor 
25. 02. CONADI Olaf Olmos Abteilungsleiter 
25. 02. SERNATUR Juan Torres Regionalsekretär 
25. 02. Unternehmen MAESTRANZA Jorge Lapuenta Betriebsleiter 
25. 02. Unternehmen STEELMACC Piero Macchiavello Unternehmer 
25. 02. SENCE Ida Pantoja Abteilungsleiterin 
  
 Arica 
28. 02. FOSIS Marcelo Islas Regionaldirektor 
29. 02. INDAP Jorge Torres Regionaldirektor 
29. 02. SEREMI Landwirtschaftsmin. Roberto Martinic Regionalsekretär 
29. 02. Unternehmen ZOFRI Chacalluta Gabriel Ahumada Munoz Manager 
29. 02. Unternehmen FISA Raul Balbontin Betriebsleiter 
01. 03. Gobernación Miguel Soto Campos Consultant 
01. 03. Stadt Arica, CIE Liliana Quinteros Leiterin des Büros  
01. 03. Banco de Chile Hernán Fischer Filialleiter Arica 
02. 03. CORFO German Lafuente Mitarbeiter Wirtschaftsförderung 
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02. 03. PROCHILE Roxana Belaunde Regionaldirektorin 
02. 03. Regionalrat Jorge Bernal Regionalrat 
02. 03. AGIMA-ACT Luis Monsalves Manager 
02. 03. SERPLAC Arica José Luis Torres Provinzdirektor 
02. 03. Universität Tarapacá Fernando Cabrales u.a. Professor 
03. 03. Empresa Portuaria Mario Moya Montenegro Manager 
03. 03. Exportzentrum Puerta América Gonzálo Grebe Manager 
03. 03. Industrie- und Handelskammer Roberto Chadid Präsident 
  
 Putre-Parinacota 
03. 03. Zentrum Aymar-Uta Augusto Alave Kleinunternehmer 
03. 03. Gobernación Parinacota Sergio Dini stellv. Gouverneur 
04. 03. NRO Corporación Norte Grande Alex Mendoza Projektmitarbeiter 
04. 03. Unternehmen Inkanny Patricio Kleinunternehmer 
04. 03. Projekt Hostal Leonel Terán Kleinunternehmer 
04. 03. Unternehmen Pub Cuchu Marka Juan Vergara Kleinunternehmer 
  
 Concepción 
07. 03. Univ. de Concepción Cecil Alvarez u.a. Dekan Ingenieursfakultät 
07. 03. Intendencia Martin Zelic, Jaime Tohá Intendent (alt-neu) 
08. 03. Konsulat Herbert Siller Honorarkonsul 
08. 03. Regionalrat varios Regionalräte 
08. 03. SEREMI Min. für öffentl. Bauten Omar Yutronic Abteilungsleiter 
08. 03. SEREMI Wirtschaftsministerium Ricardo Jara Regionalsekretär 
09. 03. SERPLAC Rita Navarro Regionalsekretärin 
09. 03. Regionaler Kleinfischerverband Hugo Arancibia Präsident 
09. 03. FOSIS Patricio Huepe Regionaldirektor 
09. 03. PROCHILE Marcela Aravena Regionaldirektor 
10. 03. NRO CorBioBio Hernan Alvez Geschäftsführer 
10. 03. GTZ Werner Ohligschläger Projekt-AP 
10. 03. CORFO Andrés Vivero Vizedirektor 
10. 03. Regionalregierung Claudio Elgueta Abteilungsleiter 
13. 03. Hotelverband HOTELGA Francisco Flores Präsident 
13. 03. SERCOTEC Enrique Carrasco Regionaldirektor 
13. 03. Verband der Holzwirtschaft CORMA Emilio Uribe Geschäftsführer 
14. 03. UPP Provincia BioBio Rodrigo Navarrete Koordinator 
14. 03. Bauernverband Bio-Bio SOCABIO José M. Stegmair Präsident 
14. 03. Unternehmen Asseradora Rarinco Alfonso Dafonseca Unternehmer 
14. 03. Unternehmen FibraMolt Jorge Vejar Betriebsleiter 
15. 03. CONAMA Bolívar Ruiz Regionaldirektor 
15. 03. CONAF Alberto Bordeu Regionaldirektor 
15. 03. Univ. de Concepción - EULA Oscar Parra u.a. Akademischer Direktor 
15. 03. INDAP Carlos Matamala Abteilungsleiter 
16. 03. Kommune Coelemu Bendito Pesares Bürgermeister 
16. 03. Kommune Ranquil José Benito Bravo Bürgermeister 
16. 03. Comité Local de Fomento Productivo Sergio Deveras Direktor 
16. 03. Provinz Nuble Patricio Huepe Gouverneur 
16. 03. INIA Hernán Acuna Regionaldirektor 
16. 03. Bauernverband Nuble Manuel Maturana Direktor 
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16. 03. Corp. Adelanto y Desarrollo Nuble Jorge Bocaz Bocaz Präsident 
17. 03. CUT Alejandro Deig Regionalpräsident 
17. 03. Banco de Desarrollo Alejandro Dobbs Alvarez Büroleiter 
20. 03. Kooperative CrediCoop Juan Aravena Mitarbeiter 
20. 03. SERNAM Maria Eugenia Aguayo Regionalkoordinatorin 
20. 03. Asexma Bio-Bio Alfredo Meneses Regionaldirektor 
21. 03. Stadt Concepción Ariel Ulloa Bürgermeister 
21. 03. Industrie- und Handelskammer Leoncio Toro Araya Geschäftsführer 
22. 03. Univ. Bío-Bío CEUR Rafael Galdames Direktor 
22. 03. Sernapesca Tirso Poblete Regionaldirektor 
22. 03. Stadt Talcahuano Leocón Portus Bürgermeister 
22. 03. SECPLAC Talcahuano Francisco Espinosa Regionalsekretär 
22. 03. Werft ASMAR Carmen Miranda Öffentlichkeitsarbeit 
22. 03. Gewerkschaft Huachipato Hernán Cortés Generalsekretär 
23. 03. Hafenunternehmen Coronel Guillermo Bobenrieth Manager 
23. 03. SECPLAC Lebu Francisco Plano Regionalsekretär 
23. 03. NRO CorpArauco Andrés Sanhueza Geschäftsführer 
23. 03. Fischereiverband Lebu Domingo Palma Geschäftsführer 
24. 03. Projekt GTZ Gunhild Hansen-Rojas Projekt-AP 
24. 03. Colegio de Ingenieros Arabella Espinosa Geschäftsführerin 
  
 Santiago 
27. 03. Wirtschaftsministerium Juan Carlos Scapini Abteilungsleiter 
28. 03. Banco del Estado Gonzalo Jara Abteilungsleiter 
29. 03. Centro Estudios Públicos Harald Beyer Akademischer Direktor 
29. 03. SERCOTEC Irma Gutierrez stellv. Geschäftsführerin 
29. 03. AchM Juan Carlos Hernández Consultant 
29. 03. CONAPYME Sergio Munoz Direktor 
30. 03. CORFO Beatriz Bonifetti Abteilungsleiterin WiFö 
30. 03. Deutsche Botschaft Pietro Merlo Presse und EZ-Referent 
30. 03. Finanzministerium José Espinosa Abteilungsleiter 
30. 03. SUBDERE Ignacio Canales Abteilungsleiter 
31. 03. CEPAL Jorge Katz Abteilungsleiter 
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